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Uie vorliegende Arbeit, aus dem Bedürfnis des Verfassers 
hervorgegangen, nachdem er seine Studien bis dahin wesentlich 
dem Mittelalter gewidmet hatte, sich eingehend mit der Yerfassungs- 
geschichte des deutschen Reiches während der ersten Periode der 
neueren Zeit bekannt zu machen, verdankt ihre specielle Entstehung 
der Anregung, die ihm in den historischen Übungen des Herrn 
Professor Dr. H. Bresslau zu Berlin gegeben wurde, der hier be- 
handelten, verfassungsgeschichtlichen Frage näher zu treten und 
die bisher gültige Ansicht auf ihre Haltbarkeit hin zu prüfen. Mit 
dieser Aufgabe verband sich von selbst die andere, im Anschluss 
an die Negation ein Bild zu entwerfen, wie die Entwickelung der 
Stimmenverhältnisse im Reichsfürstenrath sich thatsächlich vollzogen 
habe, ein Versuch, für dessen Lösung in der vorliegenden Erstlings- 
arbeit der Verfasser nur um gütige Nachsicht bitten kann. 

Zugleich ergreift derselbe die Gelegenheit, seinen verehrten 
Lehrern an der Universität zu Berlin und speciell Herrn Professor 
Dr. Bresslau seinen Dank für die ihm zu Theil gewordene Förderung 
auszusprechen. 

Berlin, im November 1881. 

Waldemar Domke. 
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§ 1. Eiüleitiing. 

Wenn es die Aufgabe der Rechtsgeschichte ist, die Phasen 
bestimmt zu bezeichnen, mit denen neue, die Verfassung eines 
Staates oder einen Faktor derselben wesentlich ändernde Rechts- 
principien eintreten, wenn sie, von den einzelnen Thatsachen 
abstrahirend, ihre Sätze nach Begriffen und Kategorien formulirt; 
so ist es die Aufgabe der Geschichtsforschung, gerade die einzelnen 
historischen Erscheinungen in ihrer Aufeinanderfolge und, so weit 
möglich, in ihrem Causalnexus zu verfolgen und so der Rechts- 
wissenschaft das Material für ihre Formulirungen zurecht zu legen. 
Von diesem Standpunkte soll im Folgenden versucht werden, 
eine solche Frage klar zu stellen, welche uns in der Verfassungs- 
geschichte des deutschen Reiches während ihrer letzten lebendig 
gestaltenden Periode begegnet, deren Anfang an der Schwelle der 
neuen Zeit dadurch bezeichnet wird, dass die alten Faktoren der 
deutschen Verfassung, die Reichsstände und der Reichstag, sich 
fester zu schliessen beginnen und eine bestimmtere Gliederung 
annehmen, welche sie dann im Laufe der folgenden 150 Jahre 
stetig fortentwickeln, und deren Abschluss die Restitution des 
Reiches nach der Zerrüttung durch den dreissigjährigen Krieg 
bildet. 

Wir finden seit 1495 als den stetig in Funktion bleibenden, 
wichtigsten Faktor dieser Verfassung den Reichstag, bestehend 
aus den drei CoUegien der Kurfürsten, der Fürsten, Prälaten, 
Grafen, freien Herren, und der Städte, jedes für sich berathend 
und beschliessend, die Glieder eines jeden nach gewissen Principien 
berechtigt, Sitz und Stimme auszuüben. 

Bekannt ist die Eintheilung des zweiten dieser CoUegien, 
des Reichsfürstenrathes, in eine geistliche und weltliche Bank, jene 
die Häuser Oestreich und Burgund, die Erzbischöfe — so weit 
sie nicht Kurfürsten sind — , die Bischöfe und die Prälaten um- 
fassend, auf dieser die weltlichen Reichsfürten, die Grafen und 
freien Herren. 

Vmnice, Dio Virilatimmen i. Reichsfnrstoiirath. i 



War nun die Stimmenzahl auf der geistlichen Bank ihrer 
Natur nach eine ziemlich stabile, so ist das gleiche hinsichtlich 
der weltlichen Reichsfürsten nicht der Fall gewesen. 

Hier war es eine von den ßechtsgelehrten vielfach behandelte 
Frage, wann und wie die weltliche Bank des Reichsfiirstenrathes 
hinsichtlich der Stimmen der sogenannten älteren Fürstenhäuser 
diejenige Gestalt gewonnen habe, welche man seit dem West- 
fälischen Frieden kannte, seit wann es sich als bestehendes Becht 
herausgebildet habe, dass jedes Fürstenthum durch eine Stimme 
auf dem Reichstage vertreten sei, welche im Falle mehrerer 
Besitzer desselben entweder von allen gemeinschaftlich, oder von 
einem der Possidenten im Namen der übrigen ausgeübt wurde, 
und dass umgekehrt ein Fürst, der mehrere Fürstenthümer in 
seinem Besitz vereinigte, auch mehrere Stimmen für dieselben 
führte. Man hat diesen Rechtszustand so formulirt, dass die 
Stimme seit einer gewissen Zeit von der Person des Fürsten gelöst 
und auf das Land übergegangen sei, an welchem sie hafte, und 
daher auch nicht vervielfältigt werden könne, — im Gegensatz zu 
einer früheren Periode, in welcher das Stimmenverhältnis der 
weltlichen Fürsten je nach der grösseren oder kleineren Zahl der 
Söhne in den einzelnen Häusern, welche zu einer selbständigen 
Regierung gelangten, ein durchaus fluktuirendes war. 

Es fragte sich: wann trat jene Veränderung ein? 

Moser in seinem „Teutschen Staatsrecht"^) hat auf Grund 
der Unterschriften der Reichstagsabschiede statuiren zu müssen 
geglaubt, dass der Reichstag zu Augsburg i. J. 1582 hier als der 
entscheidende Wendepunkt anzusehen sei, dass die Anzahl der 
Stimmen, welche zur Zeit dieses Reichstages im Fürstenrathe 
existirten, dann für immer bestehen blieb, bis auf die mit Bewilligung 
der Stände vom Kaiser vorgenommenen Oreirungen neuer Fürsten 
und die durch die Säkularisationen des Westfälischen Friedens 
bedingten Veränderungen. — Dieses hat auch Ficker in seinem 
„Reichsfürstenstande" ^) angenommen, und alle Rechtslehrer bis zur 
jetzigen Zeit. 

Pütter') drückt sich so vorsichtig aus: es scheine, ohne dass 
die Umstände näher bekannt wären, die Stimmenzahl von 1582 bei- 



■ ) Johann Jacob Moser „Teutsches Staatsrecht", Leipzig u. Eberadorf bei 
VoUrath, 1747. 

») § 199 p. 265 ff. 

') „fiist. Entwickelung der heutigen Staatsverfassung des teut. Reiches*^ 
3. Aufl., Göttingen 1798, im II. Theü cap. II § IV p. 12. 13. 
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behalten zu sein; ihm folgt Häberlin^), dessen ttechtsgeschichte 
auf jenem basirt. Eichhorn^) sagt bereits, man sei später immer 
auf das Jahr 1582 zurückgegangen, nachdem seit 1594 das neue 
Princip sich in einzelnen Fällen angebahnt hätte. LancizoUe *) : im 
17. Jahrhundert (seit Ferdinand III., was er aber durch ein Frage- 
zeichen als unsicher bezeichnet) sei man bei der Feststellung der 
Virilstimmen im Reichsfürstenrath auf das Jaht 1582 zurück- 
gegangen; er hat dabei jene Beschränkung im Auge, welche die 
Stände der Machtbefugnis des Kaisers in so fem zogen, als der 
Erwerb der Reichsstandschaft im Fürstenkollegium nicht von der 
blossen Erhebung durch den Kaiser abhing, sondern an bestimmte 
Bedingungen geknüpft wurde, wodurch aber die Anzahl der Stimmen 
der bis dahin schon bestehenden, fürstlichen Häuser keineswegs 
festgestellt war, viel weniger für die einzelne Stimme ein Normal- 
jahr wie 1582 angenommen wäre. 

Diese Formulirung der Aufnahmebedingungen in den Fürsten- 
rath wurde zum ersten Male in den Reichsabschied von 1641 auf- 
genommen und wiederholt in dem von 1654*); von einer Nor- 



') ,,Handbuch des Teut. Staatsrecht nach dem System des Herrn Justiz- 

rath Pütter"; Berlin 1794; im I. Th., II. Buch, cap. 2. § 79. 

«) „Deutsche Staats- u. Rechtsgeschichte", Göttingen 1823; Bd. IV, § 532, 

p. 320 ff. 

^) „Uebersicht der deut. Reichsstandschafts- u. Territorialverhältnisse etc.*', 

Berlin 1830, in der Einleitung p. XVIH. XIX. 

*) § 197 des Abschiedes von 1654, bei Meiern „acta comitialia Ratis- 

bonensia publica" im Tom. 11. Anhang p. 140, ofr. die Abschiede in der 

Neuen und vollständigeren Sammlung der Reichsabschiede. Die Bedingungen 

sind: 1) Erwerbung reichsunmittelbaren Besitzes, 2) Incorporirang in einen 

Kreis und Veranlagung zur Reichsmatrikel, 3) Gonsens der Ghur- Fürsten, 

Fürsten und Stände des Ileiches. Dieselben werden auch als 1641 festgestellt 

genannt auf dem Nürnberger Executionstage bei Berathung über die Erhebung 

„Ottavio Piccolomini's Duca d'Amalfi" in den Fürstenstand — Meiern „acta 

pacis Executionis publica" Tom. 11, p. 671 ff. im 12. Buch § IX. — Dabei 

wurde der Arembergische Anschlag von 2 Mann zu Ross und 6 zu Fuss als 

ein Minimum angesehen, wenigstens wurde der Anschlag des Fürsten von 

Lobkowitz, als man 1653/54 über dessen Admission verhandelte, zu niedrig 

befunden und zu dieser Höhe verdoppelt — sessio ordinaria secunda d. 25. Juni 1653 

bei Meiern „acta comitialia etc.". Buch II, § III, No. IV im Tom. I, p. 249 f. 

das conclusüm p. 252. — Ebenso wird auf der Veranlagung zur Reichsmatrikel 

bei der Admission der Fürsten Piccolomini, Öietrichstein und Auer- 

sperg bestanden, obgleich für sie persönlich von der Bedingung der fürsten- 

mässigen Ansässigkeit abgesehen wurde — Meiern 1. c , Buch V, § XU, No. I, 

Tom. I, p. 737 ff., § XVI, No. I, p. 778.; B. VI, § II, p. 800, § XI, No. I u. H, 

p. 851. 852, schliesslich noch im § XXVI, No.III, p. 952 ff., und der erwähnte 

§ des Abschiedes. — Diese Bedingungen für die Erlangung der Stimme und 

Session im Fürstenrath (die auch 1653 in einem Memorial der alt-fürstlichen 



mirung nach dem Jahre 1582 findet sich aber keine Nachricht^), 
es war seitdem nur die Zahl der mit Sitz und Stimme auf dem 
Reichstage begabten, fürstlichen Häuser stabilirt , und ihre Ver- 
mehrung von der Erfüllung gewisser Bedingungen und der Zu- 
stimmung der alten Fürsten abhängig gemacht, nicht etwa die 
Anzahl der Stimmen, welche jedem dieser Häuser zukommen 
sollte. — Klar auseinandergehalten werden diese zwei verschiedenen 
Fragen noch bei Häberlin ^) , der hinsichtlich der sogenannten 
Norm von 1582 auf Moser verweist und durch die Wahl seiner 
Worte eine Verantwortlichkeit für diese Theorie ablehnt; er erwähnt 
dabei ausdrücklich, dass 1582 auf dem Reichstage selbst keine 
Rede von einer solchen Normirung gewesen sei^), wie er auch 
keineswegs sagt, dass bei jener Beschränkung, die die Stände für 
die Erwerbung der Reichsstandschaft im Fürstenrath einführten, 
das Jahr 1582 als Normaljahr angenommen sei; er constatirt nur 
die Thatsache, dass seit 1582 keine solche Standeserhöhung erfolgt 
sei, die zugleich ohne weiteres die Erlangung der Reichsstandschaft 
zur Folge gehabt hätte. — Dieselbe Verknüpfung dieser zwei Dinge, 
wie bei LancizoUe, findet sich dann bei Philipps^), der auch von 
1582 an den Unterschied der alten und neuen fürstlichen Häuser 



Häuser — Meiern „acta comitialia", Buch II, § III, No. III, Tom. I, p. 284 — 
geltend gemacht werden) erscheinen übrigens nicht als etwas absolut neues, sondern 
nur als die gesetzliche Fixirung des durch die Praxis herangebildeten Rechts- 
bewusstseins ; denn schon im 16. Jahrhundert werden wir bei Mömpelgart, 
namentlich aber bei Lothringen -Nommeny und bei Aremberg die gleichen 
Züge finden, wie neu erhobene Fürsten sich um Session und Stimme an den 
Reichstag wenden, und die Veranlagung zur Reichsmatrikel dabei die Haupt- 
sache ist. 

1) Ausser den citirten und anderen Stellen bei Meiern sind besonders 
noch hervorzuheben in den „acta comitialia" Buch I, § VII, No. I u. 11, 
Tom. I. p. 45 fl*., wo es sich um die Führung der Stimmen für Pfalz-Lautern 
und -Simmern handelt; ferner Buch III, § IV, No. I u. II, Tom. I, p. 367 ff., 
wo Münster eine Stimme für die Burggrafschaft Stromberg erhalten will, 
und ein sächsisches Memorial in Meiem's „Acta pacis executionis" Buch VI, 
§ XVI, Tom. I, p. 850. 851. Nirgends wird aber Bezug auf das Jahr 1582 
genommen, Münster bezieht sich sogar auf die 1548 und 1551 ausgeübte 
Stimme der Burggrafen von Meissen, die 1582 nicht mehr existirte (s. p. unten § 3, 
XX), was bei einer Norm von diesem Jahre doch nicht möglich gewesen wäre. 

2) 8. p. 3, Anm. 1, an dem dort genannten Orte § 48 u. 49, p. 268 ff. 

3) er verweist auf den 12, Band der Neuesten Teut. Reichsgeschichte 
seines Vaters, welcher die Geschichte des Reichstages von 1582 enthält, und 
wo über unsere Frage p. 620 gesprochen ist. 

4) „Deut. Reichs- u. Rechtsgesch.", München 1850, p. 390. 391. 



;) 



datirt, bei Walter^), HiUebrand 2), Schulte^), Daniels *) und auch in 
Zöpfl's'^) 4. Auflage seiner Rechtsgeschichte. 

Alle fuhren Moser, Pütter, Eichhorn als ihre Quellen an, 
Daniels hebt als solche besonders Lancizolle hervor, so dass schliesslich 
als einzige Autorschaft dieser Ansicht die Mosers übrig bleibt. 

Es ist dabei nur merkwürdig, wie hier allmählich zwei ver- 
schiedene Sätze mit einander verknüpft wurden, welche von ihrem 
ersten Urheber durchaus nicht in diesem Connex ausgesprochen 
wurden, der vielmehr an einer Stelle seine Theorie von der An- 
nahme des Jahres 1582 als Normaljahr für die Stimmenverhältnisse 
im Pürstenrath als eine Abstraktion aus verschiedenen Thatsachen 
bezeichnet, die rein seinem Nachdenken entsprungen sei*). Es 
fragt sich, ob man Spuren auffinden kann, die wirklich ein solches 
Normaljahr als im Rechtsbewusstsein jener Zeit existirend dokumen- 
tiren, in welcher sich die Verhältnisse zu dem Zustande von 1654 
vorbereiteten'); andernfalls könnte dieseTheorie praktische Bedeutung 
erst nach ihrem Erfinder gewonnen haben, wie Häberlin®) das 
ausspricht. 

Es wird also zunächst Moser als der Begründer der bis jetzt 
gültigen Ansicht nachzuprüfen sein, wobei entschuldigt werden 
mag, w^enn dieses vielleicht zu eingehend geschehen sein sollte, 
und wenn im Verlaufe der Arbeit noch öfter auf ihn Bezug ge- 
nommen werden wird. 

Moser und seine Theorie Tom Jahre 1582. 

Moser behandelt die Frage im III. Buche seines Staatsrechts, 
cap. 168, Sectio III, „von denen weltlichen Reichsfürsten überhaupt", 
in den §§ 1 — 54'). Er sucht dieselbe scharf zu begrenzen und 
stellt nur zwei Möglichkeiten dieser Formulirung auf: 



') „Deut. Eechtsgesch.", Bonn 1853, § 327, p. 372. 

*) „Lehrbuch der deut. Staats- u. Rechtsgesch.", Leipzig 1836, p. 583. 

^) „Lehrbuch der deut. Reichs- u. Rechtsgesch.", Stuttgart 1861, § 97, p. 271. 

♦) „Handbuch der deut. Reichs- u. Staatenrechtsgesch.", Tübingen 1863, 
n. Theil, 3. Band, p. 534. 549. 550. 

*) „Deut. Rechtsgeschichte", 4. Aufl., Braunschweig 1872, II. Theil, 
§ 68a, V, p. 380. 

•) cfr. p. 6, Anm. 2 ; freilich hat Moser diesen Standpunkt nicht überall 
festgehalten und aus seiner Theorie doch practische Rechtsfolgerungen ziehen 
wollen, als habe das Jahr 1582 gesetzlich als Normaljahr existirt; s. p. 13. 14. 

') es ist das bereits verneint worden, — cfr. p. 4, Anm. 1. 

*) „Handbuch des Teut. Staatsrechts", I, p. 272: „So viel ist indessen 
gewiss, dass jetzt der erwähnte Grundsatz (d. h. die Norm seit 1582) gilt". 

9) im 34. Bande, p. 278—305. 



„Entweder waren solche Stimmen, welche, nach diser Meinung, 
ein jeder Regierender Herr bekäme, etwas personelles und dauerten 
also nur so lange, als eine solche Regierende Linie währete, oder aber 
es wurde eine solche -Stimme an das Land verknüpfft, also dass, 
wann gleich die Linie erlösche, dannoch derjenige, so das Land 
erbte, die Stimme auch fortfuhren durfFte^)". 

Nachdem Moser so von vornherein einen Grundsatz aufgestellt 
hat, eine Formel, nach der sich die Frage beantworten lassen 
müsse, stellt er nun seinen positiven Satz auf ^): 

„Ich habe bey disen Umständen der Sache selber mehrmalen 
nachgedacht und endlich, nach viler mühsamer Arbeit, klar ge- 
funden, dass der Gruüd derer jetzigen Stimmen derer alten welt- 
lichen Fürstlichen Häuser gantz gewiss in der Observantz des 
An. 1582 gehaltenen Reichstages zu suchen seye und ein jedes 
Haus (bis auf etliche gar wenige, von denen hernach ein mehreres) 
weder mehr, noch weniger Stimmen habe, als es just in disem 
einigen Jahre Regierende Linien und Herrn gehabt habe, wie ich 
nun erweisen werde". 

Nachdem er darauf in den §§ 17 — 36 gezeigt zu haben glaubt, 
dass 1582 jedes Fürstenhaus gerade so viel regierende Linien 
gehabt habe, die also eben so viele Stimmen zu führen damals be- 
rechtigt gewesen seien, als jetzt — d. h. seit 1654, — sagt er im 
§ 37^), er hoffe, dass „nunmehro dergestalten klar an dem Tage 
lige, dass die dermaligen Stimmen derer alten weltlichen Fürst- 
lichen Häuser auf Reichs-Tägen von dem im Jahre 1582 gehaltenen 
Reichs-Tag ihren Ursprung haben". Moser hätte zugleich aber 
zeigen müssen, dass zu keinem anderen Zeitpunkte ein solches 
Uebereinstimmen der Stimmenzahl stattgefunden habe. 

Indessen hat Moser als besonders entscheidende Punkte noch 
folgende hervorgehoben: 

1) Die Stimme von Pfalz -Lautern, welches im Jahre 1576 in 
Johann Casimir, dem Sohne des Kurfürsten Friedrich III., seinen 
ersten, aber auch einzigen, eigenen Herrn erhalten hatte, der seine 
Stimme auf dem Reichstage von 1582 durch Vertreter ausüben Hess. 
Er starb bereits 1592 kinderlos, gleichwohl führte sein Erbe, Kur- 
fürst FWedrich IV. von der Pfalz, ausdrücklich die Stimme für 
Lautern auf dem Reichstage von 1594, dem ersten seit 1582, weiter. 
Moser*) führt die Stelle aus den Subscriptionen des Reichstags- 

») im § 13; Bd. 34, p. 285, wo er gegen Arumaeus polemisirt. 

») § 16; p. 287. 

») Bd. 34, p. 297. 

*) § 20, p. 290 des 34. Bandes. 



abschiedes an; sie lauten nach ihm und der sog. „neuen Sammlung''^): 
„(von wegen) Friedrichen, Pfaltzgrafen bey Rhein, des Heil. Böm. 
Reiches Ertztruchsessen und Churfürsten, Hertzogen in Bayern etc. 
als Innhaber weyland Hertzog Johann Casimirs, Pfaltzgrafen, 
Fürstenthum und Land" (folgen die Namen der Vertreter) und ist 
die erste und in diesem Abschiede neben der Gesammtstimme 
Sachsens für Henneberg auch die einzige Unterschrift dieser Art. 

2) Ein zweiter Funkt, bei dem das in Rede stehende Faktum 
besonders scharf hervortrete, sei die, trotz des Absterbens der 
Herzogslinie im Jahre 1584, weitergeführte Stimme für Braun- 
schweig-Calenberg^). Ebenso evident erscheinen 

3) das Beispiel Baden-Hochbergs') und 

4) Anhalts*), bei welchem letzteren in umgekehrter Weise 
sich feststellte, dass, da 1582 nur ein regierender Herr vorhanden 
war, der eine Stimme führte — obgleich 1557 vier, 1559 fünf, 1566 
noch zwei Stimmen für Anhalt abgegeben seien, — dennoch, 
trotzdem später — 1603 — wieder eine Theilung in 4 regierende 
Linien erfolgte, diese fortan nur eine Stimme hatten. 

5) Für Henneberg '^), dessen letzter Graf G^org Ernst wenige 
Monate nach dem Reichstage von 1582 starb, führten seine Erben, 
der Kurfürst und die Herzöge von Sachsen, die Stimme in 
Gemeinschaft fort. 

Hierauf fussend fasst Moser die Gründe dafür, dass das 
Jahr 1582 als das entscheidende in dieser Entwicklung anzusehen 
sei, in 5 Punkten zusammen*): 

1) „dass, ausser etlichen wenigen (von denen bald ein mehreres) 
alle alte weltliche Fürstliche Häuser noch jetzo — d. h. in Mosers 
Sinne nach 1654 — eben so vil -und nicht mehr oder weniger 
Stimmen haben, als sie An. 1582 regierende Herrn und Stimmen 
auf dem Reichs-Tag gehabt"; — es fragt sich, ob das wirklich in 
dem Umfange zutrifft, als Moser annimmt; 

2) „dass zerschidene Stimmen in Ansehung gewisser Linien 
geführt werden, welche unmittelbar vor dem Reichs-Tag An. 1582 
entstanden und unmittelbar darauf wieder erloschen seyn, mithin 



') Neue und vollständigere Sammlung der Reichsabschiede etc.; bei 
Ernst August Koch, Frankfurt 1747, Theil III, p. 446; — künftighin nur als 
„N. S." citirt. 

*)- Moser 34, p, 294 im § 23,4. 

3) Moser 1. c, § 26, p. 296. 

♦) Moser 1. c, § 33, p. 297. 

5) Moser 1. a p. 297. 

«) Moser 1. c. p. 297 ff., § 37—41. 
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zuvor und hernach keinen eignen Herrn oder Stimm gehabt 

haben, als auf dem An. 1582 gehaltenen Reichs-Tag" ^); — dieses 

ist aber in seinem ganzen Umfange nur bei Pfalz -Lautern der • 

Fall, — nicht bei „zerschiedenen Stimmen in Ansehimg ge- \ 

wisser Linien"; und ferner sagt Moser zu viel, wenn er meint, 

diese hätten auch nach 1582 nicht nur keinen eigenen Herrn, { 

sondern auch keine besondere Stimme gehabt; die Stimme 

Lauterns wurde gerade seit 1582 ohne Unterbrechung fortgeführt, 

wie auch die Hennebergs; nicht gleich weitergeführt wurden die 

Stimmen Braunschweig- Galen bergs und Grubenhagens, dagegen 

waren diese, wie auch die Hennebergs, nicht erst kurz vor 1582 

entstanden. Calenbergs und Grubenhagens Stimmen wurden erst 

1654 wieder aufgenommen, wo aber ersteres wieder einen eigenen | 

Fürsten hatte. I 

3) „An. 1582 und zuvor hatte ein jeder Fürst, der kein 
appanagirter Herr wäre, wann auch gleich sein Antheil Landes 
noch so wenig aus- und eintrüge, seine eigene Stimme im ßeichs- 
fürstenrathe und wann eines Herren, der nur Eine Stimme ge- 
führet hatte, Lande unter 3. 4 und mehr Söhne getheilet wurden, 
so bekäme ein jeder, der einen solchen Partikul erhielte, eben 
sowohl ein eigen Votum, als sein Erblasser gehabt" — es folgt die 
Theilung Hessens von 1567 als Beispiel. — „Hingegen seithero 
bleiben die Vota unveränderlich, wie sie An. 1582 gewesen seynd, 
wo nicht der Kayser und das Reich ein- oder anderem ein 
mehreres oder etwas besonderes einräumen; wann dahero jetzo 

— das ist richtig, d.h. nach 1654 — ein Land, worauf Sitz- und 
Stimm-Recht hafRet, getheilet wird, haben zwar alle Antheil an 
solchem Voto, alleine alle zusammen haben doch nur ein Votum" *). 

— Es wird sich herausstellen, das zwischen 1582 und 1664 aber 
noch viele Veränderungen in der Stimmenzahl des Fürstenrathes 
vor sich gingen, und dass der letzte Satz auf diesen Zeitraum noch 
nicht zutrifft; dass vielmehr jener ältere, der bis 1582 gelten sollte, 
auch fernerhin noch in Kraft bleibt, während der eine Fall Anhalts 
(s. oben p. 7, No. 4) nicht gleich mit dem nächsten nach 1582 
gehaltenen Reichstage, dem von 1594, sondern erst 1603 eintrat, 
dann aber nicht etwa in diesem neueren Principe als anerkanntem 
Rechtssatze, sondern in speciellen Verhältnissen seine Begründung 
fand. 

4) Es sei die Stimme keiner vor 1582 ausgestorbenen Fürsten- 
linie weitergeführt worden, wohl aber die der unmittelbar nach diesem 

•) so weit § 37, p. 298. 

•') Moser 34, p. 298. 299; § 38. 
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Reichstage und später erloschenen, mit Ausnahme Hessens und 
Badens, während zugleich Baden, Pfalz und Braunschweig als 
begründende Beispiele dienen sollen*). — Leider hat es nur mit 
Baden eine eigene Bewandnis*), und die Braunschweigischen 
Stimmen wurden, wie schon gesagt, nicht gleich nach dem Aus- 
sterben der Linien fortgeführt. 

5) Man finde daher, während vor 1582 kein weltlicher Fürst 
mehr als eine Stimme jemals gehabt habe, gleich 1594 bei Pfalz 
eine zweite Stimme desselben Fürsten für Lautern und bei Sachsen 
eine solche für Henneberg „u. s. w. und nachhero immer mehrere*' *). 
— Wenn Moser hier sagt, vor 1582 sei dieses nie der Fall ge- 
wesen, so durfte er auch die Führung der Stimme Lauterns durch 
Kurpfalz im Jahre 1594 nicht im Vorhergehenden heranziehen; 
denn hier führte nicht ein Fürst, sondern ein Kurfürst eine Stimme 
im Fürstenrath, wofür wir aber gerade bei Kurpfalz in früherer 
Zeit — 1557 — ein Analogen finden werden und mehrere noch 
bei geistlichen Fürsten. Die Weiterführung der Hennebergischen 
Stimme hatte aber ganz und gar in speciellen territorialen Ver- 
hältnissen ihren Grund und nicht in einem neu eingetretenen 
Rechtsprincipe *). 

Im § 41 erzählt Moser *), dass 1594 zuerst Kurpfalz für 
Lautern und Sachsen für Henneberg die Weiterführung der Stimmen 
beansprucht und sie thatsächlich ausgeübt hätten; er wisse nicht, 
ob ohne Widerspruch. Indessen hätte doch Oestreich, das trotz 
seiner drei regierenden Herzöge immer nur eine Stimme geführt 
habe, 1603 Protest gegen solche Neuerungen eingelegt und sich 
für den Fall auch die Ausübung seiner drei Vota vorbehalten^). 
Wenn der Protest wirklich wegen der genannten Stimmen ein- 
gelegt worden ist, was nicht ersichtlich und 1603 jedenfalls etwas 
sehr post festum gewesen wäre, so war er doch ohne Erfolg, 
wie die Thatsachen lehren; ist er aber in Bezug auf andere Ver- 
suche, eine Stimme zu erlangen, damals erhoben worden, — und 
es scheint dieses vielmehr wegen einer zweiten Wirtembergischen 
Stimme für Mömpelgart geschehen zu sein'), — so wären damit 



>) Moser 34, p. 299, § 39. 

*) 8. unten, p. 11. 

») Moser 34, p. 299, § 40. 

«) 8. unten, § 3, VIII. 

s) Bd. 34, p. 299. 

«) Moser 34, p. 300, § 42. 

') Moser fuhrt die betreffenden Stellen aus Arumaeus und Besold (Thesaur. 
pract. voc. gefürst. Graf. p. 300) selbst an im § 9, p. 282 des 34. Bandes, 



10 

offenbar andere rechtlose Ansprüche zurückgewiesen, so dass man 
für jene Stimmen vielmehr eine — sei es auch stillschweigende — 
Anerkennung ihrer Berechtigung annehmen müsste. 

Wir sind Mosers Beweisführung bisher in der Art gefolgt, 
dass wir die bei den einzelnen Funkten aufstossenden Bedenken 
angaben; ausserdem kann er aber auch selbst nicht läugnen, dass 
verschiedene Thatsachen sich seiner Begel nicht einfügen lassen, 
wenn er dieselben auch irgend wie zu erklären sucht: 

1) wenn 1582 die beiden Herzöge von Sachsen -Coburg und 
Sachsen -Eisenach noch gemeinschaftlich regierende Herrn waren, 
daher nur eine Stimme führten, gleichwohl 1608 jeder eine be- 
sondere abgab und seitdem behielt, obgleich dem Herzoge von 
Coburg dieselbe bestritten wurde*); 

2) wenn ferner nach Mosers eigenen Worten 1582 eine Stimme 
für Sachsen -Gotha nicht existirte, sondern dieselbe erst thatsäch- 
Hch von 1654 datirt®). Er gebraucht hier eine eigenthümliche 
AVendung, um diese Thatsache unschädlich zu machen: 1582 
hätten vier regierende Herzöge zu Sachsen, Ernestinischer Linie, 
existirt; dazu komme aber noch ein fünftes Gothaisches Votum, 
„von deme man An. 1582 nichts wusste" ; der folgende Satz giebt 
die Erklärung, warum man von ihm nichts wusste: da der ge- 
ächtete und gefangene Herzog Johann Friedrich von Gotha — er 
könnte aber ebenso gut von Altenburg oder Weimar heissen — 
„pro civiliter mortuo" geachtet worden sei, so habe „ein Votum 
für ihn rechtlich nicht existirt"; — wie kann denn aber „noch 
ein fünftes Gothaisches Votum" 1582 dazukommen? — eine eigen- 
thümliche Ausdrucksweise! Schliesslich muss Moser selbst die 
Thatsache anerkennen, dass das neue Gothaische Haus 1640 
durch Theilung entstanden sei, und sein Votum erst seit 
1654 datire. Also noch in dieser Zeit fand bei Theilungen von 
Pürstenthümern doch auch eine entsprechende Vermehrung der 
Stimmen statt!? Er spricht aber nicht darüber, wie dieses, ent- 
gegen seiner Observanz von 1582, noch habe geschehen können. 



>) Moser Bd. 34, p. 292, § 21,i spricht es hier nicht aus, dass die beiden 
Herzöge 1582 nur eine Stimme führten, weil er für dieses Jahr 4 sächsische 
Stimmen annimmt und für seine Theorie annehmen muss ; da er aber ausdrücklich 
erwähnt, es sei 1608 wegen der Eisenachischen Stimme die „Quaestio status 
movirt", wozu er im § 10, p. 283 selbst die betreffende Stelle aus Müllers 
Staatscabinet anführt, und woraus sich gerade ergiebt, dass Eisenach und 
Coburg 1582 nur eine Stimme führten, so liegt hier allerdings ein Fall vor, 
der Mosers Theorie widerspricht, und den er selbst hätte beachten müssen, 

>) Moser 34 p. 292, § 21,4. 
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Dabei erwähnt er auch, dass Ernst von Gotha 1641, also nach 
der Theilung, noch keine eigene Stimme geführt habe, aber eine 
Erklärung giebt er auch hierfiir nicht. 

3) Ebenso erkennt Moser es als „etwas irreguläres'* ^) an, 
wenn die Fränkischen Eürstenthümer des Hauses Brandenburg 1682 
nur einen Herrn hatten, der auch noch 1603 nur eine Stimme führte, 
1613 aber, nachdem seine beiden Vettern getheilt hatten, jeder der- 
selben eine besondere ausübte. 

4) Wenn wir femer 1582 eine vierte Badensisehe Stimme des 
Markgrafen Georg Friedrich von Baden- Sausen berg finden sollen, 
die aber nicht fortgeführt sei ^), so sucht Moser ^) dieses einfach so 
zu erklären, dass 1591 die Baden -Hochbergische Linie ausge- 
storben sei, „da der Anfang mit dieser Neuerung noch nicht gemacht 
wäre, und also Hesse es Baden auch nachhero gut seyn". Also 
weil die Hochbergische Linie ausgestorben ist, darum sollte das 
Votum der Sausenbergischen nicht fortgeführt sein? Moser giebt 
hier zu wenig, um das zu erklären; denn allerdings starb 1591 die 
Linie Hochberg aus, während 1654 und in den folgenden Zeiten 
eine Stimme „wegen Hochbergs" geführt wird, und zwar von den 
Kegenten aus der Sausenbergischen Linie! Zugegeben aber, hier 
liege ein Irrthum Mosers in den Namen vor, der den Thatsachen 
nach aber nicht obzuwalten scheint: wie sollte der im § 45 ange- 
gebene Grund für das Nichtfortführen des einen Votums stichhaltig 
sein, wenn die Häuser Henneberg 1582, Lautern 1586 ausstarben, 
also doch auch, „da der Anfang mit dieser Neuerung noch nicht 
gemacht wäre", für sie aber 1594 — und inzwischen fand kein 
Reichstag statt — die Stimme weitergeführt wird? Hätte Baden 
nicht dasselbe Recht gehabt? 

5) Den gleichen Grund führt Moser *) dafür an, dass nach dem 
Aussterben der Linie Hessen -Rheinfels im Jahre 1583 deren Votum 
nicht weitergeführt sei, „da es Hessen noch nicht einfallen konnte, 
dass Pfalz und Sachsen 1594 etwas neues aufbringen würden"; — 
wir stellen hier Moser denselben Einwand, wie so eben bei Baden, 
entgegen. 

6) Das Votum der Linie Hessen -Marburg, sagt Moser in dem- 
selben §, sei seit deren Erlöschen im Jahre 1604 wegen des Erb- 
streitea zwischen Darmstadt und Cassel suspendirt gewesen; er 
wisse nicht, ob 1653 — nach Entscheidung des Streites — Hessen 

') Moser 34 p. 293, § 22. 
») Moser 34 p. 295, § 26. 
») Moser 34 p. 301, § 45. 
*) 34 p. 301, § 44. 



nunmehr ein Weiterführen dieser Stimme beansprucht habe; es sei 
das in neueren Zeiten geschehen, — aber erfolglos, was Moser 
nicht mehr sagt. Jedenfalls, ob ein solcher Anspruch erhoben 
wurde oder nicht, weitergeführt ist die Marburgische Stimme, die 
1582 existirt hatte, nicht. 

So stehen sechs negirende Thatsachen jenen fünf beweisenden 
gegenüber, und es fragt sich, ob jene sich nicht bei einer genaueren 
Nachprüfung vermehren, diese sich vermindern oder bei näherer 
Betrachtung der Verhältnisse ihre beweisende Kraft verlieren werden. 

Im § 53^) sagt nun Moser: „Schliesslichen ist der heutige 
Zustand der Stimmen derer altweltlichen Fürstlichen Häuser also 
in der That einem blossen casui fortuito zuzuschreiben. Dann An. 
1582 ist es niemand in den Sinn gekommen, dass die Stimmen in 
dem Reichs -Fürsten -Rath sich fürohin beständig nach dem dama- 
ligen Fuss reguliren sollten; dergleichen durch blosse casus fortuitos 
veranlasste wichtige Änderungen in der Teutschen Staatsverfassung 
es auch sonsten noch mehrere giebt" ; — als Beispiel wird die Reichs- 
matrikel von 1521 und die beständige Dauer des letzten Reichstages 
angeführt. 

Was nennt hier Moser einen casus fortuitus? Das Normiren 
der Stimmen nach dem Fusse von 1582 kann er nicht meinen; 
denn auch später hat man sich bei den Streitigkeiten um Session 
und Votum nie auf den Reichstag von 1582 berufen, zu einer 
Rechtsnorm ist derselbe nie geworden, blieben doch 1582 selbst 
verschiedene solche Streitigkeiten unentschieden ^). Sicher hätte 
Moser das auch nicht unterlassen anzuführen, da ein solcher Nach- 
weis, dass man sich irgend einmal mit Erfolg auf den Reichstag 
von 1582 berufen hätte, eine Untersuchung dieser Frage überhaupt 
überflüssig gemacht haben würde. Casus fortuitus, Zufall nennt 
Moser also die einfache Thatsache, dass die Stimmenzahl der alten 
Fürstenhäuser nach 1654 mit der zur Zeit des Reichstages von 1582 
übereinstimmen sollte. Was wäre aber mit der Feststellung einer 
solchen Thatsache gewonnen, wenn sie rein zufällig ist? Wir 
kommen hier wieder auf den Punkt zurück, Moser entgegenzuhalten, 
er versäume den Nachweis zu bringen, dass zu keiner anderen Zeit 
eine solche Übereinstimmung stattgefunden habe, — abgesehen da- 
von, dass nach seinen eigenen Angaben die Übereinstimmung mit 
der Stimmenzahl von 1582 keine völlige ist, und die weitere Unter- 
suchung noch mehr Dififerenzen ergeben wird. 



1) Bd. 34 p. 304. 

2) s. unten § 3, XV. 
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Man beachte ferner die Ausdrücksweise Mosers: Im § 16 
(p. 287), wo er seinen Satz als Behauptung formulirt, nennt er 
„eine Observantz" von 158?^^; — Observanz involvirt dem Begriffe 
nach aber ein causales Verhältnis. 

Im § 37 (p. 297), nach geführtem Beweise, sagt er, die Stim- 
men hätten „ihren Ursprung" von dem im Jahre 1582 gehaltenen 
Reichstage-); — ein unbestimmter Ausdruck; wie denkt er sich 
diesen Ursprung? bewusst hergeleitet, oder zufällig durch den Gang 
der Dinge herbeigeführt? Man denkt zunächst noch an die Ob- 
servanz. 

Im § 53 (p. 304)'*) heisst es: die Stimmen des Reichsfursten- 
rathes „regulirten sich" nach dem Fusse von 1582; — nicht etwa: 
sie wurden regulirt, — ein ebenso unbestimmter Ausdruck, bei dem 
man auch an die Observanz denken müsste. Aber in eben diesem 
§ ist schliesslich die ganze sogenannte Übereinstimmung ein blosser 
„casus fortuitus", ein Zufall! Man fragt sich: was ist denn nun 
für ein Resultat gewonnen? welche positive Bedeutung für die Ver- 
fassung des Reichsfürstenrathes hat denn nun das Jahr 1582? 

In den §§ 46 und 47*) will Moser den Schluss ziehen, dass 
Hessen und Oestreich ein Recht hätten, jenes wenigstens die Mar- 
burgische, dieses seine drei Stimmen zu beanspruchen. Für Oestreich 
kann man diese Behauptung hingehen lassen, da sie sich auf die 
von demselben wiederholt abgegebenen Proteste stützt, durch welche 
einer Verjährung seines Anrechtes auf drei Stimmen vorgebeugt 
sei, — nur hätte dies nichts mit dem Jahre 1582 zu thun. Wie 
soll aber das Recht Hessens aus dem casus fortuitus mit dem Jahre 
1582 hergeleitet werden? Hier würde man eine faktische Bedeu- 
tung dieses Jahres erkennen, wenn Mosers Gedankengang folgen- 
der gewesen wäre: 

Es handele sich nicht blos um die spätere Übereinstimmung 
der Stimmenzahl des Fürtenrathes mit der vom Jahre 1582, sondern 
auch hauptsächlich um den Grundsatz, dass die Stimmen erloschener 
Fürstenlinien von ihren Rechtsnachfolgern weitergeführt werden; 
dieser Grundsatz wäre gleich nach 1582 zur Geltung gelangt, und 
daher datire das Recht Hessens, die Stimme der 1604 ausgestor- 
benen Marburgischen Linie fortzuführen. Dann hätte Hessen aber 
ebenso ein Recht gehabt, die Weiterführung der Rheinfelsischen 



') cfr. oben p. 6. 
*) cfr. oben p. 6. 
3) cfr. p. 12. 
♦) 34, p. 301, 302. 
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Stimme zu beanspruchen. Bei Pfalz -Lautern und Henneberg nimmt 
Moser diesen Grundsatz auch schon für den nächsten Reichstag von 
1594 als bestehend an, hinsichtlich Marburgs sagt er nun aber im 
§ 44 (p. 301): beim Erlöschen dieser Linie sei noch stark darüber 
gestritten worden, „ob dergleichen Fortführung der Stimme einer aus- 
gestorbenen Linie eine Rechtsbefugniss sei oder eine Neuerung". 
Dass gerade über diesen Satz in so positiver Form gestritten wäre, 
dafür führt weder er einen Beleg an, noch haben wir einen solchen 
auffinden können. 1594 wurden die Stimmen Lauterns und Henne - 
bergs und 1598 die Pfalz -Simmerns fortgeführt, aber wir finden 
nirgend eine Spur, dass hiergegen von irgend einer Seite protestirt 
worden sei. 1603 ^) wurde gegen eine Mömpelgartische Stimme Pro- 
test eingelegt; das war aber keine einer ausgestorbenen Linie, son- 
dern es handelte sich um eine ganz neue Stimme. 

1608 und 1613 fanden Streitigkeiten wegen der Stimmen Sachsen- 
Eisenachs und -Coburgs *) statt, die aber wieder mit der Weiterführung 
des Votums einer erloschenen Linie nichts zu thun hatten, sondern 
im Gegentheil durch ihren Ausgang das ältere Princip, das nach 
Moser nur bis 1582 gegolten haben sollte, dass nämlich bei Thei- 
lungen eines Fürstenthunis unter mehrere Söhne eine entsprechende 
Stimmenvermehrung eintrete, von neuem bestätigten. 

Über jene» neuere Princip als formulirten Rechtssatz hat man 
also gar nicht gestritten; dasselbe vollzog sich in ganz anderer 
Weise, und wenn es auch später zu bewusster Form und Aner- 
kennung gelangte, so fehlt doch jeder Beleg dafür, dass es sich 
als solches gerade an das Jahr 1582 knüpfte. Dadurch hätte dieses 
allerdings die Bedeutung einer Observanz erhalten, zugleich aber 
hätte Moser in diesem Falle die Übereinstimmung der späteren 
Stimmenzahl mit der dieses Jahres nicht mehr einen blossen casus 
fortuitus nennen können; und vor allem: die Übereinstimmung müsste 
dann auch wirklich vorhanden und einzelne Ausnahmen durch posi- 
tive Angaben zu erklären sein. Das ist aber nach dem, was Moser 
bringt, und in noch höherem Grade, nicht der Fall. 

Jm § 46 suoht er daher das Recht Hessens hinsichtlich 
der Marburgischen Stimme so herzuleiten, dass er sagt: Wenn 
mit der Fortführung des Hessen -Rheinfelsischen und Baden-Sausen- 
bergischen Votums es einigen Anstand haben könne, da diese Linien 
zu einer Zeit ausgestorben seien, „da sich noch Niemand der- 
gleichen Rechts angemasset und der Fuss de An. 1582 noch nicht 



') cfr. oben p. 9, Anm. 7. 
*) cfr. oben p. 10, Anm. 1. 
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angefangen hatte, eine Norm der folgenden Zeiten abzugeben", so 
sehe er doch nicht, „was gegen das Marpurgische Votum sonder- 
lich könnte gesagt werden, da das Hessische Recht wenigstens 
An. 1653 noch in salvo gewesen ist, zu welcher Zeit eine bereits 
durchgängig angenommene Kegel wäre, dass nach Absterben einer 
Linie, welche Sitz und Stimme gehabt, solche auf die Landes -Nach- 
folger verfället werde". Danach würde für die Ausführung dieses 
letzten Satzes die Norm von 1582 nicht gelten, da dann das Recht 
hinsichtlich des Rheinfelsischen und des sogenannten Sausenbergi- 
schen Votums doch ebenso gut in Geltung gewesen sein würde; 
hier scheint es also deutlich ausgesprochen zu sein, dass das jüngere 
Princip, nach welchem sich später die Stimmen im Reichsfürsten- 
rath regelten, mit dem Jahre 1582 nichts zu thun habe, und doch 
ist gerade in demselben § von der „Norm von 1582" die Rede, — 
ein Widerspruch, der uns die Theorie Mosers immer zweifelhafter 
erscheinen lassen muss. 

Der Kern dieser Theorie wäre demnach folgender: 

Moser glaubt eine zufällige Übereinstimmung der nach 1654 
existirenden Stimmen der alten Fürstenhäuser mit denjenigen von 
1582 gefunden zu haben. Nun kennt er zwei Principien, nach 
denen sich diese Stimmen regulirten: Entweder waren dieselben 
personelles Recht und ihrer so viele, als jedesmal regierende Für- 
sten existirten; oder die Stimme haftete am einzelnen Fürstenthnm, 
und konnte bei einer Theilung desselben nicht vervielfältigt werden. 
Jenes erste Princip hört für Moser mit 1582 auf, und es tritt ein 
neues ein, dass die Stimmen erloschener Fürstenhäuser von ihren 
Rechtsnachfolgern weitergeführt werden, mit welchem er den zwei- 
ten Satz, dass die Stimme am Fürstenthnm hafte, identificirt. Dieses 
trat gleich nach 1582 ein; man stritt sich zwar darüber, aber es 
drang durch. Auf diese Weise soll jenes zufällige Übereinstimmen 
jedenfalls die Bedeutung einer Observanz erhalten. 

So stellt Moser das Jahr 1582 in eine grelle Beleuchtung. 

Abgesehen von allen Bedenken gegen diese Theorie, abgesehen 
davon, ob die genannte Übereinstimmung wirklich vorhanden sei, 
ob 1582 gerade dieser Scheidepunkt ist, muss es uns überhaupt 
auffallen, dass diese beiden Verfassungs principien sich so unmittel- 
bar berühren sollen. Moser selbst kann sich der Erkenntnis nicht 
verschliessen, dass der neue Grrundsatz nicht sofort zur vollen Gel- 
tung gekommen sei, dass diejenigen, welche ihn angewendet hätten, 
auf Widerspruch gestossen seien, gleichwohl bleibt für ihn das Jahr 
1582 der scharfe Schnitt im damaligen Verfassungsleben, bei welchem 
jenes ältere Princip und dieses jüngste sich unmittelbar berührten. 
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Wir müssen vielmehr nach allem über Mosers Theorie Gesag- 
ten schliessen, dass, wenn nach 1582 Neuerungen in der Verfassung 
des Fürstenrathes eingetreten sind, wir in dem, was er mit seinem 
neuen Principe nicht vereinbaren kann, die letzten Spuren einer 
Verfassung haben, die früher wesentlich auf anderen, nach dem 
Eintreten der neuen aber noch fortwirkenden Principien beruhte, 
und dass die Änderung derselben keine plötzliche, keine bewusst 
vollzogene — denn positive Gesetze gab es hierüber nicht, alles 
war Herkommen, Gewohnheitsrecht — gewesen sein könne, son- 
dern allmählich aus der Entwickelung und der Geschichte Deutsch- 
lands — resp. seiner einzelnen Territorialgewalten — hervorgegangen 
sein muss. 

So entsteht für uns die Aufgabe, den Spuren der Entwickelung, 
die von jenem älteren Zustande zu dem neueren herüberleitete, 
nachzugehen, zu zeigen, wie sich eine solche Bildung aus den 
historischen Prämissen ergeben konnte. Die Frage, wann sich diese 
Umbildung vollzog, wird dadurch zugleich ihre Erledigung finden 
müssen. 

Es soll im Folgenden versucht werden, diese Entwickelung für 
die Zeit vom Reichstage zu Worms 1495 bis zu dem von Regens- 
burg im Jahre 1653/54 zu verfolgen. Die Vergleichung der ein- 
zelnen uns entgegentretenden Thatsachen wird vielleicht die Spuren 
eines rothen Fadens zeigen, der sich von jener älteren Zeit des 
völligen Fluktuirens der fürstlichen Stimmenverhältnisse durch das 
Jahr 1582 hindurch bis zu der Neuconstituirung des Reichskörpers 
von 1648, resp. 1653, hinzieht, Spuren von Mittelgliedern, die sich 
an jenes Princip anschliessen , welches auf der Willkür, wie die 
einzelnen Fürstenhäuser ihre Söhne ausstatteten, beruhte, und die 
anderseits zu dem neueren hinüberleiten. 

Es liegt nahe, dieses Bindeglied zunächst in der Entwickelung 
der Territorien, d. h. bei den einzelnen Fürstenhäusern, zu suchen. 
Die Geschicke Deutschlands wurden wesentlich durch seine terri- 
torialen Gewalten bestimmt, durch das Streben derselben nach immer 
grösserer Selbständigkeit ihrer schliesslichen Katastrophe entgegen- 
geführt. Wo müsste sich dieser Einfluss im Verfassungsleben aber 
deutlicher äussern, als dort, wo diese territorialen Mächte direkt 
ihre Stellung im Ganzen des Reiches fanden, wo sie berathend und 
beschliessend in derjenigen Körperschaft sassen, die neben dem 
Kaiser das Reich äusserlich repräsentirte, im Reichstag? Schon 
durch jenen Umstand, dass die apanagirten Söhne der Fürsten nicht 
Zutritt zum Fürstenrathe hatten, während doch die Art, seine Söhne 
mit den Theilen seines Besitzes auszustatten, in jedes Fürsten 
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Belieben gestellt war, werden wir auf diesen Weg hingewiesen. 
Daher unser Schluss, dass nicht die blossen Thatsachen der Dnter- 
schriften der Beichsabschiede, sondern diese im Zusammenhange 
mit der Geschichte der einzelnen Fürstenhäuser erst das nöthige 
Licht für unsere Frage geben können. Der Gang der Untersuchung 
wird daher der sein, dass in einem besonderen Abschnitte die ein- 
zelnen Fürstenhäuser mit Rücksicht darauf besprochen werden, wie 
sich ihr Stimmrecht auf den einzelnen Reichstagen der zu behan- 
delnden Zeit gestaltete, d, h. welche Stimmen wirklich abgegeben 
wurden und welche etwa ausgeübt werden konnten, worauf in einem 
letzten Abschnitt hieraus das Resultat mit Heranziehung anderer^ 
für den Entwickelungsgang der Dinge wichtiger Momente gezogen 
werden wird. Zunächst aber mögen in einem zweiten Paragraphen 
einige Vorbemerkungen gestattet sein. 



§ % Vorbemerkungen. 



Für die Stimmabgabe der einzelnen Fürsten auf den Reichs- 
tagen der zu behandelnden Periode ist die Hauptquelle die „Neue 
und vollständigere Sammlung der Reichsabschiede etc.", die 1747 
im Verlage von Ernst August Koch in Frankfurt a. M. erschien; 
eine neuere Sammlung liegt nicht vor, und was an älteren der Art 
erschienen war, ist bei der Herausgabe dieser von 1747 benutzt 
worden, welche ausserdem noch, nach der Vorrede, mit den Origi- 
nalen im Kur -Mainzischen Archiv verglichen sein solL Weizsäcker 
im Vorwort zum ersten Bande der „deutschen Reichstagsakten" *) 
hat eingehend dieses Werk wie seine Vorgänger besprochen, so 
dass hier nur einige Bemerkungen mit specieller Beziehung auf den 
Zweck, für welchen dasselbe benutzt werden soll, zu machen sind. 



») s. besonders p. XLIII des Vorwortes u. ff. 

Donike, Die Virilstimmen i. ReichsfQrstenrath. 2 



Wenn der Hauptmangel der Sammlung darin besteht, dass sie 
nur die Reichsabschiede selbst, nicht die Protokolle und Verhand- 
lungen der Reichstage mittheilt, so kann uns dieser nur in so fem 
berühren, als wir über die Sessionsstreitigkeiten, deren in vielen 
Abschieden seit 1521 ^) gedacht wird, etwas Näheres erfahren möch- 
ten. Für unseren nächsten Zweck gebrauchen wir aber nur die 
Subscriptionen und können nur bedauern, dass nicht alle Recesse 
mit solchen versehen sind. Doch ist dieser Ausfall ein sehr gerin- 
ger und trifit nur die erste Hälfte der zu behandelnden Periode. 
Die Anzahl der unterschriebenen Abschiede ist eine so grosse und 
auf alle Zeiten der 150 Jahre so vertheilt*), dass darin ein aus- 
reichendes Material vorliegt. 

In der Tabelle*), welche dem Abschnitte über die pfälzischen 
Stimmen beigegeben ist, sind die sämmtliehen Abschiede versfeichnet, 
welche mit Unterschriften versehen sind und daher für uns in Be- 
tracht kommen, wo zugleich die betreffenden Seitenzahlen der N. S. 
ein für alle Male angegeben sein mögen. 

Im ganzen werden wir uns für unsern Zweck auf die „neue 
Sammlung'^ verlassen können, da, wie auch Weizsäcker in seinem 
Vorworte darlegt, die Edition der Reichsabschiede im 16. Jahr- 
hundert sehr oft fast gleichzeitig vollzogen wurde, und wir annehmen 
dürfen, dass die Unterschriften wohl derjenige Theil derselben 
waren, der am wenigsten der Oeffentlichkeit vorenthalten oder 
entstellt wurde. Dass hin und wieder Fehler im Drucke sich ein- 
geschlichen haben, darf bei den häufigen Nachdrucken und der 
schlechten CoUationirung nicht, Wunder nehmen; die Zahl derselben 
ist indessen eine sehr geringe, und ihre Correctur durch die ein- 
fachste Vergleichung leicht vorzunehmen; dieselbe wird an den 
betreffenden Stellen gegeben werden. 

Eine Vergleichung der N. S. mit einer Anzahl der ältesten 
Drucke*) ergiebt für erstere die besten Resultate. Die Texte 

>) 8. Beichsabschied zu Worms 1521, § 40, N. S. (neue Sammlung) II, 
p. 208, 209. — Doch sei hier gleich bemerkt, dass dieses in den weitaus grösseren 
Fällen nur S es sions Streitigkeiten, nicht solche um das Stimmrecht an sich 
waren, wie das aus dem Text der hierüber sehr oft handelnden vorletzten §§ 
der Abschiede hervorgeht. 

») Nur von 1613—1641, in der Zeit des 30jährigen Krieges, ist ein völ- 
liges vacuum; es ist die Zeit der gänzlichen AttHösung aller Verhältnisse, und 
die beiden Reichstage am Schlüsse derselben, die von 1641 und 1653/54 sind 
in so fern wichtig, als sie eine Restitution des alten Zustandes bezeichnen, frei- 
lich nicht ohne grosse Neuerungen, namentlich in den Folgen. 

») s. unten § 3, XVIII. 

•) Die verglichenen Drucke befinden sich in der königl. Bibliothek zu 
Berlin; es sind: 
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summen völlig überein, kaum dass die Worte etwas modernisirt 
sind; Interpunktion und Satzbau sind gar nicht verändert, selbst 
die §§-Eintheilung ist nur in wenigen Fällen um ein Geringes 
verschoben; vor allem aber wichtig für uns ist die grosse Q-enauig- 
keit in den Unterschriften, wo kein Name der Drucke in der N. S. 
fehlt. 

Was die drei Reichsmatrikeln zu den Jahren 1495^), 1507*) 
und 1521 betrifft, welche wir mehrfach zur Unterstützung heran- 
ziehen werden^ so stimmen die in den beiden ersteren vorkommenden 
Fürstennamen mit den historischen Daten und den Unterschriften 
der betreffenden Abschiede, resp. mit dem Titel YIII „Abschiede 
und Befehle^' des Abschiedes von 1495, ganz überein, sind also 
zuverlässig; alle drei Fassungen der Matrikel von 1521 aber, die 

1) Einzeldruck sab „Qv. 4580": ,,Romischer Keyserlicher Majestät un 
gemeiner Stende des Reichs u£fsatzung und Ordnung uff dem Reichstag zu 
Collen. Anno XV^ und XII uffgericht", klein-lblio; 

2) Sammelband .,Gt. 1235(yS enthaltend 5 Drucke, klein-folio: 

a) ,,landtfried durch Keyser Karol den funfften uff dem Reichstag zu 
Wormbs auffgericht. Anno M. Yo. XXj/'; auf der Rückseite des Titelblattes 
das kaiserliche Privileg für Joh. Schöffer zu Mainz d. d. 4. Juni 1521, auf 
drei Jahre lautend; auf der letzten Seite: „Gedruckt zu Meintz durch Johann 
Schöffer Anno M. V^. XX j.". Ein anderer Druck dieses Landfriedens, durch 
Ivo Schöffer i. J. 1523 besorgt, ist im Sammelband „Gv. 12357", No. 1, mit 
dem ersteren bis auf einige Abweichungen in der Orthographie und Inter- 
punktion identisch; 

b) No. 2 des Sammelbandes Gv. 12350: „Romischer Kayserlicher* Majestät 
geordnet Kamergericht auff dem Reichstag zu Worms Anno M. Vc. XX j. 
cum privilegio imperatoris Karol i V.". Auf der Rückseite das kaiserliche 
Privileg; am Schlüsse: „Johann Schöffer, Maintz 1521". — Ein zweites Exemplar 
desselben Druckes ist im Sammelband Gv. 12357 No. 2; 

o) Gv. 12350 No. 3: „Romischer kay serlicher Majestät Regiment: Chammer- 
gerioht: Landtfridt unnd Abschiedt uff' dem Reichstag zu Wormbs. Anno 
M. V«. XX j. beschlossen und uffgericht" ; darunter „cum privilegio speciali 
Imperatoris Karoli V."; der Druck gehört offenbar in die Jahre 1521 — 23; 

d) Gv. 12350 No. 4 : „Absohidt des Reichstags zu Speier Anno 1526 gehalten" ; 
darunter: „gegen dem Original coUationirt : auscultirt und subscribirt". Auf 
der letzten Textseite: „Gedruckt zu Meintz durch Johan Schöffem", darunter: 
„collacionirt und auscultirt ist gegenwärtig copei durch mich Andrissen Rucker 
Meintzischen und der Reichshandlung Secretarien und laut dem Original gleich 
das ich mit dieser meiner eygen handt bezeug."; der § 30 des Abschiedes 
trägt Rucker ausdrücklich dieses Geschäft auf und verbietet jeden anderen als 
durch ihn beglaubigten Druck; 

e) Gv. 12350 No. 5: „Abschiedt des Reichstags zu Augspurg Anno 
M. D. XXX. gehalten" ; auf der letzten Seite :„getruckt zu Meintz durch Johannem 
Schöffer. Im jar nach der Geburt (Jhristi unsers Herrn M. D. xxxj". 

») N. S. II, p. 20 ff. 
*) N. S. II, p. 104 ff. 
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uns als solche in der N. S. ^) bezeichnet werden, enthalten ein 
Conglomerat aller möglichen Namen aus allen Zeiten des Jahr- 
hunderts. Es ist dies daher erklärlich, dass sämmtliche späteren 
Matrikeln nach dem Muster derjenigen von 1521 angelegt wurden, 
so dass sich wohl später durch ungenaue Bezeichnungen verschiedene 
Exemplare in die Drucke einschleichen konnten, die die Jahreszahl 
1521 trugen und doch nichts weniger als dorthin gehörten.' Ver- 
gleichen wir die drei Texte, so ergiebt sich, dass die Cortrejische 
Fassung (N. S. 11, p. 223) noch die beste ist, da sie sowohl in ihren 
Anmerkungen zu den einzelnen Posten, die ebenfalls dem Originale 
entnommen sein müssen, den Stempel der grösseren Genauigkeit 
trägt, als auch das Fürstenverzeichnis vollständig giebt, was bei 
der anderen Fassung auf p. 217 nicht ganz und bei der im Anhange 
des 4. Bandes noch viel weniger der Fall ist. 

Dass die Form der Matrikel sehr lange dieselbe blieb, zeigen 
die beiden äussersten Daten; einerseits kommen nämlich Namen 
vor, wie die der Brüder Heinrich und Erich von Braunschweig, 
die vollkommen zum Jahre 1521 passen, und anderseits fuhrt uns 
die Angabe Herzogs Wilhelm v. Jülich, Oleve und Berg in den 
beiden Fassungen des 2. Bandes bis ins Jahr 1592, in welchem 
derselbe stirbt; die Matrikel im Anhange des 4. Bandes aber reicht 
mit der Angabe „Hzg. Ludwig Philipps, Pfalzgrafen" sogar bis 
zum Jahre 1614, da ein Pfalzgraf dieses Namens nur einmal, 
in Neuburg von 1569 — 1614, regierte. Im Ganzen berühren sich 
die Fürstennamen aller drei Fassungen in den Jahren 1550 — 1570. 

Wenn wir demnach diese Matrikel höchst selten gebrauchen 
werden, so kann sie bei einigen Punkten doch ohne Gefahr an- 
gewendet werden, wenn sie z. B. übereinstimmend mit den anderen 
„alle Fürsten von Anhalt" nennt. Wir können in dieser Conti- 
nuität des Matrikelformulars nur ein Zeichen dafür erblicken, 
dass das Verhältnis der einzelnen Fürstenhäuser zum Beiche nichit 
ein so willkürlich wechselndes war, sondern eine gewisse Beständigkeit 
bewahrte. 

Als Ergänzung und ControUe für die Angaben der neuen 
Sammlung und besonders für die Verfolgung der Hausgeschichten 
ist neben Karl Hopfs „historisch-genealogischem Atlas, Gotha 1878", 
neben H. Schulze „die Hausgesetze der regierenden deutschen 
Fürstenhäuser" (2 Bde., Jena und Breslau), Lünigs Reich -Archiv, 
Häberlins „Neuester teutscher Reichsgeschichte" eine Anzahl von 



') 1) N. S. n, p. 217; 2) N. S. n, p. 223 „nach Cortreji«; 3) N. S. IV im 
Anhange, p. 39 desselben. 
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Werken über die einzelnen Fürstenhäuser benutzt worden, die an 
den betreiFenden Stellen citirt werden. 

Hopfs Atlas kann in so fern zu einer ControUe dienen, als er 
nirgend seine Daten der neuen Sammlung entnimmt, wie sich aus 
einer Durchsicht seiner Quellenangaben auf p. XIII hinter dem 
Vorworte und über den einzelnen genealogischen Tafeln ergiebt. 



Zum Schlüsse dieser Vorbemerkungen ist noch über die Unter- 
schriften selbst zu sprechen. 

Zunächst involvirt jede besondere Subscription, sie sei persönlich 
oder in Vertretung gegeben, eine Stimme des betreffenden Fürsten; 
erst in ganz später Zeit finden sich Abweichungen hiervon, die 
dann aber als solche deutlich erkennbar sind^). 

Neben den einfachen Unterschriften, d. h. solchen mit einem 
Fürstennamen, kommen aber auch andere der Art vor, dass Brüder 
oder Vettern desselben Hauses in einer einzigen zusammen genannt 
werden, und es fragt sich, ob man für eine solche Gesammt- 
Unterschrift nur eine gemeinsame Stimme anzunehmen habe oder 
so viele, als Personen in derselben genannt werden. 

Wir gehen zunächst von den Reichstagen von 1641 und 
1654 aus, wo Anhalt anerkanntermassen nur eine Stimme führte. 
Wenn nun die Unterschriften hier sich in der Form durch nichts 
von denen in früherer Zeit, auch nicht von den vor 1582 gegebenen 
unterscheiden 2), während auch sonst in keiner Beziehung sich die 
Abfassung der Beichstagsabschiede geändert hat, sondern eine 
ununterbrochene Stabilität der Form bewahrt, wenn wir dann 
60 resp. 70 Jahre früher bei anderen Häusern urkundlich nach- 
weisen können, dass eine solche Unterschrift nur für eine Stimme 
gegeben*) wurde; so wird der Schluss gestattet sein, dass denselben 
in früherer Zeit ebenfalls nur eine zu Grunde lag. 

Wir finden ferner zwei Zeugnisse aus unserer zu behandelnden 
Zeit, welche die Stimmfrage im Beichsfürstenrath behandeln. 



') In den Unterschriften des Abschiedes von 1653/54 erscheinen einige 
in der Gestalt doppelt, dass sie zuerst unter den persönlich anwesenden 
Fürsten gegeben sind, dann unter den Namen der abwesenden mit dem Vermerk 
„nach Abreiss" wiederholt werden, wie z. B. bei Lauenburg, wo natürlich nicht 
eine zweite Stimme desselben Fürsten anzunehmen ist. 

■-*) cfr. die Subscription für Anhalt zum Jahre 1559, unten § 3, XII. 

3) Bei Meklenburg zum Jahre 1576; bei Sachsen zu den Eisenach-Cobur- 
gischen Unterschriften von 1576 und 1582. 
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1) In Goldast's ^^politischen Reichshandlungen"*) befindet sich 
in einem im Jahre 1582 angefertigten Berichte, „wie es auf Reichs- 
tagen gehalten zu werden pflege", die Stelle: „Was aber für unter- 
schidliche regierende Herrn aus einem Haus gebohren seynd, die 
mögen ihr jeder einen sonderbaren Gewalthaber ordnen, oder durch 
einen sammtlich ihr Votum und Session vertreten lassen, wie jetzo 
in zweien Reichs-Tägen die Kayserliche Maj. sammt dero Gebrüdern, 
Ertz-Hertzogen zu Oesterreich, gleichwohl protestando, gethan, da 
aber sonst andere Gebrüder und Vettern, so nicht regierende Herren, 
sich solches wollten untememen und so vil Vota haben, als deren 
seyen, wird nicht zugelassen". 

Moser') führt diese Stelle als fieleg dafür an, dass bis 1582 
bei Erbtheilungen jeder der theilenden Fürsten eine Stimme im 
Pürstenrathe zu beanspruchen hatte, und zwar wird er speciell 
mit Hinblick auf die Theilung Hessens unter die vier Söhne Philipps 
des Grossmüthigen beigebracht. 

2) Die zweite Stelle befindet sich bei Arumaeus*): „Quod si 
vero duo Principes inter se ducatus et dominiti sua diviserint, et 
unusquisque regimen in sua parte instituerint , uterque jus Voti in 
conciliis habet, quapropter cum in comitiis Ratisponensibus 1613 etc.." 
(n. 134); dann n. 135: „Quodsi etiamunus Princeps plures Principatus 
habeat, potest et is, si velit, eorum nomine plura Vota in comitiis 
dare, sicuti ejus rei exempla in propatulo sunt. Nam Elector 
Coloniensis tanquam elector in senatu Electorum, tanquam Episco- 
pus Lüttinensis, Monasteriensis , Hildesheimensis etc. in senatu 
Principum, Elector Palatinus, ut Elector, et nomine Simmem et 
Lautern, Elector Saxoniae ut Elector et nomine comitatus 
Hennebergensis, aliique plura Vota habent, sicuti ex subscriptio- 
nibus variorum Recessuum videre est". Jenen Satz des Autors 
bei Goldast acceptirt Moser*), den des Arumaeus aber will er 
durchaus nicht gelten lassen. Dem ersten Satze des letzteren: 



I) cap. 6, p. m.931; bei Moser Teut. Staats-Recht Bd. 84, p. 296, Anm. 1 
citirt, wo dieser den Verfasser einen „m Reichstagssachen wohl erfahrenen 
Autor'* nennt. Auch bei Joh. Ulrich Röderer ,,von den Herzoglich-Sächsichen 
Keichs-Tags-Stimmen und der Frage : ob der Grund der jetzigen Stimmen etc.". 
„Hildburghausen, bey Joh. Gottfried Hanisch 1779", p. 98. 

») 1. o. zum § 38. 

3) de comitiis cap. VII, n.U84u. 135, bei Moser 34, p. 284, § 12; auch bei 
Röderer „von den Herzoglich-Sächsischen etc.** § 2, n. 59 u. p. 63. 

») Bd. 34, p. 284, § 13. 
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y^quodsi vero duo Principee etc." stellt er „unter verschiedenen anderen 
das Hoch -Fürstliche Haus Anhalt" gegenüber, welches trotz der 
Theilung von 1604 in 4 Linien doch nur eine Stimme führe ; dieses 
ist aber auch der einzige Fall dieser Art in unserer Periode nach 
1582 utid beruht, wie wir sehen werden, auf einem besonderen 
Haus vertrage , während ,jdie verschiedenen anderen" Fälle nicht 
allgemein in die Zeit nach 1Ö82, sondern erst in die nach 1654 
gehören. Arumaeus aber starb 1634^). Dieser Irrthum Mosers 
dass er des Arumaeus Sätze, welche zunächst nur als ein Zeugnis 
für seine Zeit angesehen werden dürfen, generaliter nehmen will, 
zieht sich dann durch das Folgende, was er gegen ihn sagt, hindurch. 
Gegen den zweiten Satz desselben wendet er') ein, dass nicht klar 
sei, was er mit „Frincipatus^^ gemeint habe. Die von Arumaeus 
angeführten Seispiele zeigen aber deutlich, dass er darunter ein 
Land versteht, welches entweder seit längerer oder kürzerer Zeit 
einen eigenen Herrn gehabt hatte, der Sitz und Stimme im Fürsten- 
rath besass. 

Wir nehmen diese Sätze als das, was sie nur sein können: 
Zeugnisse von Zeitgenossen für ihre eigenen Zeiten. 

Aus der Stelle in Goldasts politischen Beichshandlungen ergiebt 
sich, dass: 

1) zu seiner Zeit jeder selbständig regierende Fürst das Recht 
hatte, Session und Votum im Reichsfürstenrathe zu beanspruchen 
und auszuüben, dass aber, 

2) wenn in einem Fürstenhause eine Theilung unter mehreren 
firüdern oder Vettern stattgefunden hat, diese auch einen gemeinsamen 
Vertreter entsenden können, der dann das „votum" und die 
„Session" ihres Hauses vertritt, in diesem Falle also nur eine 
Stimme fuhrt, unbeschadet jedoch des Rechtes jedes einzelnen der 
betreiFenden Regenten, sein Votum und seine Session * später wieder 
für sich besonders auszuüben. Das Beispiel Oestreichs widerspricht 
diesen Sätzen in keiner Weise, da dasselbe nach Analogie anderer 
Fürstenhäuser unzweifelhaft mehrere Vota verlangen konnte, aus 
besonderen Rücksichten dieses aber unterlassen haben mag, wobei 
sein einige Male abgegebener Protest nichts weiter bezweckte, als 
jenes sein eventuelles Recht in Erinnerung zu bringen. Oestreichs 
Beispiel, gleich hinter den Satz von der gemeinsamen Vertretung 
gestellt, kann eben nur illustriren, dass im Falle einer Gesammt- 
vertretung nur ein Votum ausgeübt wurde. Denn dass die Erz- 



') Röderer, p. 61. 

*) Moser 34, p. 285, § 14. 



n 

herzöge unter der Unterschrift „Haus Oestreich" nur ein solches 
führten, beweist eben der Protest, der nur dann einen Sinn haben 
konnte, wenn die gemeinsame Gresandtschaft nur eine, nicht wenn 
sie mehrere Stimmen ausübte. Drittens endlich: nur nicht regierende, 
d. h. apanagirte, Herrn sind von dem. Stimmrecht im Fürsten- 
rathe ausgeschlossen, ein Satz, der offenbar nicht im Gegensatz zu 
dem von der Gesammtvertretung, sondern zu dem von den „unter- 
schidlichen regierenden Herrn" steht. 

Dieses um 1Ö82. 

Des Arumaeus' erster Satz stimmt nun noch vollkommen zu 
diesem von 1582. Dann folgt sein zweiter Hauptsatz, dass ein Fürst, 
der im Besitz mehrerer Fürstenthümer ist, auch für jedes derselben 
ein besonderes Votum führen könne; die Beispiele dazu sind aber 
sämmtlich erst aus der Zeit von 1594 ab genommen, so dass also 
hier eine Thatsache registrirt erscheint — sicuti ex subscriptionibus 
variorum recessuum videre est — , aus der eine Regel abzuleiten 
sein könnte, — potest, si velit. 

Es ist wichtig, dieses Verfahren des Arumaeus hervorzuheben, 
der seinen ersten Satz mit der Sicherheit und Gewissheit einer 
längst anerkannten Wahrheit niederschreibt: uterque jus voti habet, 
und aus ihm die Begründung für einen Einzelfall ableitet — 
„quapropter" fährt er fort — , während er in dem zweiten Satze 
„potest^* sagt und gleich hinzusetzt, dass er dieses eventuelle B«cht 
aus gewissen Beispielen ableite, wie er sie für den ersten gar nicht 
gebraucht, der, wie 1582, so auch zu seiner Zeit in voller Gültigkeit 
besteht. Dabei widersprechen sich des Arumaeus Sätze zunächst 
in keiner Weise, während er über jene Gesammtvertretung mehrerer 
Linien eines Fürstenhauses nichts sagt, dieselbe also ebenso wie 
der allgemeine Satz vom Stimmenrechte jedes regierenden Fürsten 
noch so wie 1582 als bestehend angenommen werden muss. 

Wir gewinnen demnach für die Behandlung der Subscriptionen 
das Besultat, dass eine Gesammtunterschrift an sich jedenfalls nur 
eine Stimme bezeichnet, — wo nicht etwa ausdrückliche Zeugnisse 
einen Ausnahmefall constatiren — , während sonstige Quellen uns 
erweisen werden müssen, aus welchen Gründen mehrere regierende 
Brüder oder Vettern nur eine Stimme durch eine Gesammtvertretung 
ausübten, ob dieses eine dauernde Institution blieb, oder nur ein 
einmaliges Faktum war; d. h.: wir werden an diesem Punkte die 
einzelnen Faktoren erkennen müssen, welche auf die Gestaltung der 
Stimmenzahl im Beichsfürstenrathe einwirkten und schliesslich zu 
derjenigen führten, welche seit 1654 dauernd bestehen blieb. 
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§ 3. Die einzelnen Fürstenhäuser. 



Wir gehen nunmehr zur Beeprechung der Stimmverhältnisse 
der einzelnen Fürstenhäuser über. Es muss entschuldigt werden, 
wenn hierbei keine gegebene Breihenfolge, sei es eine geographische, 
oder eine nach historischen Momenten, etwa dem Alter der Fürsten- 
häuser, oder, was das natürlichste hätte scheinen können, diejenige 
der Rangordnung in den Subscriptionen eingehalten ist. Da letztere 
aber für uns ohne Belang ist, und die Zahl der Fürstenhäuser 
selbst sich nicht sehr hoch belauft, so war es vielleicht empfehlens- 
werther, diejenigen Häuser, bei denen die Stimraverhältnisse mög- 
lichst einfach liegen, zuerst zu behandeln. Eine Gesammtübersicht 
über die Stimmen der alten Fürstenhäuser nach unseren Resultaten 
ist am Schlüsse in einer Tabelle beigefügt. 

L Grehen wir von den Herzogthümem Jfllicli-Berg und Cleve 
aus, so finden wir für ersteres in den Jahren 1495 — rlölO die Unter- 
schrift Wilhelms III. ^) in acht Reichstagsabschieden, die in diese 
Zeit fallen, löll starb derselbe, worauf während der beiden nächsten 
Reichstage, 1512 und 1521, die Stimme Jülichs ruhte, da er keine 
Söhne hinterliess, und seine Erbin Maria an Johann lU. von Cleve 
verheirathet war. 

Für Cleve finden wir 1495 keine Unterschrift, dagegen in der 
Matrikel desselben Jahres den „Hertzog von Klafft mit einer An- 
lage genannt Der regierende Herzog in Cleve und Mark war da- 
mals Johann der 11. (1481 — 1521), der seine Stimme unter zehn 
Reichstagen dieser Periode viermal, 1497 zu Lindau, 1497 zu Worms, 
1500 und 1521«) ausübte. 



') nach Hopf; nach Hanke, „Deut. Gesch. im Zeitalter der Reformation" 
1, 228 der VII. 

^) Dass hier noch die Stimme Johanns 11. und nicht die seines Sohnes 
ausgeübt wurde, zeigt die Unterschrift „von wegen des Hertzogen zu Cleve", 
während Johanns 111. Titel gleich 1524 von „Jülich, Cleve und Berg" lautet. 

1498 findet sich einmal die Unterschrift: „der Hertzog von Grülch und 
Cleve", jedenfalls ein Fehler in der Vorlage, die man für diesen Abschied bei 
Anfertigung der N. S. hatte, oder der dabei hineingebracht wurde; wir haben 
diese Stimme zu denen von Jülich und Berg gezählt, da hier allein vor der 
Vereinigung der beiden Herzogthümer eine Doppelbezeichnung vorkommt, und 
man in der fraglichen Unterschrift statt „Cleve" „Berg" zu setzen haben wird. 
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Von 1524 — 1535 finden wir achtmal regelmässig die Stimme 
Johanns III. als Herzogs von Jülich, Oleve und Berg ausgeübt, 
darauf die seines Sohnes Wilhelms III. (1539 — 92) auf sechszehn 
Beichstagen von 1541—1582, schliesslich dreimal, 1594, 1598 und 
1603, diejenige seines Enkels Johann Wilhelm, welcher 1609, ohne 
männliche Nachkommen zu hinterlassen, starb. 

Wir sehen, dass in jener frühen Zeit des 16. Jahrhunderts die 
Stimme einer ausgestorbenen Fürstenlinie nicht fortgeführt wurde, 
und sehen dieses in dem Umstände begründet, dass die beiden 
Eürstenthümer völlig mit einander verschmolzen. Es war nämlich 
in dem Heirathscontract zwischen Johann III., dem Erbprinzen 
von Cleve, und Maria von Jülich und Berg ausdrücklich bestimmt 
worden, dass ihre Fürstenthümer und Länder ewig unzertrennt und 
vereinigt bleiben sollten, welchen Vertrag König Ferdinand in dem 
1559 ausgestellten Lehensbriefe für Wilhelm III. von neuem be- 
stätigte^). Es ist dieses in so fern wichtig, als die ersten Fälle, 
wo wir die Stimmen ausgestorbener Fürstenlinien fortgeführt 
finden, bei Henneberg und Pfalz -Lautem, auch in ganz speciellen 
Verhältnissen begründet sind, bei Henneberg gerade im Gegensatz 
zu diesem Falle darin, dass dasselbe als Fürstenthum mit beson- 
derer Hegierung fortbestand. Zugleich war für Jülich -Cleve -Berg 
durch diesen Vertrag, wenn nicht gerade eine feste Erbfolge ein- 
geführt, doch etwaigen späteren Theilungen vorgebeugt. 

Wenn es somit natürlich war, dass für die Herzogthümer nur 
1 Stimme geführt wurde, so können wir hier Moser auch darin 
Brecht geben, dass nach 1609 dieselbe wegen des Successions- 
streites suspendirt werden musste und nachher, da die definitive 
Entscheidung erst 1666 gegeben wurde, auch keinem der Erben, 
nachdem 16(34 die Verhältnisse fixirt waren, eine solche zugestanden 
werden konnte, da besonders Sachsen weder den Neuburgern noch 
Brandenburg dieselbe bewilligen wollte^). 

IL Für Holstein*) finden wir weder 1495 noch in der ganzen 
folgenden Zeit bis 1567, in welche 30 Reichstage fallen, deren Ab- 
schiede uns mit den Unterschriften vorliegen, eine Stimme ausgeübt, 



») Häberlin „Neueste Teut. ß.-G.« IV p. 189 — Lünig R.-A. tom. XI, 
supplem. ulter. p. 102 ff. und tom. X p. 411 ff. — Ranke „Reformation« Bd. I 
p. 226 nebst Anm. 3 und p. 228; schon J^Iaximiiian hatte danach jenen Heiraths- 
vertrag bestätigt. 

>) Moser „Teut. Staats-R.'' Bd. 35 p. 247 im § 44. 

3) Die Erhebung Holsteins zu einem deutschen Herzogthum s. Ranke 
„Ref.^ I p. 42. 
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indessen lassen sich andere Spuren seines Verhältnisses zum Keiche 
nachweisen. 

In dem Abschiede von 1495 heisst es im Titel 8^) § 10: 
Friedrich von Sachsen solle unterhandeln mit dem „Könige von 
Dänemark^ 9 und im § 14: Herzog Magnus von Mecklenburg 
„solle handeln mit dem Hertzog von Holstein und Schleswig^. Die 
Matrikel von 1495 enthält nur die kurze Bezeichnung: „Hertzog 
von Holstein^. Da wir dem Heichsabschiede selbst hier grössere 
Autorität als der Matrikel zuerkennen müssen , die, wenn sie sonst 
auch richtig sein mag, doch jedenfalls nur im Auszuge gegeben 
ist, wie man aus der Form und den kurzen Titulaturen schliessen 
muss, so hätten wir für Holstein 2 Stimmen anzunehmen. 

Dieses bestätigt auch di^ Matrikel von 1507^ an deren Spitze 
es heisst: „König von Dänemark von der Landschaft Holstein ^^ 
(daneben die Zahlen der Veranlagung), während sich weiter unten 
unter den Fürsten, hinter Baden, nochmals der Titel „Hertzog von 
Holstein^ findet, mit der Bemerkung „stehet oben^ und ohne be- 
sondere Zahlenangabe ; * es ist also anzunehmen , dass Holstein 
2 Stimmen besass, zu den Leistungen für das Beich aber in seiner 
Gesammtheit herangezogen wurde, wodurch sich auch die Divergenz 
zwischen der Matrikel und dem Titel 8 des Abschiedes von 1495 
erklärt. 

Die Hausgeschichte bestätigt uns dieses Verhältnis: 1490theilten 
Johann und Friedrich, Söhne Christians L von Dänemark, später, 
1544, wieder Christian UI., Johann der Altere und Adolf, letztere 
jedoch, ohne die gemeinschaftliche B/Cgierung und den ge- 
meinsamen Landtag abzuschaffen, wie auch die weitere Theilung 
von 1564 zwischen dem König Friedrich II. und seinem Bruder 
Johann dem Jüngeren den Bestand der gemeinschaftlichen B^ie- 
rung der beiden Linien gar nicht tangirte*). Daher die Ge- 
sammtanlage des Herzogthums in der Matrikel, während doch, 
besonders seit 1526, zwei völlig getrennte Linien die Begenten 
desselben lieferten, die wir auch in der Zeit des Anfanges unserer 
Periode anerkannt finden. 

Erst 1570 erscheint eine Unterschrift Adolfs, „Hertzogs zu 
Holstein und Schleswig", 1576 und 82') keine, 1594 endlich zwei 

») N. S. II p. 24—27; es wird in diesem Titel bestimmt, welche einzelnen 
anwesenden Fürsten mit den abwesenden unterhandeln sollen, um diese zur 
Anerkennung der Beschlüsse, namentlich zur Leistung der Matrikelumlage zu 
bewegen. 

*) Schulze „Hausgesetze" II p. 370, 371. 

>) Dass indessen sowohl König Friedrich II. von Dänemark, wie Herzog 
Adolf als Herzöge von Holstein ein Ausschreiben zum Eeiohstage von 1682 
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besondere für Johann Adolf und Christian IV. von Dänemark, 
welcher letztere noch zweimal, 1603 und 1613, seine Stimme aus* 
geübt hat. 1641 und 1654 findet sich keine Unterschrift. 

Moser weist hier auf die zwei regierenden Linien als Grtmd 
hin, weswegen den Inhabern Holsteius eine doppelte Stimme gebühre, 
und darauf, dass dieselbe 1570 ausgeübt sei!^) Wir müssen indcissen 
noch einen andern Umstand in Betracht ziehen. 

Als am 1. Januar 1559 Christian HI. von Dänemark mit Hin- 
terlassung dreier Söhne starb , erbte von diesen Friedrich II. die 
Kronen von Dänemark und Norwegen, traf zugleich aber mit seinen 
beiden Brüdern, Magnus und Johann dem Jüngeren, Abkommen, 
nach denen sie auf alle Regierungsansprüche Verzichteten, der letz- 
tere in einem Verzichtbrief d. d. Me«sburg 27. Januar 1564 auf 
alle Ansprüche an Schleswig und Holstein, wogegen Friedrich 11. 
den dritten Theil aller an das Eeich zu zahlenden Leistungen allein 
übernahm; die Stände der genannten Herzogthümer leisteten auch 
nur ihm und seinen Oheimen, Johann dem Alteren und Adolf, als 
regierenden Herzogen die Huldigung. Zugleich aber traf Friedrich II. 
mit diesen letzteren ein Abkommen, dass die Regierung der Her- 
zogthümer eine gemeinschaftliche sein sollte, was, wie Häberlin^) 
sagt, fortan bestehen blieb. Wenn nun trotz dieser einheitlichen 
Regierung Holsteins für dasselbe gleichwohl 2 Stimmen fortgeführt 
wurden, so werden wir um so mehr den Grund hierfür nicht in 
einer Observanz von 1582 oder 1570, sondern in dem Herkommen 
sehen, welches gleich am Anfange unserer Periode in den Ver- 
fassungszuständen der Herzogthümer begründet war. 

Anderseits war es durch diese Verhältnisse bedingt, dass selbst 



erhalten hatten, berichtet Häberlin N.T. il.-G^. XII p. 625; auch hatten beide 
ihre Gesandten geschickt, um die ßelehnung mit dem. dritten Theil der Reichs- 
lehen, die ihnen durch den Tod des Herzogs Johann, Adolfs Bruder, zuge- 
fallen waren, zu erhalten. Bei dieser Gelegenheit bringen die Gesandten ein 
Gesuch um ein kais. Dekret vor, durch welches ihnen eine bestimmte Session 
— nur Session — angewiesen werden möchte, wegen welcher sie mit mehreren 
anderen Fürsten streitig seien, der Grund, weswegen sich die holsteinischen 
Gesandten des Abstimmens und Berathens auf den vorigen Reichstagen ent- 
halten hätten; 1570 wären sie vergebens um ein solches Dekret eingekommen 
und hätten jetzt Befehl, sich nicht eher im Reichsliirstenrathe einzustellen, als 
bis sie dasselbe erhalten hätten. 1. c. p. 628. 629, weiterhin die Antwort des 
Kaisers, der sie auf den im Reichsabschied von 1570 vorgeschriebenen Weg 
der Klage verweist. 

») Teut. Staats -R. 34, 296 im § 30; indessen ist 1570 doch nur eine Stimme 
ausgeübt worden. 

*) N. T. R.-G. V, 638—641, woselbst die anderen Quellen, Lünig und 
Dumont Corps dipl., angegeben werden. 



2}> 

in dem Falle, wenn mehr als zwei Regenten an dieser Regierung 
partieipirten , wie es 1559 in der Gottorper Linie thatsächlich der 
Fall war, das Reich doch nie mehr als 2 Stimmen anerkannte. 

Es ist auch bemerkenswerth zu beobachten, wie schon bei den 
Söhnen Adolfs, des Begründers der Gottorper Linie, ein thatsäch- 
liches Geltendmachen des Erstgeburtsrechtes hervortritt^), wie 1559 
Friedrich IL auch in seiner Linie eine Antheilnahme der jüngeren 
Brüder an der Regierung der Herzogthümer zu verhindern sucht, 
und wie dann Johann Adolf in seinem Testament vom 9. Januar 
1608^) für die Gottorper Linie definitiv das Erstgeburtsrecht ein- 
führt. Es manifestirt sich hierin dasselbe Streben nach einer 
dauernden Untheilbarkeit der Fürstenthümer, wie wir es überall 
hervortreten sehen. 

IIL Eine gleiche Beständigkeit der Verhältnisse finden wir bei 
Savoyen, welches ebenfalls auf 17 Reichstagen von 1495 -—^1535 
seine Stimme nicht auBübte; dass es aber zu den Fürstenthümern 
gehörtet und zwar als ein einheitliches, also mit einer Stimme ver- 
sehenes angesehen wurde, beweisen wieder die Matrikel*) und 
Titel 8*) des Abschiedes von 1495, sowie die Matrikel von 1507*). 

Von 1541 — 1551 finden wir dann bei 8 Reichsabschieden fünf- 
mal eine Unterschrift für Gar! von Savoyen *), 1555 keine, 1557 — 1576 
bei sechs Reichstagen, fünfmal eine für Emmanuel Philibert'), und 
von 1582—1654 bei 7 Reichstagen viermal eine solche für Carl 
Emmanüiel ^). 



') Schulze „Hausgesetze" II p. 372. 

*) bestStigt vom Kaiser d. 26. Febr. 1608 und vom Könige Von Däne- 
mark d. 13. Juli 1609 und 21. Juli 1621. — Die Urkunden selbst gedruckt bei 
Schulze „Hausgesetze« II, Urkunden von Holsteiij Nr. I, p. 388, 389 ff., 392 ff. 

5) N. S. II, p. 20: flertzog von Saphey. 

♦) im § 7, wo der tönig mit dem „Hertzog von Saphoyen" handeln soll; 
N. S. II, p. 24 ff. 

*) N. S. II, p. 104 ff. unter der Kubrik „welsche Fürsten" : „Hertzog von 
Savoyen". — Die Matrikel von 1521 braucht hier kaum herangezogen zu wer- 
den; es heisst in ihr nach Cortreji (N. S. II, 223): „Hzg. Carl v. Savoyen Sohn 
Emanuel Philipert", dahinter noch eine Anmerkung; Emanuel Philibert er- 
scheint in den Unterschriften von 1557—1576. Will man sich einen Rück- 
schluas von dieser Matrikel erlauben, so würde allerdings auch sie ein Beweis 
für die Einheit des Fürstenthums sein. 

«) 1541, 1542 zu Speier, 1543, .48, 51; die Unterschrift fehlt 1542 zu Nürn- 
berg, 1544 und 1545. 

T) 1557, 66, 67, 70, 76; sie fehlt 1550. 

8) 1582, 94, 1613, 1654; keine Unterschrift 1598, 1603 und 1641. 



An eine Observanz von 1582 zu denken, wie Moser ^) dieses 
Jahr auch hier hervorhebt, ist gar nicht nöthig. 

IV. Für Lothringen finden wir von 1495 — 1567 keine Unter- 
schrift, 1570 und 1576 die für , „Nicolaus*) von Lothringen, Hzg. 
v, Vaudemont, Prinz v. Mercoeur u. Markgraf v. Nommeny", 1582, 
94 und 98 eine solche für seinen Sohn Philipp Emmanuel '), wobei 
die des Jahres 1598 ausdrücklich als für Nommeny gegeben lautet. 
1603 unterschreibt des letzteren Wittwe Maria in Vormundschaft 
seiner Erbtochter Francisca; 1613 findet sich dann die Unterschrift 
„Heinrichs Herzogs v^ Lothringen u. Nommeny^, 1641 keine, und 
1654 endlich die des „Hauses Lothringen wegen der Mar^grafschaft 
Nommeny". 

Die Herzöge von Lothringen führen also vor 1613 keine Stimme 
im Fürstenrathe; dass das Herzogthum aber zu den Fürstenthümern 
des Kelches gehörte, beweist sowohl Titel 8 § 8 des Abschiedes^) 
von 1495, wie die Matrikeln dieses Jahres und zu 1507^) und die 
Kammergerichtsmatrikel von 1549 *). Auch empfangen die Herzöge 
regelmässig die Belehnung vom Kaiser ''). 

Wenn man daher die Berechtigung Lothringens, eine Stimme 
im Fürstenrathe zu führen, nicht wird leugnen können, so mag es 
in der eigenthümlichen Stellung des Landes zwischen den beiden 
Grossmächten und in dem allmälich vordringenden Übergewicht 
Frankreichs begründet gewesen sein, dass dieselbe nicht ausgeübt 
wurde, und dass, nachdem der Herzog Heinrich das Marquisat 
Nommeny durch Kauf von der verwittweten Mai;kgräfin Maria er- 
worben hatte ^), Lothringen nur diese eine Stimme im Fürstenrathe 
führte. Danach, wie Moser verschiedene spätere Stimmen darauf 



*) T. St-E. 34, 296 im § 31. 

*) 1 1577 ; — Calmet „histoire ecclesiastique et civüe de Lorraine" Tom. I, der 
dreibändigen Ausgabe in der genealogie des Duos p. CLXXIX, GLXXX und 
CLXXXI; und im livre XXXI der histoire, Tom. II, p. 1268, 1270. 

3) 1. c. und Tom. 11, p. 1269. 

*) „Trier soll handeln mit dem Hertzog v. L."; in der Matrikel: ,.Hzg. v. L." 

^) „Lutringen** heisst die kurze Angabe. Von den drei Fassungen der 
Matrikel von 1521 nennt nur die im Anbange des vierten Bandes der N. S.: 
„Hz^. V. Lothrg." 

•) Lünig R.-A. P. gener. Tom. I, p. 283 ff. 

T) Auch Huhn „Gesch. Lothringens" Berlin 1878 betont wiederholt die 
Zugehörigkeit zum Reiche, II, p. 51, 83, 86, 133, 134. — Die Belehnung 
Herzog Heinrichs i. J. 1610 und wiederholt i. .T. 1613 bei Calmet, livre XXXIV, 
Tom. III, p. 173, 174. 

") d. d. 13. Juli 1612 — Galmet II, p. 1355; bestätigt vom Kaiser Mat- 
thias d. 22. Octhr, 1613 ~ 1. c. 



begründen will, dass die betreffenden Länder 1582 einen eigenen 
Regenten gehabt hätten, würde man erwarten, dass Lothringen nun- 
mehr 2, ausser der erworbenen auch eine eigene, Stimme beansprucht 
hätte. Das Herkommen gründete sich hier offenbar nicht auf das 
Jahr 1Ö82, sondern auf die ganze vorhergehende Zeit, in der eine 
lothringische Stimme ganz aus der Übung und in Vergessenheit 
gekommen war. 

Anderseits zeigt uns die Entstehungsgeschichte der Stimme 
Nommenys, wie die der Arembergischen, dass auch schon in dieser 
früheren Zeit die Reichsstandschaft an gewisse Bedingungen ausser 
an die fürstenmässige Geburt oder die blosse Erhebung durch den 
Kaiser geknüpft war, Bedingungen, die wir auch bei dem Versuch, 
eine Stimme für Mompelgart zu erlangen, wiederfinden werden. 
Nikolaus, früher Bischof v. Metz und Verdun , nach seinem Austritt 
aus dem geistlichen Stande Graf TOn Vaudemont^), erhielt 1563 
vom Cardinal v. Lothringen, Bischof v. Metz, die Herrschaft Nom- 
meny®), welche 1567 durch Maximilian IL zur Markgrafschaft 
erhoben*) wurde. In Folge dessen bewarb er sich 1570 beim 
Reichstage um Sitz und Stimme im Fürstenrath, indem er sich zu 
einer Contribution zur Reichsmatrikel für Nommeny erbot*). 

Die Einheit des Herzogthums wie der Markgrafschaft war in 
Lothringen aber durch altes Eamilienrecht^) begründet, nach welchem 
nur der älteste Sohn erben konnte, in Ermangelung eines solchen 
aber die Töchter eintraten« 

■ 

. V. Areitiberg^ dessen Grafen 1565 in den Reiohsfürstenstand 
erhoben wurden^), führte von 1576 — 1654 auf 7 Reichstagen je 
1 Stimme; nur 1641 findet sich keine Unterschrift für dasselbe. 



I) um 1546/47; sein HeirAthsvertrag mit Margaretha v, Egmoot d. d. 
Brüssel 22. Januar 1548 bei Calmet T. III in den Preuvee p. CCCCXVI fl. 

*) d. d. 9. Juli — Calmet II, p. 1355, wo die Schicksale der Markgraf- 
schaft angegeben werden. 

«) Häberlin „Neueste Teut. Reicbs-a." VIII, p. 181 mit Anm. f (nach 
Witgensteins Diarium des Reichstags von 1570 in Senkenbergs Sammlung 
T. I, P, IJ, p. 57 n. 4) berichtet: Nikolaus habe sich unter dem 8. Novbr. 
mit Anerbietung einer Contribution zur Heichsanlage um Zulassung aur Session 
wegen Nommeny gemeldet und hier zum ersten Male eine Stimme als Mark- 
graf V. Nommeny geführt — Man könnte in dieser neuen Stimme ein Wieder- 
erstehen der in Vergessenheit gerathenen Lothringischen in anderer Form 
sehen. 

*) Ficker „Reichsfürstenstand" § 189. 

5) Ficker 1. c. § 82. 



Häberlin^) berichtet hierzu^ dape die gefärstete Gräfin Mar- 
garetha von Aremberg der Beichsversammlung von 1576 ein Me- 
morial übergeben habe mit der Ausführung , dass die freie Graf- 
schaft Aremberg noch keinem Potentaten , Fürsten oder Herrn mit 
Lehnschaft, Steuer oder anderer Unterwürfigkeit verbunden sei, dass 
jetzt der Kaiser dieselbe zu einer freien, fürstlichen Grafschaft 
erhoben habe, dass daher sie und ihr ältester Sohn gesonnen seien, 
die Grafschaft dem Schutze des Kaisers und des Reiches zu unter- 
werfen und sich in die Reichs -Matrikel, Contribution und. Anlage, 
doch allein zu Türkenhülfen , mit 1 Mann zu Boss und zweien zu 
Fuss, eintragen zu lassen; daher bäten sie und ihre Söhne, dieses 
zu acceptiren und ihnen Stand, Session und Stimme zu geben. Dem 
Gesuch wurde willfahrt. — Häberlin*) berichtet femer, dass auf 
dem Deputationstage zu Frankfurt von 1577 die' Gräfin von Arem- 
berg wegen der gesuchten Session an den Kaiser verwiesen sei; 
man beschäftigte sich also von Seiten der Stände') mit der Frage, 
hatte materiell offenbar gegen eine Arembergische Stimme nichts 
einzuwenden — sie wurde ja 1576 bereits ausgeübt ' — und verwies 
die Session, wie alle Sessions- d. h. ceremoniellen Fragen, an den 
Kaiser. — Aremberg behielt seine Stimme« 

VI. Für die Herzöge von Lauenbiirg findet sich von 1495 — 1567 
keine Unterschrift, mit alleiniger Ausnahme des Jahres 1545, wo 
eine solche für Franz, Hzg. v. Lauenburg, vwkoramt; doch geben 
unsere anderen Quellen wieder Auskunft. Titel 8*) § 11 des 
Abschiedes und die Matrikel von 1495 nennea den Beriog Hans 
V. Laueaburg, in der Matrikel von 1507 ^) heisst es hinter Meklen- 
bürg einfach „Lawenburgk"', die Matrikel von 1521 im der Fassung 
Cortrejis®) nennt Herzog Franz v. Lauenburg; au9 Allem wird 
man einen Schluss, wie auf die Einheit des Fürstenthums , so auf 
die der Stimme ziehen können^ was sich auch weiterhin bestätigt. 

1570 und 76 finden wir die Unterschriften für Hzg. Franz 
den Alteren, von 1582 — 1613 die für Franz den Jüngeren, 1641 
keine Unterschrift und 1654 wieder eine unter den anwesenden 



«) N. T. K.-G. X, p. 197, 198, nach einem codex M. S. Gebhard, n. 34, 
I. c. p. 198, Anm. m. 

>) I.e. p. 509. 

*) Hierzu ist zu vergleichen das in der Einleitung p. 3, Anm. 4 gegen 
Ende derselben Gesagte. 

*) N. S. II, p. 24 ff. 

*) I^. S. II, p. 104 ff. 

6) N. S. II, p. 223 ff. 
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Fürsten: ,, Julius Heinrich wegen dessen Bruders Augusti", die 
dann unter den Unterschriften der vertretenen Fürsten wiederholt 
wird als: ^^Augusti (sei. von wegen) nach Abreiss dessen Bruders 
Julius Heinrichs*', eine von jenen Unterschriften, die keine besondere 
Stimme involviren ^). 

Was Moser*) bei Lauenburg von den Successionsstreitigkeiten 
zum Jahre 1582 berichtet; kann doch kein Beweis dafür sein, 
dass gerade auf eine Observanz dieses Jahres sich die Einheit der 
Lauenburgischen Stimme gründete, dieselbe kann ebenso gut auf 
einer ununterbrochenen Tradition fussend angesehen werden, wie 
die aller bisher besprochenen Fürstenhäuer. 

Vn. Für die Landgrafen von Leuchtenberg findet sich von 
1495 — 1507 in 7 Reichsabschieden keine Unterschrift; die Matrikel 
von 1495 nennt den „Landgrafen zu Leutemberg", nimmt also ein 
ungetheiltes Fürstenthum an. Ficker im „Reichsfürstenstand" *) 
theilt auch eine Stelle mit, nach welcher Meklenburg im Jahre 1502 
die Anwartschaft auf das Fürstenthum nach Absterben „des hoch- 
gebornen J.landgrafen von Leuchtenberg unsernund des reiches fürst" 
erhält; es ist Ldgrf. Johann VI. (1487 — 1531)*), dessen Unter- 
schriften wir dann 1510 und 1521 finden, während 1526 zu Speier 
die seines Sohnes Georg „von wegen des Vaters" '^) vorkommt. 

1527 findet sich die Unterschrift für den „Landgrafen von 
Leuchtenberg und seiner Pflegsöhne Ladislaus und Leonhard, 
Grafen zu Hag", die uns aber durchaus nicht berechtigt, hier 
mehrere Stimmen anzunehmen, nachdem im Jahre vorher Georg 
ausdrücklich, nicht für sich und den Vater, sondern nur an Stelle 
des letzteren unterzeichnet hat, und da wir auch späterhin die 
Einheit der Leuchtenbergischen Stimme gewahrt sehen. Als Grafen 
von Hag konnten die beiden überhaupt keine Stimme im Fürsten- 
rath führen. 

1530 findet sich nochmals die Unterschrift Johanns VL (f 1531) •), 
dann von 1532 — 51 bei 10 Reichstagen siebenmal die seines Sohnes 



*) s. p. 21, Anm. 1. 

>) Teut. Staats -R. 34, 296, § 29. 

3) p. 200, im § 154. 

♦) Dr. Wittmann „Gesch. der Landgrafen von Leuchtenberg" in den 
Abhdlg. d. ßair. Akad. d. W., Hist. Klasse, Bd. VI, 1850, p. 301 ff. 

5) N. S. II, p. 278 ff. Zu bemerken ist, dass Georg, obgleich nur als 
Vertreter anwesend, als Fürstensohn doch in der Reihe der anwesenden 
Fürsten unterzeichnet. 

«) Wittmann 1. c. p. 309. 
Domke, Die Yirilstimmen i. BeichsfUrstenrath. 3 
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Öeorg ni. (1531 — 1555). Dessen Sohn Ludwig Heinrich*) übt 
seine Stimme 1557, 66 u. 67 aus — nur nicht 1559 — , dann 
von 1570 — 1603 auf 6 Reichstagen regelmässig sein Sohn Georg 
Ludwig, der 1613 stirbt ®). Für den Sohn dieses letzteren, Wilhelm 
(1613 — 18) übt auf dem Reichstage von 1613 der Administrator 
„der Leuchtenbergischen Landen und Fürstenthum", Herzog Maxi- 
milian von Baiern •^), die Stimme aus, 1641 eine solche Wilhelms 
zweiter Sohn, Maximilian Adam^), endlich, nachdem 1646 Leuchten- 
berg an Baiern gefallen*) ist, unterschreibt 1654 Maria Anna von 
Baiern in Vormundschaft ihres jüngeren Sohnes Maximilian Philipp*). 

Wir lernen demnach überhaupt nie mehr als eine Stimme 
Leuchtenbergs kennen. Doch lag der Grund hierfür theilweise auch 
in der Hauspolitik der alten Fürsten. Johann VI. hatte, nachdem 
ttUe Leuchtenbergischen Besitzungen in seiner Hand vereinigt waren, 
im Jahre 1531 mit Zustimmung seiner drei Söhne, Georg, Johann 
und Christoph^ die Bestimmung getroffen, dass das Landgrafenthum 
für ewige Zeiten ungetheilt bleiben und dem Altesten vererbt werden 
sollte, während die jüngeren Söhne mit Geld, die Töchter mit einer 
Aussteuer abgefunden wurden^). Diesem Umstände ist es zuzu- 
schreiben, wenn im Jahre 1531,^ nach Johanns VI. Tode, Georg 
allein succedirte, und die Landgrafschaft nicht in 2 oder 3 Theile 
zerspalten, oder eine gemeinsame Regentschaft eingeführt wurde, 
und dass ebenso Maximilian Adams, des letzten Leuchtenbergers, 
Brüder, Rudolph Philipp und Wilhelm Friedrich, sich dem Militär- 
stande gewidmet und baierische, resp. kaiserliche Dienste genommen 
hatten, auf eine Nachfolge in der Regierung zunächst also verzichtet 
zu haben scheinen. 

Dass aber auch nach dem Aussterben der alten Leuchtenberger 
ihre Stimme im ReichsfUrstenrathe fortgeführt wurde, kann sich 
auf keine Observanz von 1582 gründen, bestand doch eine Land- 
grafschaft Leuchtenberg mit einem selbstständigen Regenten 
zunächst fort. 



<) 1565—1567. 

>) Wittmann p. 507. 

») Wittmann p. 513 ff. 

*) Wittmann p. 523 ff., f 1. Novbr. 1646 (1. c. p. 525) als letzter seines 
Stammes. 

5) Wittmann 1. c. p. 526—530. 

•) Kurfürst Maximilian v. Baiern hatte Leachtenberg zu einer Sekundo- 
genitur seines Hauses bestimmt; Wittmann p. 530. 

T) Wittmann p. 309. 
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Vill. Für Henneberg finden wir 1495 keine Unterschrift*), 
wohl aber nennt die Matrikel dieses Jahres den Landgrafen*) 
„Wilhelm" und die Grafen „Otto und Hermann", regierende Herrn 
der Linie Aschach-Römhild^). 

Für diese letzteren beiden, den „Grafen Otto und Hermann", 
findet sich auch eine Unterschrift in dem Beichsabschied zu 
Lindau von 1497, wo der Erzbischof von Mainz für sie „Gewalt 
hat"; wir müssen annehmen, dass, wenn auch beide Grafen hier 
genannt werden, sie doch nur eine Stimme fuhren, wie auch die 
Matrikel von 1507*) wieder nur zwei Grafschaften Henneberg kennt; 
sie nennt mit 2 verschiedenen Veranlagungen den „Grafen Her- 
mann" und den „Grafen Wilhelm". 

Es begegnet uns hier wieder eine Übereinstimmung zwischen 
diesen Erscheinungen in der Verfassung des Reichsfiirstenrathes 
und den Vorgängen in der internen Geschichte des einzelnen fürst- 
lichen Hauses. Friedrich IL und Otto IV. von H.-Itömhild hatten 
noch vor dem Tode ihres Vaters (f 1465) im Jahre 1463 einen 
Vertrag abgeschlossen, der eine gemeinschaftliche Regierung be- 
zweckte, doch auch schon eine eventuelle Theilung ins Auge fasste^). 



>) Im Titel 8 des Abschiedes von 1495 wird Hennebergs ebenfalls nicht 
gedacht; doch war ein Henneberger, Otto IV., anwesend und hatte am 21. Juli 
die Belehnung von König Maximilian erhalten ; er mochte bei der Ausfertigung 
des Abschiedes bereits abgereist sein, aber man mochte nicht mehr nöthig 
haben, wegen der Zustimmung Hennebergs zu den Beschlüssen mit den Land- 
grafen zu unterhandeln. 

*) Wilhelm VL 1480—1559 aus der Linie Schleusingen, dessen Ahnherr 
Berthold 1310 gefürstet sein sollte. — Was den Fürstenstand der Grafen von 
Henneberg betrifft, so war derselbe ilir die Schleusinger Linie, mochte auch 
jenes angebliche Privileg von 1310 unecht sein, thatsächlich längst anerkannt; 
so heisst in der Urkunde vom 21. Aug. 1500, welche Wilhelm dem VI. alle 
Privilegien seines Hauses bestätigt: „der Hochgeborn Wilhelm G-raf und Herr 
zu H., unser und des Reiches Fürst", s. Joh. Adolf Schultes „Diplom. Gesoh. 
des Grafl. Hauses Henneberg", zwei Theile Leipzig 1788, Theil II im Urkunden- 
buch zur Gesch. der Linie Schleusingen Nr. CCXXY, p. 304. 

') Der Fürstenstand der Aschacher, oder Römhilder Linie war von Fried- 
rich III. begründet, welcher ihnen die Führung des Wappens der Colonna ge- 
stattete — Müller Reichs -Tags -Theatrum unter Friedr. III., Vorstellg. I, 
p. 247 — , und in dessen Zollprivileg für die Gebrüder Friedrich II. und 
Otto IV. von H.-Römhild vom Jahre 1474 es heisst: „als wir vormals auf 
genügsame Unterrichtung Herkommens des Stammes von Henneberg den wohl- 
geborenen Friedrichen und Otten auch Iren Brüdern Grafen zu H. unnd Iren 
Erben fürstlichen Titel zuschrieben unnd Fürsten Genoss zu hal- 
ten empholen" — e. Schultes I, ii82. 

*) N. S. ir, p. 104 ft-. 

5) Schultes I, 372. 

3* 
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Nach dein Tode des Vaters hatte dann 1466 ein Austregalgericht 
dem älteren Bruder Friedrich allein die Vergabung der geistlichen 
und weltlichen Lehen für die Zeit der Gemeinschaft zugesprochen, 
also eine Art Seniorat geschaffen, zugleich aber das Gleiche hin- 
sichtlich der geistlichen und einiger anderer Lehen auch für den 
Fall der Theilung ^) festgesetzt. Am 7. December 1467 hatten beide 
dann in Gemeinschaft und zu gesammter Hand von Friedrich IH. 
die Lehen empfangen''*). In der 1468 zwischen den Brüdern er- 
folgten Theilung blieb dann das Schloss Henneberg, einiges andere 
und die alten Stammlehen doch ungetheilt, die der Alteste zu yer- 
lehnen haben ^) soll, und am 21. Juli 1495 empfing demgemäss 
Otto IV. für sich und seinen Neffen Hermann VIII., den Sohn des 
1488 gestorbenen Friedrich, von Maximilian die Belehnung mit den 
Beichslehen. Dabei werden dieselben ausdrücklich dem Grafen 
Otto als „dem Altesten^^ und seinem Neffen „unverscheidentlich 
und in Gemeinschaft^^ gegeben*). 

Man sieht, wie für das Reich, trotz aller Theilung, doch nur 
eine Grafschaft Henneberg -Bömhild existirte und als solche in 
Betracht kam, wie aber anderseits dieses Verhältnis seinen Grund 
in der internen Politik des Fürstenhauses hatte, welche schon nach 
einer gewissen Zusammenhaltung des Fürstenthums hinstrebte. 
Noch mehr wird dieses in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
bei der Linie Schleusingen hervortreten. Für die Römhilder hatte 
die Theilung aber keine weiteren Folgen, da Otto IV. bereits 
1502 kinderlos starb, und sein Neffe Hermann somit den ganzen 
Besitz wieder vereinigte. 

Bis 1507 kommt ausser der oben angegebenen Unterschrift zu 
1497 keine weitere für Henneberg vor, 1510 finden wir aber zwei 
besondere für beide Grafen. 

1512 unterschreibt Wilhelm allein, ebenso 1524, 1526 in Speier, 
1529, 30, 32, 41, 1542 zu Speier, 1544, 45, 48 und 51, Dazwischen 
finden wir 1521 unter den anwesenden Fürsten die Unterschrift: 
„Graf Wilhelm und Graf Berthold v. H."; es ist Berthold XV., 
in Bömhild von 1535 — 49 regierend, der Sohn Hermanns. Auf- 
fallend ist zunächst, dass der Sohn nicht für den Vater, der doch 
noch lebte, auch nicht für sie beide, sondern nur mit seinem Namen 
unterzeichnet; doch abgesehen davon müssen wir nach allen Präce- 



») Schultes I, 380 und Beilage Nr. XCVIII, p. 599. 
*) Schultes I, 380 u. Beilage Nr. CXI, p. 606 ff. 
») Schultes I, 383 ff. und Big. CV, p. 609. 
*) Schultes I, 389 und Big. CXIV, p. 642. 
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denzien hier wieder zwei Stimmen für die beiden Linien annehmen 
und sehen in der Art der Unterschrift, die persönlich gegeben ist, 
und darin, dass den beiden Namen der Titel besonders vorgesetzt 
wird — während das 1497 in der Unterschrift für Otto und Her- 
mann nicht geschehen war — , eine Stütze für diese Annahme. 
In der Folge finden wir dieselbe bestätigt, da schon 1526 in 
Augsburg eine besondere Stimme Hermanns vorkommt^ und der 
Beichsabschied von 1529 die Unterschrift zeigt: (v. w.) „Hermann, 
Grafen zu H., sein Sohn Berthold, auch Q-raf und Herr zu H.", 
neben der besonderen für Wilhelm von Schleusingen, so dass für 
Henneberg zwei Stimmen geführt werden, wobei einerseits der Sohn 
nur als der Stellvertreter des Vaters erscheint. Wir hatten dasselbe 
bereits 1526 (Speier) bei Leuchtenberg zu constatiren, eine Bestätigung 
des Grundsatzes, dass nur für den regierenden Fürsten eine Stimme 
existirt. 

Zum Jahre 1530 finden wir nun neben der Unterschrift 
Wilhelms eine zweite: „Wolf, Berthold und Ernst, Graffen u. Herren 
zu H."; Wolf und Ernst, oder Georg Ernst, waren Söhne Wilhelms, 
letzterer sein nachheriger Erbe und Nachfolger^ Berthold führte die 
Bömhilder Stimme, wobei es wieder auffallen kann, dass er sie 
scheinbar für sich selbst, nicht in Vertretung seines Vaters ausübt; 
jedenfalls wird aber für seine Linie doch immer nur eine Stimme 
geführt. Wir müssen offenbar annehmen, dass die beiden Söhne 
Wilhelms, da sie auf dem Reichstage anwesend waren, entweder 
überhaupt nur honoris causa genannt und daher der Unterschrift 
ihres Vetters eingefügt wurden ; oder dass sie mit Peter von Gundels- 
heim zusammen ihren Vater Wilhelm vertraten, als Fürstensöhne 
aber nicht mit dem Untergebenen in eine Beihe bei der Unterschrift 
gestellt, sondern den anwesenden Fürsten eingereiht wurden, natürlich 
aber so, dass die Nennung ihrer Namen keine besondere Stimme 
für sie involviren konnte. Die Wahrscheinlichkeit spricht für den 
ersteren Fall und dafür, dass sie mit der Vertretung ihres Vaters 
gar nichts zu thun hatten, da Georg Ernst damals sich zu seiner 
Ausbildung am Hofe Philipps von Hessen aufhielt und von diesem 
zum Reichstage mitgenommen war^), während Wolfgang, der sich 
ganz dem Kriegswesen gewidmet hatte, überhaupt dauernd am 
Hofe des Kaisers gewesen zu sein scheint ^). In jedem Falle haben 
wir in dieser zusammengewürfelten Unterschrift nicht eine Dreizahl 
oder auch nur eine Zweizahl von Stimmen zu suchen. 



>) Schultes U, p. 193. 
2) Schultes U, p. 181. 
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Dem enteprechend finden wir 1544 und 1545 neben der Unter- 
schrift Wilhelms eine zweite, in Vertretung gegebene, für die Linie 
flömhild als: ,-,(v. w.) Berthold und Albrecht, Graffen zu H." 
Hermann VIII. von Aschach-Römhild war 1535 ^) gestorben, nach- 
dem er bereits 1532 eine Theilung unter seine Söhne vorgenommen, 
sich selbst aber noch mehreres vorbehalten hatte, welches die Brüder 
nach seinem Absterben gemeinsam besitzen, wie sie auch die Reichs- 
lehen zu gesammter Hand empfangen sollten; zugleich wurde be- 
stimmt, dass der Vater mit seinen Söhnen die „Keichsanlage und 
Uffsatzung am Regiment und Cammergericht" gemeinsam tragen 
wollen, und dass das gemeinsame Archiv in Römhild bleiben solle ^. 
Die Belohnung empfing dann 1536 Berthold als der Altere für sich 
und seinen Bruder^). Man sieht: es sind die gleichen Vorgange 
wie unter Friedrich II. und Otto IV., auch ähnliche Bestimmungen, 
wie sie in andern Häusern, namentlich Baden, vorkommen. Jeden- 
falls geschah hier nicht nur eine Belehnung des einen fiir sich und 
im Namen des anderen, sondern eine solche in Gemeinschaft und 
zu gesammter Hand*, im Verhältnis zum Beiche gab es nur eine 
Grafschaft Henneberg-Bömhild mit einer Stimme auf dem Reichstage. 

1549^) erlosch diese Linie, und seitdem findet sich bis 1582 
nur die eine Stimme für Wilhelm, resp. dessen Sohn Georg Ernst 
seit 1559, da wir auch die Unterschrift zu 1557, die einzige der 
Art: „Wilhelm und Georg Ernst, Vater und Sohn, Grafen und 
Herren zu H.", nur als für eine Stimme gegeben ansehen können, 
besonders da das Verhältnis der beiden als Vater und Sohn hier 
genau bezeichnet ist^). 

So finden wir Anfangs eine Conti nui tat zweier Stimmen, dann 
das Erlöschen der einen — wie 1521 bei Jülich — , darauf wieder 
die Continuität der andern übrig gebliebenen, welche seit 1594 von 
Sachsen weitergeführt wird, von Alters her begründet; zugleich 
aber liefern die Theilungen von 1468 und 1532 ein Beispiel, wie 
doch schon lange vor 1582 die Stimmen eines Hauses nicht beliebig 
vermehrt, sondern ihre hergebrachte Anzahl festgehalten wurde. 



») Schultes I, 395. 

») Schuttes I, 395 und Big. CXXHl, p. 660. 

») Schultes I, 400, Big. CXXVI, p. 673. 

*) Schultes I, 400. 

*) Durch Urkunde vom 7. Januar 1543 hatte Wilhelm die Eegierung 
seinem ältesten Sohn Georg Ernst übertragen, doch mit dem Vorbehalt, dass 
zu allen Angelegenheiten, die mit anderen Fürsten verhandelt würden, auch er 
zugezogen, und die Urkunden auch mit seinem Namen versehen wUrden. Schul- 
tes n, p. 160 und Big. CCLUI in II, p. 390, 
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Wir sehen die Ursachen dieser Erscheinung deutlich in der sich 
immer mehr bahnbrechenden Politik des Fürstenhauses, einer Zer- 
splitterung des Besitzes möglichst vorzubeugen und selbst im Falle 
einer Theilung doch noch eine gewisse Einheit und Gemeinsamkeit 
der Theilenden festzuhalten, die ihren besten Ausdruck in dem ge- 
meinschaftlichen Besitz und der gemeinsamen Belehnung mit den 
Beichslehen fand. Es spricht sich hierin der Gedanke aus, dass 
wohl die Einkünfte und die inneren ßegierungsgeschäfte getheilt 
werden, dass aber nach aussen hin, und zunächst also in den Be- 
ziehungen zum Beiche, das Fürstenthum eine geschlossene Einheit blieb. 

Der gleiche Zug der Familienpolitik macht sich auch in der 
Art und Weise geltend, wie die Abfindung der Töchter mit einer 
Aussteuer oder einer Beute in Geld geschah, welcher immer die 
ausdrückliche Bedingung hinzugefügt wurde, dass dieselben alle ihre 
Ansprüche auf das väterliche und mütterliche Erbe aufgäben^); 
femer auch in dem Gesuch Wilhelms VI. von Schleusingen an 
den Kaiser, d. d. 26. Juni 1555 ^), und in desselben Testament vom 
20. August 1555*), wo er sich beide Male auf das „uralte" und 
„seit Menschlich Gedenken" gebräuchliche Herkommen seines Hauses 
stützt, dass die jüngeren Söhne auf die Regierung verzichte», und 
dem Ältesten allein die Nachfolge gebühre. 

Wir müssen hierin die deutlichen Spuren einer Bewegung 
sehen, welche immer mehr auf eine Consolidirung des einzelnen 
Fürstenthums abzielte und demgemäss auch die Stimmverhältnisse 
des Fürstenrathes mehr und mehr einer festen und unabänderlichen 
Normirung entgegenführen musste. Denn mochte es auch im Be- 
streben der einzelnen Fürstenhäuser liegen, die Anzahl ihrer Beichs- 
tagsstimmen und somit ihren politischen Einfluss im Reiche zu er- 
höhen, so war dieses doch nur durch absolute Theilung ihrer lünder 
zu erreichen, während jene Politik des Zusammenhaltens ihnen die 
rechtliche Grundlage für solche Ansprüche entzog. 

Wurde so durch Gewohnheitsrecht die Anzahl der Stimmen 
im Beichsfürstenrathe allmählich einer Stabilität entgegengeführt, so 
lag es in der Consequenz des Gedankens, diese Anzahl selbst 
dann festzuhalten, wenn ein Fürstenhaus ausstarb, und nach älterem 



<) Schultes I, 416 und die Beilagen LXVII, p. 543, LXXXVI, p. 558, 
XCni, p. 592, CXXIb., p. 658. 

>) Schultes n, p. 166 und Big. CCLXIX, p. 428. 

3) Schultes U, p. 176 und Big. CCLXX, p. 429. — Schultes II, p. 219 führt 
auch eine Reihe solcher Verzichte seit 1316 an, wie auch den kaiserlichen Lehn- 
brief für Georg Ernst von 1566, wo dieses Vorrecht des Ältesten und seiner 
Nachkommen anerkannt wird — Schultes 1. c. und Big. CCLXX V in 11, p. 442, 



40 

Gebrauche somit dessen Stimme erloschen wäre. Wie aber die 
älteren Verhältnisse sich wesentlich durch die Familienpolitik der 
einzelnen Grossen bestimmten, so werden wir nicht fehlgehen, die Ur- 
sachen für die ersten Erscheinungen, in denen sich das neue Princip der 
Weiterführung der Stimmen erloschener Fürstenhäuser auszusprechen 
scheint, zunächst ebenfalls in der eigenthümlichen Gestaltung der 
territorialen Verhältnisse zu suchen. Bei Henneberg wenigstens, 
welches Moser als erstes und eklatantes Beispiel für seine Theorie 
von 1582 anfuhrt, tritt dieses Verhältnis ganz klar zu Tage, wenn 
man die Vorgänge nach dem Aussterben dieses Pürstengeschlechtes 
verfolgt. 

Schultest) hat diesem Streite um den Besitz Hennebergs zwischen 
dem Emestinischen und dem Albertinischen Hause Sachsen eine 
eingehende Abhandlung gewidmet, aus der hervorgeht, dass man, 
bei der Unmöglichkeit einen Ausgleich der Ansprüche zu finden 
und eine definitive Theilung herbeizuführen, am 7. September 1593 
sich zunächst dahin einigte, das Fürstenthum ungetheilt mit eigener 
Verwaltung zu lassen und nur die Einkünfte im Verhältnis von 
*/i2 und 7n zu vertheilen. Die Urkunde 2) giebt ausdrücklich die 
Form an, in welcher die Regierung des Fürstenthums geleitet 
wurde: „Verordnete Churfürstliche, in Vormundschaft und Fürstliche 
Sächsische verordnete Statthalter und Bäthe der Gravschaft Henne- 
berg**. Das Fürstenthum war also nicht getheilt, nicht in den 
anderweitigen Besitz der Erben aufgegangen, sondern bestand in 
seiner vollen Integrität mit eigener Regierung und Verwaltung fort, 
wie auch nach dem angeführten Vertrage eine besondere Belehnung 
mit demselben vom Gesammthause Sachsen beim Kaiser eingeholt 
wurde, auch die Beichsanlagen für dasselbe einen besonderen Posten 
aufführen; Alles, wie wir mit Sicherheit annehmen zu können 
glauben, die Gründe, aus welchen Sachsen auch die Stimme Henne- 
bergs fortzuführen beanspruchte und mit diesem Verlangen im 
Fürstenrathe durchdrang. 

Freilich dauerte das Provisorium länger, als es ursprünglich 
beabsichtigt war, und hatte, als es endlich 1660 seine definitive 
Lösung in einer Theilung fand, doch zur Folge, dass nun die 
Stimme Hennebergs, wie bisher, auch ferner fortgeführt, dieses im 
Vertrage sogar ausdrücklich stipulirt wurde ^). 



•) n p. 326 ff. 

*) Schultes II in dem Urkundentheü p. ÖX7, Nr. CCC, 

s) Schultes n, p, 339, 340, 341. 
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IX. Von den Markgrafen von Brandenburg war Sigismund 
von Baireuth 1495 gestorben und sein Bruder Friedrich (1486 — 1515), 
bisher in Anspach regierend, seitdem der alleinige Inhaber der 
fränkischen Fürstenthümer; seine Stimme findet sich von 1495 — 1512 
auf allen 9 Reichstagen dieser Zeit, und die Matrikeln von 1495 
und 1507 nennen ebenfalls nur „Markgraf Friedrich v. Brandenburg". 
1521 erscheint die persönliche Unterschrift: „Mkgrf. Casimir und 
Mkgrf. Hans v. B.". Wir finden ganz gleichlautende persönliche 
Unterschriften zu demselben Jahre für Henneherg^) und Baden 
und müssen für ersteres sicher, für letzteres jedenfalls zwei Stimmen 
annehmen. Während es sich dort aber in beiden Fällen um selb- 
ständig regierende Linien handelt, ist das gleiche bei Brandenburg 
nicht der Fall. Es ist nöthig, in Kürze hier die Vorgänge der 
Hausgeschichte zu verfolgen. 

1507 hatte Markgraf Friedrich eine letztwillige Verordnung 
getroffen, dass die fränkischen Fürstenthümer nur unter seine 
beiden ältesten Söhne, Casimir und Georg, und zwar nur hin- 
sichtlich der Nutzniessung getheilt werden sollten^). Am 25. Fe- 
bruar 1615 erfolgte die Entsetzung des Vaters durch Casimir, 
der sich im Einverständnis mit seinen Brüdern befand^); Georg 
ist damals in Ungarn als Vormund und Begent jenes Landes, 
Johann, der 3. Sohn, am kaiserlichen Hofe*). 1516 erfolgt die 
Belehnung Casimirs und Georgs durch Kaiser Max und am 
16. Oktbr. desselben Jahres die kaiserliche Bestätigung ihrer Pri- 
vilegien*). Alle Geschäfte werden zunächst in Casimirs und Georgs 
Namen besorgt; man bewegte sich also bisher doch im Bahmen der 
väterlichen Verordnung. Ein Vertrag der sämmtlichen Brüder von 
1518®) bestätigt das bisher Geschehene nochmals. Nun aber be- 
ginnt Casimir mit «Tohann zu intriguiren, wie Lang*^) ausführlich 
darstellt, um die Begierung allein in Händen zu behalten; er erklärt 
ihm, ihn im Geheimen zum Mitregenten annehmen zu wollen; 



') cfr. p. 36. 

*) s. Karl Heinr. Lang „Neuere Gesch. des Eürstenthuins Baireuth", Göt- 
tingen 1798 — 1801, drei Theile; nach den Dokumenten des Archivs^ der Plassen- 
burg; die Urkunde von „Mittwoch nach St. Dionysientag 1507", Th. I, p. 
116, 117. 

») Lang I, p. 119, 120 ff. 

*) Lang I, p. 145. 

5) Lang I, p. 147. — Ranke „Reform.« I, p. 229. 

•) Lang I, p. 148, 149. d. d. „Onolzbach Donnerstag nach unserer lieh 
Frauentag Nativitatis 1Ö18". 
') I. p. 152. 
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schliesslich wird dadurch ein Vertragt) zu Linz 1521 herbeigeführt, 
in welchem Casimir, Georg und Johann übereinkommen, gemein- 
schaftlich zu regieren und nicht mehr als eine einzige Hofhaltung 
zu führen, jedoch solle Johanns Theilnahme ein Geheimnis bleiben, 
und Georg für Casimir eine Vollmacht ausstellen. Im weiteren 
Verlaufe bringt Lang die Urkunden, aus denen man ersieht, wie 
diese Combination durch das Dazwischentreten der andern Brüder, 
besonders des Hochmeisters, wieder gesprengt wurde. Für uns ergiebt 
sich, dass Markgiiaf Hans auf dem Reichstage zu Worms, dessen 
Abschied vom 26. Mai datirt ist, als regierender Fürst unmöglich 
eine Stimme geführt haben, nach dem Linzer Vertrage noch nicht 
einmal als Mitregent aufgetreten sein kann. Er kommt auch weder 
vorher noch in den Unterschriften des Reichstages von 1524 vor; 
sein Tod 2) erfolgte am 5. Juli 1525 in Valencia. 

1524 übt Casimir seine Stimme allein aus, und ebenso auf 
dem verunglückten Tage zu Esslingen ä) 1526; er starb am 21. 
Septbr. 1527*). 

In den Jahren 1527, 29 und 30 findet sich gar keine Unter- 
schrift für den Markgrafen von Brandenburg; 1532, 35 und 41 übt 
Georg V. Ansbach (1515 — 43), der zweite Sohn Friedrichs, allein 
eine Stimme aus, dagegen 1542 zu Speier und in demselben Jahre 
zu Nürnberg mit seinem Neffen Albrecht ü. Alcibiades von Bai- 
reuth (1527 — 1553), dem Sohne Casimirs, zusammen; die durch 
einen Vertreter gegebene Unterschrift lautet beide Male: „Georg 
und Albrecht, Markgraffen zu B., Gevettern" und ist also an sich 
nur für eine Stimme '^) gegeben. Nach Casimirs Tode hatte Georg 
die Regierung für sich und dessen Sohn Albrecht übernommen*), 
die er durchaus ohne Rücksicht auf sein Mündel führte, bis am 
23. Januar 1541 die Präliminarien einer vorzunehmenden Theilung 



') „Sonnabend nach Frohnleichnam", Lang I, p. 152. 

>) Lang I, 214. 

*) Der Abschied des Reichstages von Augsburg trägt das Datum des 
9. Januar 1526; gewöhnlich wird dieser Reichstag daher mit der Jahreszahl 
1525 bezeichnet, wie ihn auch die älteren, vor der N. S. erschienen Sammlungen 
ohne nähere Angabe des Datums aufführen (cfr. N. S. II, p. 272, Anm. zum 
Titel). Der Reichsabschied von Speier trägt das Datum des 27. August dieses 
Jahres. Ausserdem sollte 1526 noch ein Reichstag zu Esslingen gehalten wer- 
den, auf dem es aber wegen des geringen Besuches zu keinen Beschlüssen 
ausser zur Festsetzung eines neuen Reichstages kam; das Datum des kurzen 
Abschiedes ist vom 21. Decbr. 1526. 

*) Lang I, 212. 213. 

5) s. p. 21 u. ff. über die Unterschriften. 

6) Lang II, p. 1 ff. 
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festgesetzt wurden, die wieder nach der seit Albrecht Achilles her- 
gebrachten Eintheilung in das Land „ob und unter dem Gebirge" 
erfolgen sollte^). Am 23. Juli desselben Jahres wurde die Thei- 
lung zu Regensburg auf dieser Grundlage vollzogen^), wobei auch 
für jedes der beiden Fürstenthüraer die Bestimmung der Erbfolge 
nach Erstgeburtsrecht von Neuem festgesetzt und sogar bestimmt 
wurde, dass nach einer etwaigen Vereinigung die Lande eventuell 
doch nur wieder in 2 Theile getheilt werden dürften; die gemein- 
schaftlichen Urkunden blieben in der Plassenburg, die Reichs- und 
Bundesakten in Ansbach. Andere Bestimmungen sollten den Ge- 
sammtbesitz noch besonders sicher stellen. Ein Nebenvertrag des- 
selben Datums^) bestimmt unter anderem, dass gemeinschaftliche 
und nothwendige Steuern, zu allgemeinen Reichszügen, zu Bundes-, 
Erbeinigungs- und Landeshülfen, beide Fürsten gemeinsam umlegen 
wollen. So war offenbar, wenn man dazu in Betracht zieht, dass 
auch das oberste Landesgericht, Klosternutzungen und anderes ge- 
meinsam blieben, noch immer jene Bestimmung Friedrichs von 1507 
in ihren Folgen wirksam; eine Theilung hatte stattgefunden, aber 
eigentlich nui; hinsichtlich der Nutzniessung , während nach aussen 
hin, dem Reiche, dem protestantischen Bunde, der Erbeinigung der 
Häuser Hessen — Sachsen — Brandenburg gegenüber, die Fürsten- 
thüraer doch eine Einheit bildeten. Dem entspricht es nur, wenn 
1542 beide Markgrafen durch eine gemeinsame Gesandschaft ver- 
treten werden, die eine Stimme für sie führt. Es ist auch hier 
die eigenthümliche Erscheinung zu verzeichnen, wie aus der Haus- 
politik diese Stellung im Reichstage resultirt, wie sie gerade einer 
Vermehrung der Stimmen im Fürstenrathe entgegentritt. 

1545, 48 und 51 findet sich allein Albrechts von Baireuth Un- 
terschrift, dann von 1555 — 1603 nur die Georgs Friedrichs, des 
Sohnes des 1543 gestorbenen Georg von Ansbach. 

Allerdings war letzterer, nachdem 1553 der kinderlose Albrecht 
geächtet war, der einzige Markgraf in Franken, dass aber auch 
vorher, trotz des Existirens zweier Linien, immer nur 1 Stimme für 
Brandenburg auf den Reichstagen vorkommt, darfür würden wir 
einen inneren Grund in dem besprochenen Zuge des Hauspolitik 
sehen können. Nur eine einzige Ausnahme ist zu constatiren, im 
Jahre 1551, wo neben der Unterschrift Albrechts eine besondere in 
Vormundschaft für Georg Friedrich gegeben wird. Aber auch 
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hierin können wir nar eine Äusserung der internen Verhältnisse 
des Fürstenhauses erblicken. Albrecht beanspruchte nach Georgs 
Tode (21. Decbr. 1543) naturgemäss und laut einer Bestimmung 
des Theilungstraktates von 1541 die Vormundschaft über den jungen 
Georg Friedrich; die Ansbachischen Käthe widersetzten sich dem 
aber energisch und mit Rücksicht auf das Treiben Albrechts gewiss 
nicht ohne Berechtigung^). Es entspann sich hierüber ein lang- 
wieriger Streit, der auch auf dem Reichstage von Begensburg im 
Jahre 1548 noch nicht zur Entscheidung kam^); natürlich konnte 
eine Vertretung Georg Friedrichs auf den Reichstagen nicht statt- 
finden, so lange man nicht wusste, wer sie auszuüben habe. Wir 
können annehmen, dass, im Falle Albrecht die Vormundschaft ge- 
führt hätte, es jedenfalls bei der Gesammtvertretung Brandenburgs 
geblieben wäre. Inzwischen musste eine Entscheidung gegen die 
Ansprüche Albrechts erfolgt sein, da wir 1561 eine besondere Unter- 
schrift für Georg Friedrich vorfinden. Ereignisse, welche speciell 
das fürstliche Haus betrafen, die Achtung Albrechts am 1. De- 
cember 1563 **) und sein kinderloser Tod am 8. Januar 1657*) ver- 
hinderten dann aber doch, dass eine Zweizahl der, Stimmen be- 
stehen blieb. 

Wir stehen eben noch in einer Periode, in der ein Wechsel 
des Stimmverhältnisses leichter eintreten konnte, finden aber doch 
Fälle der Art selten. 

In der über ein Jahrhundert langen continuirlichen Reihe der 
einen Stimme, welche die fränkischen Markgrafen führen, dürfte 
der vereinzelte Fall von 1561 doch kaum in Betracht kommen, ihr 
gegenüber nicht im Stande gewesen sein, in späterer Zeit als Be- 
gründung für eine doppelte Stimme angesehen zu werden, zumal 
auch die sogenannte Matrikel von 1521 durch den Irrthum, den sie 
begeht, die Ansicht unterstützen kann, dass beide Fürstenthümer 
dem Reiche gegenüber auch in der Zeit der Trennung als eine 
Einheit galten. Die beiden Versionen derselben im 2. Bande der 
N. S. nennen nämlich „Mkgrf. Friedrich zu Brandenburg", aller- 
dings ein Irrthum, da Friedrich bereits 1516 seinen Söhnen die 
Regierung hatte abtreten müssen, und kein anderer dieses Namens 
vorkommt, aber doch ein Beweis, wie an der Einheit des Fürsten- 
thums festgehalten wurde, da sich sonst ja nicht der Name des 
alten Markgrafen noch in den später nach dem alten Schema an- 



J) Lang II, p. 184. 
a) Lang II, p. 185, 186. 
3) Lang II, p. 252. 
*) Lang II, p. 286. 



4& 

gefertigten ßxemplaren der Matrikel finden konnte^). Die dritte 
Version im Anhange des 4. Bandes der N. S. nennt nur „Mkgrf. 
Georg Friedrich v. B. als Burggraf zu Nürnberg". 

Dieser Stätigkeit gegenüber würde die Ausnahme von Mosers 
Begel noch greller, als sie bei ihm erscheint, hervortreten, dass von 
1613 an plötzlich die Söhne des Kurfürsten Johann Georg, Joachim 
Ernst zu Ansbach und Christian zu Baireuth^), sowohl 1613, wie 
1641 und 54, 2 besondere Stimmen führen, wenn nicht ein anderer 
Umstand uns auf einen neuen Gesichtspunkt hinleitete. 

Von 1541 — 1570 finden wir nämlich mit geringen Unter- 
brechungen — dreimal bei 14 Beichstagen — die besondere Unter- 
schrift des Markgrafen Hans v. Cüstrin*), der 1571, ohne Erben 
zu hinterlassen, starb, und dessen Stimme vom Kurhause Branden- 
burg dann auch nicht weitergeführt wurde. Gleichwohl könnte 
man in dieser fast 30 Jahre lang unbestritten geführten Stimme 
die Grundlage dazu sehen, dass sich das historische Bewusstsein 
von der Existenz einer zweiten Markgrafenstimme des Hauses Bran- 
denburg heranbilden konnte, namentlich bei der Kurlinie, so dass 
man später, als so sorgfältig alle alten Rechte aufgenommen und 
conservirt wurden, dieselbe bei einer passenden Veranlassung wieder 
in Ausübung brachte, nur dass sie jetzt von dem Herrn einer an- 
deren Landschaft als früher geführt*) wurde. 

>) Eine andere Möglichkeit wäre nur die, dass in der Matrikel ursprüng- 
lich gestanden hätte: „Mkgrf. Friedrich von Brandenburg Erben", wie z. B. 
dieselbe Matrikel in der Cortrejischen Fassung für Meklenburg lautet. Aber 
auch so würde der Ausdruck nur für die Einheit der Fürstenthümer in ihren 
Beziehungen zum Reiche beweisend sein. 

s) Aus den bei Lang III, p. 380 ff. registrirten Testamenten G-eorg Fried- 
richs ergiebt sich, dass schliesslich die Erbfolge doch allein nach dem Geraer 
Haasvertrage erfolgte, der es in seinen Bestimmungen offen Hess, wie sich die 
beiden zukünftigen Markgrafen zum Reiche stellen würden, der sogar durch 
die Bestimmung, dass die Bergwerke und das oberste Landesgericht gemein- 
sam bleiben soüten, wieder auf den bisherigen Weg hinzuweisen schien, dass 
die Fürstenthümer trotz der Theilung doch auch eine Einheit bleiben sollten. 

*) Nur 1567 findet sich eine Unterschrift: „von wegen Johanns, auch Geor- 
gen Friedrichs, beider Markgrafen zu Br. etc.", doch in ihrer Art, in der Ver- 
knüpfung der Namen durch „auch" statt durch „und", in der Hinzufügung des 
Wortes „beider", welches dadurch jedem den besonderen Titel giebt, so ver- 
schieden von anderen Gesammtunterschriften, dass, mochte hier auch nur eine 
Stimme in diesem einen Falle abgegeben sein, doch die Selbständigkeit beider 
Fürsten, das Recht eines jeden, eine eigene Stimme führen zu können, schon 
durch die Form der Unterschrift gewahrt zu sein scheint. 

*) Dass der neue Träger der Stimme Herr eines anderen Territoriums 
als der frühere ist, kann gegen diese Ansicht nicht sprechen, da weder bei 
Hans von Cüstrin, noch bei den alten Markgrafen von Ansbach und Baireuth, 



In diesem Lichte betrachtet, dürfte die spätere Zweiheit dei* 
Stimmen für Ansbach und Baireuth vielleicht weniger als eine 
Anomalie erscheinen, sie hatte ihre historischen Prämissen, aber in 
der Zeit vor 1582; während das Aufnehmen der zweiten Stimme 
erst lange nach diesem Jahre doch zeigt, wie auch nach demselben 
sich die Verhältnisse des Fürstenstandes, besonders mit Beziehung 
auf die Stimmen im Fürstenrathe, noch in lebendiger Entwicklung 
befanden, ein Leben, welches erst durch die formelhafte Schemati- 
sirung und Fixirung aller reichsständischen Verhältnisse, durch die 
künstliche Beconstruktion des Beichskörpers seit 1648 ganz auf- 
hören konnte. Denn am letzten Ende müssen wir doch als that- 
sächlich festhalten, dass 1603 eine Theiiung der Fürsten thümer 
unter zwei regierende Linien stattfand, worauf jede derselben eine 
besondere Stimme führte, also der Satz des Autors von 1582 hier 
sich noch vollkommen bestätigt findet. 

X. Für Wirtemberg wird die ganzen 150 Jahre hindurch, 
von 1495 — 1641, nur eine Stimme geführt: von Eberhard 1495 
und 1497 zu Lindau, von seinem Sohne Ulrich I. von 1498 — 1512 
und 1535 — 48^), von Christoph 1551 bis 1567, von Ludwig, mit 
welchem im Jahre 1593 die alte Herzogslinie erlosch, von 1570 — 82. 
Dreimal nur hat daneben die Mömpelgartische Linie eine eigene 
Stimme ausgeübt: 1559 finden wir die Unterschrift „v. w. der Vor- 
mundschaft Grafen Georgen zu Würtemberg und Mömpelgart etc. 
seligen hinterlassenen Kinder", und 1566 und 70: „v. w. der Vor- 
mundschaft Friedrichen, Grafen von Wirtemberg und Mömpelgart". 

Man kann dieses als Versuche ansehen, der Linie Mömpelgart 
eine Stimme zu vindiciren, keineswegs aber eine solche danach als 
herkömmlich annehmen, wie Moser ^) es thut, indem er einzig von 
der Stimme von 1570 einen Schluss auf die Berechtigung derselben 
zieht. Im 35. Bande p. 164 und fi*. berichtet er aber selbst, wie 

— auch nicht 1594, 98 und 1603, wo bereits in anderen Unterschriften sich 
eine genaue Präcisirung des Landes findet (Pfalz -Lautern und -Simmern, Henne- 
berg, Baden), — vor allem auch nicht bei den jüngeren Markgrafen seit 1613 
in den Unterschriften jemals bemerkt wurde, für welches Land sie dieselben 
gaben; sie lauten stets nur: „N. Mkgraf, zu Brandenburg etc." 

') "Während der grossen Lücke, die durch die Vertreibung Ulrichs ent- 
stand, finden wir einmal die Ünterschrift„von wegen des Hertzogthums Würtem- 
berg", ein Umstand, der aus dem Rahmen der Wirtembergischen Stimme hin- 
Bichtlich ihrer Einheit nicht heraustritt, der aber eine ganz andere Bedeutung 
gewinnt, auf die im weiteren Verlaufe der Arbeit hingewiesen werden wird. — 
Über die Hausverträge und die Erhebung zum Herzogthum, wodurch Untheil- 
barkeit und Erstgeburtsrecht eingeführt wird, s. unten § 4. 

*) Teut. Staats. R. 34, p. 294 § 24. 



i1 

Sowohl 1576 als 1588 ^) Herzog Ludwig von Wirtemberg gegen die 
Führung einer Mömpelgartischen Stimme protestirt habe, wobei er 
sich ausdrücklich darauf berief, dass Mömpelgart keinen besonderen 
Anschlag habe, dass er, der Herzog, dasselbe auch in Reichs- 
und Kreis -Angelegenheiten vertrete und daher begehre, dass auch 
nur er allein ein Votum für Wirtemberg, Teck und Mömpel- 
gart — das ist der Titel in den Unterschriften — abzugeben habe. 
Man sieht, dass es nicht allein genügte, regierender Herr zu sein, 
um auch ein Votum im Reichsfürstenrathe ausüben zu können, son- 
dern dass das Herkommen, welches auch in gewissen Verhältnissen 
des Fürstenhauses zum Reiche begründet war, ebenfalls als eine 
bestimmende Macht auftrat, wie schon die Opposition der Reichs- 
ftirsten eine willkürliche Stimmenvermehrung hinderte. Wirtemberg 
hatte weder 1582, wie Moser — mit sich selbst im Widerspruche — 
sagt, noch sonst jemals, so lange das alte Herzogshaus existirte, ftir 
Mömpelgart eine besondere, anerkannte Stimme^). 

Ebenso ist nicht ersichtlich, wie Moser ^) zu seiner Behauptung 
kommt, dass nach der Vereinigung der beiden Länder durch 
Friedrich von Mömpelgart im Jahre 1593 2 Stimmen vom Hause 
Wirtemberg geführt seien. Sowohl Friedrichs eigene Unterschrift 



■) bei den schwäbischen Kreisständen; 1576 auf dem Reichstage. 

>) Stalin „Wirt. Gesch.« IV 2. Theil im § 19 p. 597, 598 sagt zwar, Möm- 
pelgart habe, seitdem es vom Herzog Christoph 1553 — d. d. 4. Mai — au 
seinen Oheim Georg zu erblichem, unabhängigem Besitz cedirt war, eine eigene 
Stimme auf den Keichstagen geführt ; er folgt darin Kicker „Keichsfürstenstand" 
p. 223, beide aber nur Moser als ihrer gemeinsamen Quelle. Fickcr wie Stalin 
bezeichnen diese vermeintliche Stimme MÖmpelgarts als eine ganz ausnahms- 
weise Erscheinung und ersterer kennt auch nur die drei erwähnten Unter- 
schriften zu 1559, 1566 und 1570. Nach dem, was Moser aber im 35. Band 
seines Staatsrechts p. 164, 165 berichtet, dürften diese 3 Vota selbst als etwas 
anormales und illegitimes zu bezeichnen sein, deren Kraft, etwa ein Präcedenz 
zu schaffen , durch den erfolgreichen Protest des Herzogs Ludwig i. J. 1576 
gleich damals vernichtet wurde; in diesem Protest wird erwähnt, dass man 
gleich 1570 „es dahin apprehendiret habe, weil S. Liebden (der Graf von 
Mömpelgart) keinen sonderen Anschlag hätten, dass mit demselben auf einen 
Anschlag zum Römerzug und Kammer-Gerichts-Unterhaltung zu handeln wäre". 
Also die dreimal abgegebene Stimme war vom Fürstenrath selbst als bisher 
einer rechtlichen Grundlage entbehrend erkannt worden. Es scheint, als habe 
er eine Stimme im Fürstenrath nicht absolut verweigern wollen, jedenfalls weil 
die Grafen von Mömpelgart aus einem Fürstengeschlechte stammten, die 
Fürstenwürde sich aber im Geschlecht vererbte; nur mussten, um die Reichs- 
standschaft beanspruchen zu können, gewisse Bedingungen, Leistungen an das 
Reich, erfüllt werden. 

») Bd. 34, p. 294, § 24. 
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in den Reichsabschieden von 1594, 98 und 1603, wie die semeä 
Sohnes Johann Friedrich zu 1613 und die Eberhards zu 1641 
erscheinen als einfache Unterschriften für eine Stimme, wenn sie 
in ihrem Titel auch Grafen v. Mömpelgart heissen, eine Bezeichnung, 
welche auch die alten Herzöge von Wirtemberg in ihrer Titulatur 
gefuhrt hatten. 

Um so weniger können wir 2 Stimmen annehmen, als ja seit 
1594^ und mehr noch seit 1603 und 13, sich zahlreiche Beispiele 
finden, dass, wo ein Fürst in seiner Person 2 Stimmen vereinigt, 
er auch für jede eine besondere Unterschrift giebt, wie z. B. 
der Kurfürst von der Pfalz solche fiir Lautern und Simmern 
geben lässt. Moser ^) liefert aber wieder selbst den Beweis^ 
dass hier nur eine Stimme für Wirtemberg vorliegt. 1603*), 
berichtet er, habe Friedrich seinen Gesandten eine doppelte Legi- 
timation für Wirtemberg und Mömpelgart gegeben, mit dem aus- 
drücklichen Auftrage, für letzteres ein besonderes Votum und 
besondere Subscription zu verlangen. Sie drangen mit ihrer Forde- 
rung nicht durch. Die Antwort der Direktoren, die auf den Wider- 
spruch der übrigen Reichsfürsten hinweist, zeigt deutlich, dass hier 
ein Gewohnheitsrecht mächtig wirkte, an dem man von Seiten des 
Beiches festhalten wollte, während der einzelne Territorialfürst seine 
Prärogative auszudehnen suchte, eine Stimme für ein Land bean- 
spruchte, welchels noch niemals eine besessen hatte. Das Her- 
kommen war die stärkere Macht, und die Gesandten Friedrichs 
mussten sich mit der Einreichung einer Protestations- und Reser- 
vationsschrift begnügen. Was Moser am angeführten Orte weiter 
über diesen Streit auf dem Reichstage von 1641 berichtet, bestätigt 
nur von neuem unsere Ansicht^). 

Wenn wir dann 1654 erst für Mömpelgart eine besondere Unter- 
schrift finden, so müssen wir das vielmehr als eine Neuerung — 
trotz aller Observanz, wie sie Moser vom Jahre 1582 herleiten will, 
— ansehen; erst das Jahr 1654 erscheint hier als der definitive 



«) Teut. Staats -R. Bd. 35, p. 165 if. 

2) Also erst 1603, und nicht einmal gleich auf den nächsten Reichstagen 
nach 1582, denen von 1594 und 1598, wurde dieser Anspruch erhoben, wo doch 
Friedrich auch bereits Herzog war. 

^) Moser T. St.-R. 35 p. 167; Mömpelgart ist zwar besonders zum fteichs- 
Tage beschrieben, bei der Verlesung der Sitz und Stimme im Fürstenrath Be- 
sitzenden durch den B.eichs -Erb -Marschall wird es abtfr nicht genannt. Beim 
Yotiren beschwert sich hierüber der Wirtembergische Gesandte und will sein 
Votum auch für Mömpelgart abgegeben haben; der darüber entstehende Streit 
wird aber bis zum Erscheinen eines kaiserlichen Decisum verschoben. • 
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Schlusspunkt in der Entwickelung der Stimmverhättnisse auf der 
Reichsfürstenbank, indem ein kaiserliches Decret und besondere 
Abstimmung auf dem Reichstage für Mömpelgart ein besonderes 
Votum, hinter dem für Henneberg in der Rangordnung folgend, 
bewilligten ^). 

XI. In Baden erkennt die Matrikel von 149Ö 2 Fürsten an, 
den Markgrafen von Baden, Christoph (1475 — 1515), und den 
Markgrafen von Röteln, ebenso der Titel 8 (§ 7 und § 15) 
des Abschiedes. Die Unterschrift Christophs findet sich ferner 
dreimal 1498, 1500 und 1512; er war im Jahre 1503 auch der 
Erbe des letzten Sprossen der anderen Linie geworden, einer 
Abzweigung der alten Hochbergischen, auch die Sausenbergische 
genannt. 

1521 erscheint die persönliche Unterschrift: „v. w. Markgraf 
Philippsen und Markgraf Ernsten zu Baden", und die gleiche 1524, 
aber in Vertretung gegeben*). Für diese letztere werden wir, bei 
der gemeinsamen Vertretung der Brüder, nur eine Stimme an- 
nehmen können; es fragt sich aber, wie wir uns zu derjenigen von 
1521 zu stellen haben. Eigenthümlich ist, dass 1526 in Augsburg 
nur die Unterschrift Philipps, in demselben Jahre in Nürnberg 
nur die des Ernst vorkommt, 1527 wieder eine von gemeinsamen 
Vertretern gegebene : „v^ w. Philippsen und Ernsten, Markgrafen zu 
B.'S während dann, nachdem 1527 der Vater gestorben ist, 1529 
Philipp persönlich unterschreibt, Ernst eine besondere Unterschrift 
durch einen Vertreter geben lässt und 1530 sogar für sich selbst 
und dann noch in besonderer Unterschrift als Vertreter seines 
Bruders Philipp unterzeichnet. Man kann nicht in Abrede stellen, 
dass beiden Brüdern zwei Stimmen zustanden, wenn jeder die seinige 
besonders ausüben liess. Aus dem Umstände aber, dass bis zum 
Tode des Vaters nur gemeinsame Unterschriften oder die eines 
einzelnen allein, der auch nicht, wie es nachher geschieht, für den 
anderen unterzeichnet, erscheinen, könnte vielleicht geschlossen 
werden, dass bei Lebzeiten des Vaters die Einheit des Baden- 



■) In den Unterschriften dieses Keichsabschiedes steht die Mömpelgartische 
unter den in Vertretung gegebeneu sogar erst hinter Lothringen; die Ordnung 
ist an jener Stelle überhaupt nicht fest gewahrt. — Bei Moser hierüber 35, 
p. 168, 169, 179 ; in der Sitssung vom 25. Febr. 1654 proponirt Mainz über das 
kaiserl. Dekret zu berathen, wonach Mömpelgart Sitz und Stimme zugewiesen 
erhalten soll; per Majora bekommt es ein Votum hinter Henneberg. 

*) 1515 hatte Christoph I. unter seine drei Söhne getheilt und sich der 
RegieruYig begeben; er starb aber erst 1527. 

Domke, Die YiriUtimmen i. Beichsfüratenrath. 4 
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siftchen Fürstenthums trotz der Theilung doch gewahrt erscheinen 
mochte und sich in der Weise geltend machte, dass man noch 
nicht an die Ausübung zweier Stimmen dachte. Wahrschein- 
licher jedoch erscheint es, dass die beiden Brüder, deren jeder 
einmal allein nur für sich unterschreibt, im Jahre 1521 bei per- 
sönlicher Anwesenheit auch zwei Stimmen geführt haben werden. 
Für das Gesamtntresultat kann aber diese Einzelfrage ohne Be- 
deutung sein, da ja schliesslich doch in Folge der Theilung un- 
bestritten zwei Stimmen geführt wurden. 

1532 erscheinen beide wieder nur in einer gemeinsamen 
Unterschrift, die durch eine Vertretung gegeben wird. Wir werden 
nach jenem Satze des Autors von 1582 für diesen Fall allerdings 
nur ein Badensisches Votum annehmen müssen, das jedoch un- 
beschadet des besonderen Rechtes jedes der beiden gegeben wurde. 

Dasselbe muss von der Unterschrift; von 1535 gelten, wo aller- 
dings die beiden Brüder Bernhard und Ernst noch mehr daran 
gedacht zu haben scheinen, die Einheit ihres Fürstenthums zu er- 
halten, wie sich aus dem Folgenden zu ergeben scheint. In diesem 
Jahre erscheint zum ersten Male der dritte Bruder Bernhard in 
der gemeinsamen Unterschrifl: „v. w. Mkgrf. Bernhard und Ernsten 
zu Baden'*. 

1533 war nämlich Philipp kinderlos gestorben, und 1534 eine 
neue Landestheilung erfolgt, in welcher Ernst Durlach, Bernhard 
Baden erhielt^). Letzterer starb schon 1536 mit Hinterlassung 
zweier unmündiger Söhne, Philibert und Christoph. Noch bei Leb- 
zeiten Bernhards hatte der Kurfürst Ludwig von der Pfalz, als 
Schiedsrichter in den Theilungsstreitigkeiten, einen Vertrag ent- 
worfen, nach welchem die Markgrafschaft ein gemeinsames, un- 
getheiltes Ganzes bilden sollte, das nur hinsichtlich des Genusses 
der Einkünfte getheilt werden könnte ; die Lehen solle der jeweilige 
Besitzer für sich und seine Stammesgenossen empfangen, auch ein 
gemeinsames Archiv für die das ganze Land betreffenden Urkunden 
bestehen. Der Dienst- und Unterthaneneid solle nur gegen den ge- 
meinsamen Landesherrn* verbinden. Es kann dieser Versuch, dessen 
Analoga sich bei Henneberg und Anhalt finden, als ein Beweis 
angesehen werden, dass die Markgrafschaft immer noch als ein 
ungetheiltes Ganzes galt, zumal Ernst nach dem Tode seines Bruders 
sich auch auf die Untheilbarkeit der badischen Lehen berief und 
diese für sich wie für seine Neffen empfangen, auch allein das 
Recht der Lehenvergabung haben wollte. 



') Häberlin Neue Teut. Reichs -Gesch. X, p. 184. 



Der Kurfürst, der zur Schlichtung des Streites angerufen wurde, 
entschied denselben auf Grund jenes seines Entwurfes^), doch so, 
dass die Burglehen von demjenigen, in dessen G-ebiet sie lägen, 
vergabt werden sollten. Ernst wandte sich gegen diese Ent- 
scheidung an das Kämmergericht, welches dieselbe 2war bestätigte, 
aber erst 1582^), als die Thatsachen bereits die Folgen, die sich 
daraus für Baden hätten ergeben können, überholt hatten. Diese 
Sauinseligkeit der Rechtspflege hat mit dazu beigetragen, dass wir 
nunmehr in ununterbrochener Folge zwei Badensiche Stimmen zu 
verzeichnen haben werden. 

1641 unterzeichnet nur Ernst; von 1542 (Speier) bis 1551 
finden wir abel: die besonderen Unterschriften fät ihn und für die Vor- 
mundschaft der Söhne Bernhards, die stets als wegen der Vor- 
mundschaft „Philiberts und Christophs^' gegeben lauten. 

Dem entsprechend finden sich 1555, 57, 59 und 66 die ge- 
trennten Unterschriften für Carl, den Sohn des Ernst» und für 
Philibert') zu Baden u. Spanheim ; 1567 unterzeichnet Carl allein, 
1570 findet sich neben seiner die Unterschrift für die Vormundschaft 
Philipps n. ^), des Sohnes Philiberts, und 1576 die für Philipp 
selbst. 

Desselben Unterschrift erscheint 1582 und daneben die: „In 
Vormundschaft, Markgrafen Carls zu Baden hinterlassener Söhne, 



■) Albert Preuschen „Badische Geschichte mit steter Beziehung auf die 
gemeinsame ' Geschichte der Teutschen", Karlsruhe 1842; p« 727» 728. 

>) Häberlin N. T. B.-G. X, p. 185, 186. 

>) Philibert war 1665 für mündig erklärt worden, nachdem kurz vorher 
mit seinem Bruder Christoph ein Vertrag zu Stande gekommen war, wonach 
letzterer die Luxemburgischen Lande, Rodemachem, Herspringen und Püttin« 
gen, ersterer die Harkgrafschaft Baden nebst Spanheim erhielt, beide für sich 
und ihre männlichen Nachkommen; s. Preuschen § 287, p. 728, 729. --- Nach 
Häberlin N. T. R.-G. III, p. 113 wäre der Vertrag erst vom 23. April 1566^ 
wo Philiberts Vormundschaft aufgehört hätte: Christoph verzichtet danach auf 
die Markgrafschafb für sich und seine Nachkommen. Die Unterschriften 
scheinen die erste Angabe zu bestätigen, nach der schon 1555 eine Auseinander- 
setzung erfolgt war. — £s sind diese Besitzungen Christophs ähnlich denen, 
die Bernhard III. in der Theilung von 1515 erhalten hatte (Luxemburg und 
Spanheim); sie scheinen nur die Abfindung für eine Nebenlinie gebildet zu 
haben, da sowohl Bernhard bei Lebzeiten seines Bruders Philipp, d, h. bevor 
er einen Antheil an den eigentlich markgräflichen Landen erhielt, nie in den 
Unterschriften erschien, wie auch Christoph niemals in denselben vorkommt. 

*) Philibert fiel 1569 bei Montcontour; ihm folgte sein Sohn Philipp II., 
der bereits 1571, 13 jährig, von Maximilian II. für mündig erklärt wurde; 
— Preuschen p. 730, — Häberlin N. T. ß..G. VIII, p. 45, 46. 

4» 



5a 

£rn8t Friedrichen, Jacoben und Georg Friedrichen, MarkgraiflPen zu 
Baden und Hochberg, Landgrafen zu Sussenberg, Herrn zu Rötel 
und Badenweiler'^ 

Ernst von Baden -Durlach war 1553 gestorben, und ihm sein 
einziger noch lebender Sohn, Carl U., gefolgt. Dieser starb 1577, 
nachdem er in einem Testamentsentwurf eine Theilung ausdrücklich 
verboten und seine Söhne zu gemeinschaftlichen Nachfolgern iu der 
Begierung bestimmt hatte ^). Erst nach Beendigung der Vor- 
mundschaft wurde unter diesen dennoch nach einem Theilungs- 
entwurf ihres Grossvaters Ernst vom Jahre 1537 getheilt, so dass 
Ernst Friedrich (1577 — 1609) die sogenannte untere Markgraf- 
schaft, d. h. Baden -Durlach, Jacob (1577 — 1590) Hochberg und 
Georg Friedrich Sausenberg erhielt^). 

Wie nun Moser ^) vier Badensische Stimmen zum Jahre 1582 
annehmen kann , ist in keinem Falle ersichtlich, da „expresse^^ 
wie er sagt, eine Stimme für Sausenberg durchaus nicht abgegeben 
ist, und wir ausserdem, wenn man selbst vier Stimmen annehmen 
dürfte, Moser doch entgegenhalten müssten, dass gerade die Stimme 
für Georg Friedrich von Sausenberg auf allen folgenden Reichs- 
tagen geführt worden ist, die für die Badensische Linie aber nur noch 
1594. Auf den weiteren Widerspruch in der Moserschen Begründung, 
weswegen die Hochbergische Stimme nicht fortgeführt sei, ist schon 
in der Einleitung*) aufmerksam gemacht worden. Wenn er hier 
hinzusetzt: „und also liesse es Baaden auchnachhero gut seines so 
erkennt er damit stillschweigend an, dass in dieser Zeit, in welcher 
sich die Verhältnisse zu jenem Zustande, wie er seit 1654 fixirt 
war, heranbildeten, und auf die es doch eigentlich ankam, an eine 
Observanz von 1582 gar nicht zu denken ist. 

1582 sehen wir also die alte Zweizahl der Badensischen Stimmen 
noch gewahrt. Erst 1594 erscheinen drei Unterschriften: 1) die 
Ernst Friedrichs in Durlach ^), 2) die für Eduard Fortunatus, den 
Vetter des 1588 kinderlos gestorbenen Philipp von Baden und 



«) Preuschen p. 757, 758. 

*) Preuschen p. 759, im Jahre 1584. 

>) T. Staats -R. Bd. 34, p. 295 § 26. 

*) P. 11. 

*) Derselbe war auch bereits Besitzer von Hochberg, nachdem Jacob 1590 
und sein wenige Tage nach seinem Tode geborener Sohn, Ernst Jacob, bereits 
1591 gestorben waren; — Preuschen, p. 761, 762. 
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Spanheim *), und 3) die für die vormundschaftliche Regierung Georg 
FriedvichB von Sausenberg. 

Aber schon 1598 finden wir nur noch 2 Unterschriften: 1) „v. 
w. Ernst Friedrich, Markgrafen zu fiaden und .Hochberg, Land- 
grafen zu Sausenberg, und 2) die Georg Friedrichs von Sausen- 
berg. Die dritte Stimme für Baden fällt also fort, und obgleich Ernst 
Friedrich von 1595 — 1604 in Baden-Baden die Regierung^) führte^ 
so bezeugt doch nichts in seiner Unterschrift, dass er für dasselbe 
eine besondere Stimme ausübte, in welchem Falle er wohl nach der 
Analogie derer für Lautern, Simmern und Henneberg eine besondere 
Unterschrift für Baden gegeben haben würde. Dieses bestätigt sich 
auch 1603, wo wir ebenfalls nur diese beiden Stimmen finden, und 
femer 1613, wo Georg Friedrich von Sausenberg nur „vor sich und 
als Inhaber Ernst Friedrichen zu Baden*) angefallener Lande" 
unterzeichnet*). 

Erst 1641 im Regensburger Abschiede finden wir wieder eine 
Unterschrift Wilhelms von Baden-Baden*), während fiir die andere 
Linie eine solche fehlt. Friedrich V., der Sohn Georg Friedrichs 
und der einzige Lebende seines Geschlechtes, hätte, wäre er an- 
wesend oder vertreten gewesen, jedenfalls wie sein Vater für sich 
und die Lande Ernst Friedrichs von Durlach unterschrieben, wie 



') t 1588 — Preuschen p. 732; ihm folgte sein Vetter Eduard Fortunatus, 
Sohn des mit Luxemburg, Rodemachern u. s. w. abgefundenen Christoph, 
welcher sich mit seinen Brüdern dahin verglichen hatte, dass er ihnen die 
väterlichen Besitzungen ganz überliess, dagegen auch alleiniger Erbe seines 
Vetters in Baden sein sollte; — Preuschen p. 734. 

') Eduard Fortunatus hatte sein Land seinen Gläubigern überlassen sollen, 
welches aber Ernst Friedrich von Durlach dadurch verhinderte, dass er am 
21. Novbr. 1594 die Baden -Badischen Lande besetzen und sich als Admini- 
strator derselben huldigen Hess; — Preuschen p. 735, 736. 

Eduard Fortunatus starb 1600, gleichwohl behielt Ernst Friedrich das 
occupirte Fürstenthum, da er den Söhnen jenes, als von einer nicht fürst- 
lichen Mutter entsprossen, die Erbberechtigung absprach; Preuschen p. 737. 

3) 1 1604. 

*) Röderer „von den Herzgl.- Sächsischen Reichs -Tags -Stimmen etc." 
(s. p. 22, Anm. 1) p. 117 sucht diese Unterschrift dahin zu erklären, dass der 
Zusatz „und als Inhaber etc." sich auf die von Ernst Friedrich besetzten Baden- 
Badischen Lande beziehe, um zu bezeichnen, dass er dieselben mit eben dem 
Rechte, wie jener besitze. Abgesehen davon, dass man nicht einsieht, wes- 
wegen Georg Friedrich dieses hier in der Unterschrift des Reichsabschiedes 
hätte hervorheben sollen, wenn er damit nicht zugleich eine besondere Stimme 
beansprucht hätte, dass aber eine solche für die occupirten Lande nicht 
einmal von Ernst Friedrich geführt worden war, nöthigt auch nichts, in der 
Form „Ernst Friedrichen" einen Dativ zu sehen, da dieselbe sonst durchgängig 
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es 1654 faktisch geschieht, so dass wir also erst seit 1641 eine 
dreifache Stimme Badens hätten. 

So sehen wir — r gerade im Gegensatz zu Moser (34 p. 294, § 26) — 
mit Nichten hier eine Observanz von 1582, sondern finden vielmehr 
durchgehend die Zweizahl der Badensichen Stimmen gewahrt, ent- 
sprechend der Erscheinung, wie der Begriff der oberen* und der 
unteren Markgrafschafit sich durch die ganze Geschichte des Hauses, 
durch alle Urkunden desselben hindurchzieht, während der Grundsatz, 
dass Erbtheilungen, aus denen mehrere selbständig regierende Fürsten 
hervorgehen, auch zu einer entsprechenden Vermehrung der Beichs- 
tagsstimmen fuhren, noch 1594 in voller Wirksainkeit ist. Ferner 
tritt uns aber in der Unterschrift von 1613 dieselbe Erscheinung 
entgegen, wie wir sie bei Pfalz und Sachsen finden wetden, dass 
das neue Princip der Vererbung der Stimmen ausgestorbener 
Fürstenhäuser auf ihre Erben, welches um Beginn des 17. Jahr- 
hunderts allmählich lebendig zu werden begann, hier in dieser Zeit 
ebenfalls wirkte. Die drei Stimmen von 1594 erscheinen nur wie 
ein einsamer Vorläufer des späteren Zustandes; noch kann eine der- 
selben erlöschen, während ihre Wiederaufnahme dadurch herbei- 
geführt wird, dass das Land wieder einen eigenen Fürsten hat. 

Wir finden bei Baden eine solche Continuität iri der Art, wie die 
einzelnen Theilfürstenthümer gestaltet werden, dass, nachdem das 
Bewusstsein durchgedrungen war, dass der einzelne Fürst dem Reiche 
gegenüber der Repräsentant eines Theiles desselben sei, dass seine 
Bedeutung für das Beich auf seinem Territorium beruhe, es nahe 
lag, mit dem einzelnen Lande den bestimmten Begriff eines Fürsten- 
thums zu verknüpfen und folgerichtig dann mit. diesem die Stimme 
für dasselbe weiterzuführen, wenn das Haus ausstarb, wie hier die 
Unterschriften des Markgrafen von Sausenberg seit 1613 zeigen. 



als Form des Genitiv erscheint. Die Erklärung muss vielmehr darin gesucht wer- 
den, dass für Baden beinahe ein Jahrhundert lang zwei Stimmen auf den Reichs- 
tagen existirt hatten, dass seit 1594 auch bereits genügend Fracedenzfalle vor- 
lagen, in denen die Stimme eines ausgestorbenen Fürstenhauses weitergeführt 
wurde, und dass Georg Friedrich in Folge dessen sich veranlasst sah, auch die 
zweite Stimme seines Hauses aufrecht zu erhalten ; es konnte dieses aber natür- 
lieh nur die zuletzt von Ernst Friedrich geführte sein, deren Übergang auf sich 
er durch den Ausdruck bezeichnete, dass Ernst Friedrichs Lande ihm zugefal- 
len seien. Wir finden dies auch durch das Folgende bestätigt, wenn 1654, nach- 
dem Wilhelm, des Eduard Fortunatus Sohn, in Folge der Schlacht bei Wimp- 
fen und definitiv durch den WestHllischen Frieden in Baden-Baden restituirt 
war, Friedrich V. ausser für Hochberg — offenbar eine Verwechselung der 
Titulatur, eigentlich Sausenberg — eine besondere Stimme für Baden -Durlach 
führt. 
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Wie wenig aber von einer Observanz eines bestimmten Jahres, 
etwa 1582 oder 1594, die Rede sein kann, beweist hier ausser den 
anderen Thatsachen auch die Eigenthümlichkeit, dass in den Unter- 
schriften von 1654 Friedrich V. sein anderes Votum neben dem fiir 
Baden • Durlach als für Hochberg gegeben präcisirt, während doch 
niemals ftir dieses letztere eine besondere Stimme geifiihrt worden ^) ist^ 
Friedrichs V. Stammlande vielmehr die Sausenbergischen waren. 
Die einzige Tradition, die wir als wirksam zu erkennen v^- 
mögen, ist das Alter der Zweizahl der Badensischen Stimm^i, und 
unmittelbar an sie knüpft sich hier das Hervortreten des . neuen 
G-rundsatzes, welcher diese Zweizahl beim Erlöschen der einen 
Linie aufrecht erhält, während die sonstigen politischen Ver- 
hältnisse und ihre eigenthümliche Verschiebung auch noch zur 
Begründung einer dritten Stimme führten. 

XII. Über Anhalt geben uns für den Zeitraum von 1495 — 1512 
nur die beiden Matrikeln zu 1495 und 1507 Aufschluss, deren erstere 
„alle Fürsten von Anhalt mit ihren Wittwen", die zweite „Fürsten 
von Anhalt^' nennt. 1521 findet sich eine erste Unterschrift unter 
denen der anwesenden Fürsten: „N. Fürst zu Anhalt'^; während 
die Matrikel dieses Jahres in allen drei Fassungen der „neuen 
Sammlung^' übereinstimmend „alle Fürsten zu Anhalt'' angiebt, so 
dass dasselbe in seinen Beziehungen zum Beiche, sicher wenigstens 
hinsichtlich seiner Leistungen für dasselbe, als ein einheitliches 
Fürstenthum gegolten zu haben scheint^). 

Erst 1526 (Speier) erscheint eine bestimmte Unterschrift und 
zwar in einer Gestalt — sie ist in Vertretung gegeben — , die 
dieselbe als den Ausdruck einer Stimme auffassen lässt: „von 



') wenn man auch mit Sicherheit annehmen kann, dass bei einem län- 
geren Bestehen der Hochbergischen Linie diese eben so wie die anderen aus 
der Theilung hervorgegangenen ihr besonderes Votum geführt haben würde. 

*) Es ist nöthig, die Regierungswechsel und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Theilungen an dieser Stelle zu verfolgen, was wir der Übersichtlich- 
keit halber ausserhalb ^cs Textes thun zu müssen glaubten. Die Theilung 
unter Georgs I. Söhnen i. J. 1471 (Krause „Fortsetzung der Bertramischen Gesch. 
des Hauses und Fürsienthums Anhalt", Halle 1782, zwei Theiie, 11 p. 48, 52. — 
Lindner „Gesch. und Beschreibung des Landes Anhalt", Dessau 1820, p. 133, 
134, 135, der die Urkunden kennt) hatte zwei Linien geschaffen, indem Walde- 
mar VL (flöOS) und Georg U. (tl509) Köthen, Ernst (tl516) und Sigismund 
(t 1487) Dessau, beide Linien gemeinschaftlich aber ßernburg erhielten, während 
der fünfte Sohn Georgs I., Rudolf (flölO), mit Geld abgefunden wurde, im 
Falle des kinderlosen Todes eines der andern Brüder aber in dessen Stelle 
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wegen Johann Georgen und Joachim, Fürsten zu Anhalt"^); die- 
selbe findet sich noch 1532 und sechsmal von 1542 (Speier) bis 
1551; nur 1541 werden zwei Brüder ohne den dritten genannt: 
„H^ns und Joachim, Gebrüder, Fürsten zu Anhalt". Da sie erst 
1544 theilten (s. p. 55, Anm. 2), welche Theilung erst 1546 in Kraft ge- 
treten zu sein scheint (Lindner 1. c.) , so stimmt dieses vollkommen 
zu der Form ihrer Unterschriften, nach der sie nur eine Stimme 
führten. 

Daneben finden wir 1542, zu Speier und zu Nürnberg, und 
1544 Wolfgang *) mit einer besonderen Unterschrift, 1545 aber ohne 
jede Unterscheidung mit den 3 Brüdern zusammen genannt ; gleich- 
wohl werden wir für ihn, wenn auch hier in Folge einer gemein- 
samen Vertretung Aller nur eine Anhaltische Stimme ausgeübt 
wurde, doch eine besondere als fortbestehend annehmen müssen, 
da er 1555 und 1557 eine solche wieder ausübt. Wenn dieses seit 
1544, nachdem der ganze Anhaltinische Besitz völlig getheilt war, 
nichts Auffälliges hat, so zeigen die beiden Unterschriften Wolfgangs 
von 1542 doch, dass man auch schon vorher zwei getrennte re- 
gierende Linien anerkannte, was durch die Thatsache seine Be- 
stätigung findet, dass seit 1471 jede der beiden ihren besonderen 
Kanzler hatte, so dass also zwei Regierungen bestanden*), wie 



treten sollte. Indessen verkaufte dieser letztere 1497 seinen von Sigismund er- 
haltenen Landesantheil (Lindner p. 135, 136). 

Eine dritte Linie bestand noch in Zerbst, dessen Besitzer, Magnus und 
Albrecht, aber beide geistlich waren und 1508 ihr Land an ihre Vettern der 
anderen Linien abtraten, die dasselbe ebenfalls in gemeinsamen Besitz behielten 
(Lindner p. 136). — Von jenen vier Brüdern hatte nur Waldemar einen Sohn, 
Wolfgang, und Ernst drei Söhne: Georg, Joachim und Johann. Letztere 
theilten erst i. J. 1544 (Lindner p. 137), bei welcher Gelegenheit Wolfgang 
ihnen ganz Zerbst überliess, dagegen Bernburg zu alleinigem Besitz erhielt. 

Im Jahre 1495 hatte Rudolf, der jüngste der Söhne Georgs L, zu Worms 
in seinem, seiner Brüder und Vettern Namen die Belehnung für Anhalt empfan- 
gen (Krause II, p. 85), was zusammengenommen mit den Thatsachen, dass die 
vier Brüder nicht den ganzen Besitz getheilt hatten, sondern Bernburg, spä- 
ter auch noch Zerbst, gemeinschaftlich besassen, und dass die Reichsanlagen 
für ganz Anhalt gemacht wurden, schliessen lässt, dass die Fürsten nur eine 
Stimme auf den Reichstagen geführt hätten; die dunkle Unterschrift von 1521 
scheint dieses zu bestätigen, doch werden wir noch einige andere Angaben 
finden, die seit 1521 oder 1529 zwei Anhaltische Stimmen annehmen lassen. 

' ) Es sind die Söhne des Ernst (cfr. p. 55, Anm. 2) : Joachim I. in Dessau 
1516—61, Johann der V. in Zerbst 1516—51 und Georg IIL in Plötzkau und 
Harzgerode 1516 — 53, in den einzelnen Theilen erst seit 1544 resp. 1546; 
zwischen Johann und Georg ist demnach in der Unterschrift ein Komma zu setzen. 

>) in Köthen 1508—62, und in Bemburg seit 1544. 

') Krause II, p. 52. 
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uns auch eine grosse Anzahl selbstständiger Regierungshandlungen 
Waidemars VI. und seines Sohnes Wolfgang urkundenmässig ge- 
nannt werden*). Auch finden sich bei Krause Nachrichten, dass 
Wolfgang sich schon früher an den Beichstagen betheiligt habe: 
so empfing er 1521 mit seinem Vetter Johann für sich und die 
übrigen Vettern die Belehnung mit dem Fürstenthum ^), protestirte 
1529 gegen den Beichsschluss zu Speier, überreichte 1530 mit den 
anderen protestantischen Fürsten die Augsburgische Oonfession^) 
und war 1532 in Nürnberg*). Jene Lücke in seinen Unterschriften 
von 1545 bis 1565 erklärt sich dadurch, dass er in Folge der 
Mühlburger Schlacht von 1547 — 52 geächtet und landesflüchtig war, 
dann aber restituirt wurde*). 

Neben Wolfgangs finden wir 1555 die andere Unterschrift als: 
„V. w. Joachims und seiner unmündigen Vettern, Fürsten zu 
Anhalt" und 1557 die letzteren selbst genannt: „v, w. Joachim 
Carl, Joachim Ernst, und Bernhard Gevettern und Brüder, Fürsten 
zu Anhalt" ^), jedenfalls also in der Weise, dass wir für die ganze Linie 
Dessau-Zerbst die einheitliche Stimme gewahrt sehen. 1559 erscheint 
eine Zusammen würfelung der beiden Unterschriften : „v. w. Wolfgangen, 
Joachimen und Carlen, Fürsten zu Anhalt etc. vor sich und dann 
in Vormundschaft Joachim*) Ernsten und Bernharden, Fürsten zu 
A. etc. ihrer jungen Vettern und Brüder". Wenn die sämmtlichen 
Anhaltinischen Fürsten in Folge der gemeinsamen Vertretung auf 
diesem Reichstage wieder nur eine Stimme ') führen, so werden wir 
das Recht Wolfgangs, eine besondere für sich zu beanspruchen, 
nach allem Vorhergehenden doch nicht in Zweifel ziehen können. 
Zugleich ersehen wir aus allen Unterschriften der Dessau -Zerbster 
Linie, dass sie immer nur eine Stimme ausübte und somit wenigstens 
keinen Anspruch auf eine Mehrzahl derselben erhoben zu haben 



') Krause II, p. 52— Ö6, 90, 91, 92. 

«) Krause II, p. 103. 

3) Krause II, p. 104. 

*) Krause 11, p. 105 ff. 

*) Es sind die Söhne Johanns in Zerbst, der 1551 starb : Carl I. 1541 — 61, 
Joachim 11. Ernst 1551 — 81, Bernhard 1551 — 70; in der Unterschrift ist zwischen 
Joachim und Carl wieder ein Komma zu setzen, da sonst nur Brüder, keine 
Yettem genannt wären, sie sich auch 1559 richtig getrennt finden, 

•) Hier steht zwischen Joachim und Ernst in der N. S. ein überflüssiges 
Komma, wie die Unterschriften von 1566, 70, 76 und 82 zeigen. 

^ ) Gerade diese Unterschrift zu 1559 findet ein so vollkommenes Analogen 
in den beiden von 1641 und 1654, besonders in der letzteren, dass wir dadurch 
unsere Annahme und somit den Autor bei Goldast von 1582 aufs beste be- 
stätigt sehen, dieser Unterschrift nur ein Votum zu supponiren. cfr. p. 21. 
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scheint. Eine Erklärung hierfür geben uns auch die wichtigen 
Nachrichten bei Krause über die Landtage. So hielten 1547 die 
drei Brüder Georg, Joachim und Johann einen gemeinsamen Land- 
tag, dessen Beschlüsse für sie und ihre Unterthanen gefasst wurden, 
während Wolfgang sich nicht daran betheiligte ^). Einen gleichen 
Landtag der gesammten Dessau -Zerbster Stände finden wir im 
Januar 1565^), an dem sich Wolfgang gleichfalls nicht betheiligte, 
und noch 1569 einen solchen zu ßernburg ohne Betheiligung der 
Landstände Wolfgangs, obgleich dieser schon 1562 zu Gunsten 
seiner Vettern theilweise resignirt hatte und 1564 auch auf den 
Rest seines Fürstenthums verzichtete*). 1572 zu Dessau wurde 
dann der erste Landtag der gesammten Anhaltinischen Stände ab- 
gehalten*). Die Regierung der Dessau-Zerbster Lande wäre dem- 
nach doch immer eine einheitliche geblieben, jedenfalls der Einfachheit 
und Billigkeit der Verwaltung wegen, und aus gleichem Grunde 
mag auch die Vertretung auf den Reichstagen eine gemeinsame 
geblieben sein. 

1566 finden wir die persönliche Unterschrift des Joachim Ernst 
„für sich und seinen Bruder Bernhard"*) und werden nicht fehl 
gehen, in dieser Erwähnung des Bruders doch keine besondere 
Stimme für denselben zu sehen, da es die einzige dieser Art, in 
diesem Falle aber wohl eine besondere Unterschrift für Bernhard 
gegeben wäre, die ausdrücklich besagte, dass für ihn in Vertretung 
durch seinen Bruder noch besonders votirt sei. So finden wir auch 
1567 beide wieder nur in der Fassung genannt, die ihnen, wie früher, 
so auch hier keine besonderen Stimmen giebt: „von wegen Joachim 
Ernsten und Bernharden, Fürsten zu Anhalt etc.". 

1570, 76 und 82 findet sich die Unterschrift des nun einzigen, 
regierenden Fürsten Joachim Ernst. 

1594 unterzeichnet Christian, der persönlich anwesend ist, für 
sich, und daneben finden wir unter den vertretenen Fürsten noch 



») Krause II, p. 432, 433. 

») 1. c. p. 433. 

») Krause II, p. 114. — Lindner p. 137. 

♦) Krause 11, 436, 437. 

^) Von jenen Brüdern, die 1544 getheilt hatten, hinterliess nur Johann 
(t 1551) drei Söhne (s. p. 57, Anm. 5), von denen nach dem 1561 erfolgten Tode 
Karls und nach dem Anfall der Köthen- Bernburger Lande i. J. 1562 (s. oben) 
Bernhard und Joachim Ernst im J. 1563 zwar theilten — (Lijidner p. 138, 
Krause II, 138, 139) — , doch, wie wir gesehen haben, ohne dass der Gedanke 
einer Einheit des Eürstenthums darum aufgegeben wurde. Bernhard starb be- 
reits 1570 — Krause II, p. 141 — , so dass Joachim Ernst das ganze Fürstenthum 
vereinigte. 
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die beiden getrennten Unterschriften für Johann Georg und Bern- 
hard , die in dieser Trennung um so auffallender sind, als beide 
Eürsten ausser mit dem Gesammttitel zugleich als Herrn zu Zerbst 
und Bernburg bezeichnet werden, so dass für diese drei Söhne des 
Joachim Ernst drei Stimmen anzunehmen sind. 

1598 sind die Unterschriften für Johann Georg und Christian 
ebenfalls noch getrennt und zwar beide in Vertretung gegeben, so 
dass in diesem Jahre nach dem inzwischen erfolgten Tode Bern- 
hards noch zwei Stimmen Anhalts erscheinen.^) 

1603 und 1613 aber finden wir für fünf noch lebende Söhne des 
Joachim Ernst nur eine in Vertretung gegebene Gesammtunterschrift 
und 1641 und 54 ebenso eine Gesammtzahl von 5 resp. 7 Fürsten von 
Anhalt genannt, die, „für sich und in Vormundschaft'^ resp. „in 
Vollmacht und Vormundschaft'^ eines rf sp. zweier anderen in einer 
Unterschrift imterzeichnen lassen. 



') Joachim Ernst war 1586 gestorben und hatte acht Söhne hinterlassen: 
1) Joh. Georg, geb. 1567, der 1586 mit dem Kurfürsten Johann Georg von 
Brandenburg die Regierung und Vormundschaft über seine Brüder übernimmt 
(Beckmann „Historia des Fürstenthums Anhalt", Zerbst 1710, sieben Theile; 
V. Theil, Buch III, cap. III, § V im Tom. H, p. 210); 2) Christian, beide aus 
erster Ehe; 3) Bernhard, geb. 1571, f 24. Novbr. 1596, der aber grösstentheils 
sich auswärts aufhielt (Beckmann Th. V, B. III, cap. 11, § 1 — 5 im Tom. II, 
p. 198 ff.); 4) Johann Ernst geb. 1578, bis 1599 auf Elisen, dann kaiserlicher 
Reiterobrist, als welcher er am 12. Decbr. 1601 in Wien starb (Beckmann 1. c); 
5) August; 6) Äudolf; 7) Ludwig (Krause 11, p. 355, 356). 

Krause 11, p. 359 giebt nun an, dass die 5 Söhne: Joh. Georg, Christian, 
Rudolf, August und Ludwig bis 1603 in einer Art gemeinschaftlicher Regierung 
geblieben seien, so dass bis 1606 Joh. Georg dabei eigentlich allein regierender 
Herr gewesen wäre (1. o. 360, 361). Beckmann berichtet ebenfalls (Th. III, 
B. I, cap. I, § V), dass bis 1603 die Regierung eine ungetheilte blieb. Gleich- 
wohl scheinen doch die drei ältesten Brüder um 1594 nicht nur Antheil an der 
Regierung gehabt zu haben, sondern sowohl für Christian wie iiir Bernhard 
mögen besondere Stücke des Fürstenthums abgetheilt worden sein, während 
Joh. Georg die Regierung des übrigen nebst der Vormundschaft über die jün- 
geren Geschwister führte. Es scheinen hier noch Urkimden über diese Ver- 
hältnisse bis 1603 zu fehlen. Jedenfalls bleibt die Thatsache bestehen, dass wir 
1594 drei und 1598 noch zwei besondere Unterschriften für Anhalt ünden, ein 
Umstand, der Moser ganz entgangen zu sein scheint. Wir glauben mit Sicher- 
heit annehmen zu können, dass diese Anhaltinischen Stimmen alle eine recht- 
liche Grundlage hatten, zumal es protestantische waren, und man in dieser Zeit, 
wie die Streitigkeiten auf dem Reichstage von 1582 und andere von 1603, 1608 
und 1613 erkennen lassen, bei beiden Parteien, in die Deutschland gespalten 
war, sorgfältig über jede Stärkung der feindlichen Seite wachte. Daher der 
Schluss, dass hier eine theilweise Landestheilung schon stattgefunden haben 
musste, da eine solche allein die rechtliche Grundlage für die Stimmen der 
jüngeren Brüder Christian und Bernhard abgeben konnte. 
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Diese beiden letzteren Subscriptionen sind völlig analog zu der 
Form, wie der Kurfürst von Sachsen für sich und die andern 
Glieder des Sächsischen Hauses als gesammter Inhaber der Grafschaft 
Henneberg unterschreibt, und der Ausdruck einer Stimme. Die 
Unterschriften von 1603 und 1613 müssen wir einmal consequenter 
Weise als für eine Stimme gegeben ansehen, erhalten aber auch 
wieder in der Hausgeschichte die urkundlichen Belege dafür und 
die Erklärung für diese Erscheinung, dass trotz der Theilung in 
vier getrennte Fürstenthümer doch nur eine Stimme für Anhalt 
geführt wurde. 

Im Jahre 1603 wurde von den Brüdern eine Landestheilung 
beschlossen, die unter dem 30. Juni^) zu Stande kam: es wurden vier 
Theile gemacht, während einer der Brüder mit Geld abgefunden 
werden musste, da eine andere als Viertheilung sich mit Rücksicht 
auf die Verwaltung und die ehemaligen Theile des Landes kaum 
bewerkstelligen lasse. Hierbei wurden jedoch für den jedesmaligen 
Altesten des Hauses die Erbschutzvogtey zu Gernrode, der Gern- 
i*odische Hof zu Bernburg und die Probstei zu Gross-AIsleben von 
vornherein ausgesetzt, um von deren Erträgen die „Reichsonera, als 
Beschickung der Reichs -Creiss- Deputations -Tage, Cammergerichts- 
unterhaltung etc." zu bestreiten®). Ein Hausvertrag begründete also 
ein Seniorat des jedesmal ältesten, regierenden Gliedes der Familie 
und übertrug diesem allein die Führung der Anhaltischen Stimme 
auf den Reichstagen. 

Dieser Vertrag, der 1603 nur eventualiter geschlossen wurde, 
da die Kammergüter noch bis 1611 den Ständen behufs Abtragung 
der Landesschulden verpfändet waren, wurde, nachdem dieselben 
schon 1606 den Fürsten zurückgestellt waren, in diesem Jahre voll- 
zogen, und eine neue Urkunde d. d. 18. Mai 1606 ausgefertigt, 
welche jene erste in allen Theilen bestätigte und theilweise er- 
gänzte *). 

Eine erneute Erbeinigung der gesammten Fürsten zu Anhalt 
betreffs des Seniorats wurde dann am 15. April 1635^) geschlossen, 
aus der ein charakteristischer Passus ^) hier mitgetheilt sein mag, da 



') bei Schulze „Hausgesetze" I, p. 25; — Lünig R.-A. P.speo. oont. 11, 
Fortsetzg. 3, Tom. X, p. 188 ff. — bei Krause II, p. 379 ff. — Beckmann 
Th. III, Tom. I, p. 74. 

*) Krause II, p. 383; — Schulze „Hausgesetze" I, p. 29. 

3) Schulze „Hausgesetze" I, p. 32 ff. — Lünig ß.-A. P.spec. cont. II 
Fortsetzg. 3, Tom. X, p. 201 ff. — Krause II, p. 387. 

♦) Schulze T, p. .35; — Lünig R.-A. l. c, p. 234 ff; Krause II, p. 42ö ff. 

5) Schulze p. 36. 
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er uns den Zusammenhang zwischen der Veranlagung der ein- 
zeLnen Fürstenthümer in der Reichsmatrikel und den Stimmen im 
Fürstenrathe bestätigt und anderseits einen gewissen Einfluss zu 
zeigen scheint, den die Reichsinstitutionen auf die Hauspolitik und 
und so indirekt auf die Gestaltung der Stimmverhältnisse ausüben 
konnten; er lautet: ^^Hiernächst weil Unser gesambtes Fürstenthum 
Uns von der Rom. Kayserl. Maj. andergestalt nicht, als für ein 
Einiges, gesambtes Fürstenthumb verliehen ^) wird, dasselbe auch in 
der Reichs- und Crayss- Matrikel für ein einiges Fürstenthumb ge- 
halten wird etc. etc'V ^^ werde das bereits bestehende Seniorat 
von neuem als eine Fundamental- Verfassung des fürstlichen Hauses 
bestätigt. 

Vergegenwärtigen wir uns, wie Anhalt bis 1541 nur eine 
Stimme ausübte, doch jedenfalls die Berechtigung zu zweien hatte, 
die sich auch von 1542 — 1559 finden — aber doch nur 17 Jahre 
lang, im Verhältnis zu einem Jahrhundert und darüber nur ein 
sehr kurzer Zeitraum — , wie es ferner, mit nur 2 Ausnahmen von 
1594 und 1598, wieder eine Stimme führte, so sehen wir, auch hier 
eine ziemlich constante Entwickelung, die zu einer dauernden 
Fixirung diesem Verhältnisses führen konnte, die aber 1582 doch noch 
nicht so feste und unverrückbare Formen angenommen hatte, dass 
nicht gleich darauf die Stimmenzahl noch in ein kurzes Schwanken 
gerathan konnte. 

Es muss betont werden, dass hier die Thatsachen ganz anders 
liegen, als sie Moser angenommen hat, dass vor 1582 durchaus 
nicht ein solches Variiren in der Anzahl der Anhaltischen Stimmen 
stattfand, wie auch Röderer^) zu 1559 nicht fiinf Stimmen, 
sondern mit Bezug auf die Stelle des Autors bei Goldast nur eine 
annimmt, dass aber noch nach 1582 eine Vermehrung derselben 
eintrat, und dass die endliche Normirung der einen Stimme sich 
einzig und allein auf ein besonderes Hausgesetz gründete. Die 
Urkunde von 1635 zeigte, dass es gewisse Faktoren gab, die auch 



1) Dieses gewinnt noch grössere Bedeutung in der Thatsache, dass diese 
Gesammtbelehnung bereits seit 1475 ununterbrochen geschah: — Beckmann 
Th. IV, cap. m, § II, p. 520: nach Absterben der alten ßemburgischen Linie 
— 1409 — sei keine andere als G^sammtbelehnung von den Kaisern ertheilt 
worden, die erste von Friedrich HI. 1475; 1559 eine für Wolfgang, Joachim 
Carl, Joachim Ernst und Bernhard zu Augsburg (Beckmann 1. c. § IV, p. 521) — 
zu gleicher Zeit ersieht man aber daraus, dass eine Zeitlang doch auch zwei 
Stimmen vorkommen, dass diese Gesammtbelehnung einen direkten Einfluss auf 
die Stimmenzahl der Fürstenhäuser nicht hatte. 

') Röderer, Sächsische Keichstagsstimmen, p. 141. 
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Von Seiten des Reiches eine Consolidirung der Fürstenthiimer zu 
geschlossenen Ganzen begünstigten^ das wesentliche, entscheidende 
Moment liegt aber in der Hauspolitik der einzelnen Dynasten- 
familie, die wir überall aus eigenen Motiven diesen consolidirenden 
Oang nehmen sehen. Und Kaiser Ferdinand IL bestätigte für 
Anhalt das Seniorat ausdrücklich in seinem Lehensbriefe vom 
28. August 1635^). 

XIII. Für Meklenburg finden wir 1495 und 1500 die Unter- 
Schrift des einzigen damaligen Herzogs Magnus, der in Schwerin 
seit 1477 regierte und 1503 starb, nachdem er seit seines Bruders 
Albrechtfi Tode, 1483, auch dessen Fürstenthum Wenden besessen 
hatte «). 

Bei Magnus' Tode, 1503, vereinigten sich seine drei Söhne: 
Heinrich V., Erich, der sehr früh starb, und Albrecht VH., mit 
ihrem Oheim Balthasar, auch ferner das gesammte Fürstenthum in 
ungetheiltem Besitz zu behalten. 

Wir finden nun 1505 die Unterschrift für Herzog Heinrich 
(1503—1552) (p.)8), 1507 die Albrechts (1503—47) (p.) und 1521 
und 24 die Unterschriften: „Hzg. Heinrich und Hzg. Albrecht", 
erstere persönlich gegeben; 1526 (Speier) die Albrechts (v.) und in 
demselben Jahre zu Esslingen die Heinrichs allein (v.), 1527 die 
beiden Unterschriften Heinrichs und Albrechts mit verschiedenen 
Vertretern und ebenso 1529*). 

1530 lautet die persönliche Unterschrift: „Heinrich, Albrecht 
und Magnus, Hertzoge von M.". Magnus ist ein Sohn Heinrichs 
und seit 1516 Bischof von Schwerin; er starb 1550, noch zwei 
Jahre vor dem Tode seines Vaters, und konnte natürlich neben 
demselben keine besondere Stimme ftihren, so dass hier wieder 
der Fall vorliegt, dass ein gerade anwesendes Mitglied des Fürsten- 



*) Beckmann 1. c. §. 11, p. 520. 

>) Die drei Söhne Heinrichs IV., des Fetten, f 1477, hatten sich nach 
einer Zeit gemeinsamer Regierung i. J. 1480 in der Weise auseinandergesetzt, 
dass Albrecht VI. das sogenannte Wendische Fürstenthum, Magnus (f 1603) 
und Balthasar, letzterer Bischof von Schwerin f 1507, das übrige ungetheilt 
und zu gesammter Hand erhielten. Albrecht starb 1483 kinderlos. Schulze 
„Haasgesetze" II, p. 191, 192. 

>) j9 »» persönlich gegebene, v «> in Vertretung gegebene Untersohrift. 

*) Wir finden 1529 unter den Unterschriften der vertretenen Fürsten 
s^eimal die „v. w. Albrechts Hzg. zu M.", jedesmal mit verschiedenen Ver- 
tretern; natürlich konnte Albrecht nicht zwei Stimmen für sich fahren, so dass 
man an der einen Stelle für ihn wird „Heinrich** setzen müssen. 



hauses honoris causa in dessen Unterschrift aufgenommen wird, 
ohne doch deshalb eine besondere Stimme zu fuhren. 

1532, 1542 (Speier) und 1544 finden wir dann noch dreimal 
die Unterschrift Albrechts, im erstgenannten Jahre durch Vertreter 
gegeben. 

Aus allem, besonders aus dem Umstände, dass mehrere Male 
die Unterschrift nur für einen der beiden Brüder durch Vertreter 
gegeben wird, und dass auch beide in verschiedenen Unterschriften 
neben einander vorkommen, müssen wir schliessen, dass sie als 
regierende Fürsten — wenn auch gemeinsam regierend — be- 
sondere Stimmen zu fähren berechtigt waren und ausübten. Ein 
Beispiel Baierns, welches uns zeigen wird, dass auch schon in 
dieser frühen Zeit unserer Periode ein Fürstenhaus sich die Stimme 
einer lange regierenden, inzwischen aber ausgestorbenen Linie 
vorbehielt, kann uns, da die Umstände hier gleichartig sind, auf 
eine Erklärung dieser Erscheinung hinleiten, dahingehend, dass hier 
offenbar die Tradition wirkte, die sich aus dem langen Bestehen 
einer zweiten besonderen Linie mit besonderer Stimme auf den 
Reichstagen ergeben musste. Oleich nach der Erhebung zum 
Herzogthuin im Jahre 1348^) war eine Theilung unter den beiden 
damals regierenden Brüdern erfolgt: Johann IV. erhielt Stargardt 
und Albrecht IL Schwerin, worin sie 1373 in ihren Lehensbriefen 
bestätigt werden^). Bis 1436 bestand nun, durch weitere 
Theilungen entstanden, das Fürstenthum Wenden unter eigenen 
Herzogen, bis 1471 noch das Herzogthum Stargardt^). Aber schon 
1480 erfolgte eine nochmalige Theilung^), so dass also durch diese 
lange Zeit des Bestehens zweier Fürstenthümer sehr wohl sich das 
Bewusstsein von der Zuständigkeit zweier Stimmen fiir Meklenburg 
festsetzen konnte, welche dann auch später bei gemeinsamer Re- 
gierung — aber doch immer mehreren Theilhabem an derselben — 
weitergeführt wurden. Sicher aber konnten zwei Stimmen gefuhrt 
werden, als 1534 Heinrich und Albrecht einen sogenannten 
Mutschierungsvertrag auf 20 Jahre geschlossen hatten, nach welchem 
zwar Heinrich das Land Schwerin, Albrecht GKistrow, d. h. Wenden, 
Rostock und Stargardt mit der Residenz in Güstrow, bekam, die 
Theilung aber nur hinsichtlich der Einkünfte eintreten, die Regierung 
eine gemeinsame bleiben sollte^). 



') Schulze „Hausgesetze« II, p. 190 und Urk. Nr. I, p. 206—208. 
») Schulze p. 190. 
*) cfr. Schulze 1. c. 
*) cfr. p. 62, Anm. 2. 
5) Schulze II, p. 192. 
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Auch ferner können wir nun die beiden Stimmen verfolgen. 
1548 finden wir ausser Heinrichs, der sich vertreten lässt, die per- 
sönliche Unterschrift der Söhne Albrechts: ,, Johann Albrecht, Georg 
und Ulrich, Gebrüder, Hert'zoge zu M.", 1551 aber nur die durch eine 
gemeinsame Vertretung gegebene: „v. w. Heinrichen und Johanns 
Albrechten, Gevettern, Hertzogen zu M.". Die andern Brüder 
Johann Albrechts verschwinden völlig aus seinen Unterschriften, was 
uns neben dem Umstände, dass derselbe alleiniger Erbe der Re- 
gierung ^) war, zu der Annahme zu berechtigen scheint, dass auch 
1548 für sie nur eine Stimme existirt haben wird. 

1555 fehlt jede Unterschrift, 1557 findet sich die Johann Albrechts, 
1559, 66 und 70 aber erscheinen besondere für ihn und seinen 
Bruder Ulrich. Letzterer war nach seines kinderlosen Oheims 
Heinrich Tode (1552) dessen Nachfolger in Schwerin geworden 
und führte seine Stimme weiter. 

1576 finden wir daher die Unterschrift: „v. w. Ulrichs, Hertzogs 
zu M. etc. vor sich und in Vormundschaft weyland Johann Albrechten '), 
Hertzogen zu M. etc. nachgelassener Söhne, Johannsen und Sigis- 
mundi Augusti^^ Mag hier in Folge der gemeinsamen Vertretung 
auch nur eine Stimme ausgeübt sein, so sieht man doch deutlich 
die Scheidung der Unterschrift in zwei Theile; Ulrich und der Vater der 
beiden unmündigen Herzöge fähren den besonderen Titel, ausserdem 
unterzeichnet Ulrich ausdrücklich „vor sich'^ und fbr die Neffen 
so dass man sieht: es participiren zwei Theilhaber an dieser einen 
Stimme, deren jeder sonst zu einer besonderen berechtigt ist. 

1582 unterzeichnet nur Ulrich persönlich, der 1585 kinderlos 
stirbt. 

1594, 98 und 1603 finden sich dann keine Meklenburgischen 
Unterschriften, 1613 aber die: „v. w. Adolf Friedrichen und Hans 
Albrechten, Gebrüdere, Hertzogen zu M. etc.''; es sind Söhne 
Johanns VII. von Güstrow, für den Ulrich 1576 in Vormundschaft 
unterzeichnet hatte, Enkel Johann Albrechts. 

Wenn in Folge der gemeinsamen Vertretung auch hier nur 
eine Stimme ausgeübt wurde, so waren die Brüder zu zwei be- 
sonderen doch ganz berechtigt, da sie völlig getrennt regierende 
Herrn waren. Johann VII. war 1592 gestorben, nachdem er in 
Folge des kinderlosen Todes Ulrichs 1585 auch Schwerin erhalten hatte. 

Das Testament Johann Albrechts I. vom 22. Decbr. 1573 hatte 
allerdings auch für diesen Fall die alleinige Succession seines 



') Schulze 1. c. 

*) dieser war in demselben Jahre gestorben. 



ältesten Sohnes Johann bestimmt, doch keineswegs die Primogenitui^ 
überhaupt eingeführt^). Die Enkel theilten daher im Jahre 1611«) 
nach der hergebrachten Art so, dass Adolf Friedrich Schwerin, 
Johann Albrecht II. Güstrow erhielt, welche Theilung 1621») für 
erblich und unwiderruflich erklärt wurde. 

Adolf Friedrich führte dann für seine Linie durch seine Testa- 
mente von 1637 und 1654 die Primogenitur ein*). 

1641 läflst Eleonore Maria als Vormünderin des Sohnes Johann 
Albrechts 11., Gustav Adolf, unterzeichnen, und 1654 finden wir 
zwei getrennte Unterschriften für Adolf Friedrich von Schwerin und 
für denselben als Vormund seines Neffen Gustav Adolf von Güstrow. 

Die Bedeutung, welche Moser dem Reichstage von 1582 zu 
geben sucht, kann demnach auch hier nicht sehr ins Gewicht fallen, 
da in diesem Jahre nur eine Stimme für Meklenburg abgegeben 
wird. Moser sucht daher die beiden Stimmen auch nicht auf die 
Stimmabgabe von 1582, sondern darauf zu begründen, dass zur 
Zeit dieses Reichstages zwei regierende Herrn in diesem Lande ge- 
wesen wären*), ein Grund, der für die Gestaltung der Stimmenzahl 
in späterer Zeit doch nicht hinreichend sein konnte, wenn die eine 
Stimme, wie hier geschehen, nicht ausgeübt wurde, und wenn sogar 
von 1585 bis 1611 *) kaum eine Berechtigung für die Führung einer 
zweiten vorhanden war. 

Aus den Worten Mosers an der angeführten Stelle ergiebt sich 
ferner, dass er aus der Unterzeichnung Ulrichs für sich und seine 
beiden Vettern im Jahre 1576 auf 3 Stinunen schliessen würde; er 
verneint dieses nur auf Grund des Testamentes Albrechts, nach 
welchem der älteste Sohn Johann allein regierender Herr sein, während 
des jüngeren, Sigismund, nur in den actis publicis gedacht werden 
sollte^). Wir fanden bereits in der Form, in der die Unterschrift 

■ ■ "^ — ■ I 

') 8. unten Anm. 7. 

*) Schulze „Hausgesetze" II. p. 194. — Lünig R.-A. P.spec. oont. 11, von 
Meklenburg in supplem. ultima n. 1038. 

>) Schulze 1. c; — Lünig 1. c. n. 1045. 

^) Schulze n, p. 194, wo die Stelle aus dem zweiten Testamente ange- 
führt ist. 

») Moser Bd. 34, p. 295, § 27. 

') 1585 ist Ulrich gestorben, und somit nur ein regierender Herr vorhan- 
den; die neue Theilung erfolgt aber erst 1611. 

') Schulze „Hausgesetze" 11, p. 193; — Lünig R.-A. P.spec. cont. 11 von 
Meklenburg, p. 502—518; — Häberlin N. T. R.-G. IX, p. 532 ff.: der ältere 
sollte allein regierender Herr sein, aber auch alle Bürden, Steuern etc. und die 
Besuchung der Reichs- etc. Tage allein tragen. Doch werden diese Bestim- 
mungen von Johann Albrecht offenbar nur mit Rücksicht darauf getroffen, 
dass sein jüngerer Sohn geistesschwach ist. 

DomkCf Die Virilstimmen i. Beiohsfarstenrath. 5 
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gegeben ist, den Öeweis, dasä hi6i^ nur eine Stimtae* für die beiden 
Brüder vorliegen könnte — schon die Erwähnung des Vaters 
erinnert zu sehr an die Einheit ihrer Stimme' — und durften selbst 
ohne das väterliche Testament gar nicht deren ' zwei abnehmen/ 
da eine Theilung unter ihnen noch nicht vollzogen wäi'. 

Wir sehen vielmehr wieder^ wie die Zahl der Stimtnen im 
Pürstenrathe einerseits ganz abhängig von dör Gestaltung der 
territorialen Politik war, und wie anderseits doch im Hause Meklen- 
burg eine bestimmte Tradition zu wirketi scheint, die im lütereöse 
desselben eine weitere Theilung als unter zWei regierende linien 
durchaus zu vermeiden sucht; so ' bleiben Magnuä' und Balthasar im 
Jahre 1480 in deni einen Theile gemein^ani, so diörselbe Balthasar 
und des Magnus Söhne, so werdeil zwei Brüder Johann Albrechts L 
geistlich und Ulrich ein selbständiger Regent erst nach seines Oheims 
Heinrich Tode. Dass dieses Alles dazu führen musste, die Zwei^ahl 
der Stimmen im Fürstenrathe stabil zu mächen und schliesslich so das 
• traditionelle Bewusstsein hervorisurufeii, dass Meklenbürg dieselbe zu- 
stehe, gleichsam als hafte jede dtoelbenanein^fai'der beiden Theile des 
Herzogthums, liegt auf der Hand. Keineswegs trat dieses aber s<^hon 
1582 ein, vielmehr erlischt unmittelbar danach die eine Stimmeund wird 
erst später, aber auch nur in Folge einerTheilutig, wiederaufgenommen. 

XIV. Gehen wir nun zu Braunschwei^ über, so ist es nothig, 
eine Bemerkung über die eingehaltene Disposition vorauszuschicken. 
Es werden zunächst die Stimmen aller Braunschweigischen Linien 
bis 1500 neben einander behandelt, darauf die der einzelnen bis 
1566; dieses Jähr bietet in sofern einen Ruheputikt dar, als ib dem- 
selben sämmtliche 4 Stimmen in den Unt^schriften erscheinen, 
worauf die einzelnen Linien wieder bis zum Jähr^ 1613' behandelt 
sind. Wenn hierbei nicht dieselbe Reihenfolge wie in der Periode 
von 1500 — 1566 eingehalten wird, so mag man diese Verschieden- 
heit durch die Art des Sto£fes, die Nothwendigkeit, bald diese bald 
jene Linie eingehender zu behandeln, entschuldigen. Aus demselben 
Örunde mag auch die Art und Weise, wie die nöthwendiged Daten der 
Hausgeschichte theils in den Text hineingeflochten, theils iii An- 
merkungen gegeben sind, erklärt werden. 

Von 1495 — 1498 findet sich in 4 Reichsabschieden keine Unter»- 
schrift. Die Matrikel von 1495 nennt uns: 1) „Hertzog Wilhelm 
v. Br. mit seinen Söhnen Heinrich und Erich ^) und den Städten 
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>) Herzog "Wilhelm von Br.- Wolfenbüttel hatte 1487 bereits seine beiden 
Söhne zur Regierung hinzugezogen und verzichtete 1495 ganz auf dieselbe; — 
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Braunschweig, Hannover, Göttingen, Northeim, Hamel und anderen^^; 
2) „Hertzog Heinrich v. Er. mit seinen Städten Lüneburg, Zelle 
u. a."; 3) „Hertzog zu Br. zu Qrubenhagen" ; und dieselben nennt 
auch die Matrikel von 1507, nur dass sie Nr. 1 in Folge des Todes 
Wilhelms geändert hat: ,,Hzg. Heinrich y. Br. der Altere und 
Hzg. Erich mit ihren Städten^'; sie scheint also, indem sie Erich 
den besonderen Herzogstitel giebt, in ihm einen selbständigen 
Reichsfürsten anzuerkennen. Es ist dieses wichtig, da wir im Jahre 
1500 drei Stimmen durch den Herzog Georg von Baiern als Be- 
vollmächtigten ausgeübt finden : nämlich 1) die Heinrichs des Alteren, 
VIIi:, in Wolfenbüttel (1498—1514), 2) die seines Bruders Erich H. 
in Kaienberg (1498—1540), 3) die Heinrichs des Mittleren, VH., 
in Lüneburg (1478 — 1521), eine vierte Stimme aber, die Philipps I. 
zu Grubenhagen (1468 — 1551) nur als nicht ausgeübt betrachten 
niüssen , äa die Matrikeln den Herzog von Grubenhagen doch 
augenscheinlich als selbständigen Beichsfürsten anerkennen, Gru- 
benhagen auch seit 1286^) ein Fürstenthum mit eigenen Re- 
genten war. — 

Wir können hier gleich bemerken, dass Philipp L seine Stimme 
nur 1541 ausübte, und auch von seinem Sohne Ernst bis 1566 keine 
Unterschrift vorkommt. 

Heinrich der Mittlere von Lüneburg — in den Unterschriften 
der Abschiede „der Jüngere" genannt — übt seine Stimme nur 1500, 
1505 und 1521 aus, sein Sohn, Ernst HI., mit vielen Unter- 
brechungen bis ^) 1545 und dessen Sohn Franz Otto, der 1555 laut 
Recess mit den Ständen*) für 7 Jahre die Regierung allein über- 
nommen hatte, erst in seinem Todesjahr 1559. 

Während dieser Zeit finden wir eine einzige Doppelunterschrift 
zum Jahre 1524 für „Hzg. Otten uiid Hzg. Erüstett zti Br. und 
Lüneburg". Im Mai 1520 hatte Heinrich der Mittlere seine Söhne 
Otto und Ernst zur Mitregierung herang'ezogen, so, dass die Räthe 
des Landes beiden Theilen „gleichmässig in Eiden stehen" sollten^ 
auch keiner ohne des andern Bewilligung ein Stück des Fürsten>- 
thums erblich veräussern durfte; ihren Bruder Franz (geb. 1508) 
sollten sie redlich erziehen und ausstatten^). Schon früher, 1517, 

Havemann „Geschichte der Lande Braunschweig und Lüneburg", Gottingen 
1853—57, 3 Bde.; II, p. 209. 

1) Havemann I, p. 408. 

*) er unterzeichnet 1526 (Speier), 1535, 41, 1542 (Nürnberg), 1544 und 1545; 
er stirbt 1546; 

' *) Havemann II, p. 466 mit Anm. 1 und 2. 

♦) Havemann II, p. 82 ff., p. 83, Anm. 1 der Nachweis der Urkunde im 
Königl. Archiv. 
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hatten Otto und Ernst einen vom Vater stipulirten Vergleich untei*- 
schrieben^ die dereinst anzutretende Regierung nie zu theilen^). 
Am 22. Juli 1522 übertrug dann Heinrich seinen drei Söhnen das 
Fürstenthum dauernd, nur für den Fall, dass sie ohne männliche 
Nachkommen vor dem Vater stürben, sich die Übernahme der Re- 
gierung vorbehaltend^). Zu Anfang des Jahres 1527 begab sich 
Otto seiner Ansprüche an das Fürstenthum gegen Amt und Stadt 
Harburg und eine jährliche Apanage, doch in der Weise, dass der 
im Amte ansässige Adel mit Eiden, Pflichten, Diensten und Lehen 
dem Fürstenthum verwandt bleiben sollte; zugleich gelobte Otto, 
alle jetzigen und künftigen Verträge des Fürstenthums zu halten, 
sich in keine Sonderverbindung einzulassen, den ihm überwiesenen 
Landestheil weder zu verkaufen noch zu verpfänden, Schloss Har- 
burg alle Zeit seinem Bruder o£fen zu halten, und behielt seinen 
Söhnen die Nachfolge im Fürstenthum nur für den Fall vor, dass 
sowohl Ernst wie Franz ohne Nachkommen stürben^). 

Man sieht, dass Otto I. keineswegs ein Fürst mit der vollen 
territorialen Hoheit war, und so erklärt sich, dass er nie in den 
Reichsabschieden vorkommt, dass er nur neben seinem Bruder 
erscheint, als er noch Mitregent war, ohne dass wir hier eine be- 
sondere Stimme für ihn anzunehmen hätten, zumal die gemeinsame 
Unterschrift in Vertretung gegeben ist. Anderseits ist hier zu be- 
achten, wie der Begri£f des Fürstenthums als ein staatsrechtlicher 
bereits festzustehen scheint, der davon nicht tangirt werden kann, 
ob ein Stück des Landes in irgend einer Weise einen anderen 
Herrn bekommt^). 



1) Havemann 11, p. 84, Anm. 2. 

*) Havemann II, p. 83, 84. 

') Havemann 11, p. 87; der Kaiser bestätigt den Vertrag. — In Harburg 
folgte diesem Otto I. sein gleichnamiger Sohn i. J. 1549 (1. c), ein neuer Ver- 
trag mit dem regierenden Hause bestätigte das 1527 Festgesetzte — Havemann 
n, p. 88. — 1603 folgte Ottos U. Sohn Wilhelm, mit welchem am 30. März 
1642 diese Seitenlinie erlosch — Havemann 11, p. 89. 

♦) cfr. Sachsen, unten p. 78 ff. zum Jahre 1641. — Dass Franz niemals 
neben Ernst erscheint, iindet seine Erklärung durch eine Urkunde von 
1536, Sonnabend nach Thomae apostoli, welche — nachdem jetzt Franz 
das 18. Jahr, d. h. die Mündigkeit erreicht hatte — festsetzte: die Brüder 
wollten vorläufig bis Ostern 1538 gemeinschaftlich regieren, doch so, 
dass die Ausfertigung der fürstlichen Verordnungen lediglich durch Ernst er- 
folgen sollte; — Havemann 11, p. 135 mit Anm. 1. Von Sonnabend nach 
Michaelis 1539 datirt dann ein fernerer Vertrag zwischen Ernst und Franz, 
durch welchen letzterer Schloss, Flecken und Amt Gifhorn und eine Apanage 
erhielt, für sich und seine Erben auf das Fürstenthum verzichtete und dieses 
mit allen Schulden desselben Ernst allein überliess. Es manifestirt sich wieder 
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In der Wolfenbütteler Linie fanden wir im Jahre 1500 Hein- 
richs des Alteren Unterschrift neben der seines Bruders Erich von 
Ealenberg, 1505 und 1512 aber finden wir die gemeinsame, per- 
sönlich gegebene beider in der Form: „Heinrich der Alt. u. 
Erich, Gebrüder, Hertzoge zu Br.", während 1507 und 1510 des 
letzteren persönliche Subscription allein erscheint. Erich übt dann 
ferner seine Stimme von 1521 — 32 viermal allein aus — 1521, 1626 
zu Augsburg, 1529, 1532 — , neben ihm in nur zweimal, 1527 und 35, 
unterbrochener Reihenfolge von 1526 — 67 Heinrich „der Jüngere" 
— er fuhrt ebenfalls diese Bezeichnung — , der Sohn Heinrichs des 
Alteren von WolfenbütteP); nur 1530 erscheinen beide unter den 
persönlichen Unterschriften als „Erich und Heinrich, Hertzogen zu 
Br.". Wenn in dieser letzteren und in denen von 1505 und 1512 
die Herzoge von Wolfenbüttel und Ealenberg auch mit gemein- 
samen Titel erscheinen, so werden wir doch jedem eine besondere 
Stimme zuerkennen dürfen, da sie sonst eine solche besitzen und 
hier jeder von ihnen persönlich anwesend war, also kein Grund 
vorliegt, weswegen nicht die zwei Vota ausgeübt sein sollten. 

Zum Jahre 1566 finden wir dann vier besondere Unterschriften 
der regierenden Häuser Braunschweig: 1) die Heinrichs des 
Jüngeren von Wolfenbüttel, 2) Erichs II. von Kaienberg*), des 



der Begriff des FürBtenthums. — Havemann II, p. 136, Anm. 1. — Franz starb, 
ohne Söhne zu hinterlassen, im Jahre 1549, worauf Gif hom an Ernst zurück- 
fiel — Havemann II, p. 137. 

I) Heinrich der iltere hinterliess sechs Sohne: Heinrich den Jüngeren, 
Wilhelm, Christoph, Franz, Erich und Georg, welche sich dahin einigten, dass 
die Wolfenbütteischen Lande ungetheilt und ausschliesslich vom Ältesten im 
Namen der Brüder regiert werden sollten — Havemann II, p. 209. 1517 ver- 
zichtete Erich auf jeden Anspruch an die Regierung, während die übrigen 
Brüder den ersten Vertrag von neuem bestätigten; 1523 traten auch Franz, 
Georg und Christoph ihren Antheil an der Regierung gegen ein Jahrgeld ab, 
und nun verlangte Wilhelm von Heinrich eine Theilung, dem gegenüber sich 
dieser aber auf die Bestimmung des Vaters, Heinrichs des Alteren, berief, welche 
dieser bei der Vermählung seines gleichnamigen Sohnes getroffen hatte: dass 
nur dieser und in dessen Linie stets der älteste Sohn in der Regierung des 
Herzogthums nachfolgen solle. (Havemann II, p. 209, 210.) Nach 12 jähriger 
Gefangenschaft bequemte sich Wilhelm am 16. November 1535 zu einem Ver- 
trage, nach welchem beide Söhne des Vaters Bestimmung anerkannten, und 
das Land stets ungetheilt bleiben sollte. Wilhelm wurde mit Gandersheim 
und einem Jahrgehalt abgefunden, seinen männlichen Nachkommen aber die 
Nachfolge in der Regierung des Herzogthums im Falle des Aussterbens der 
Linie Heinrichs zugesichert, auch nach Erstgeburtsrecht. Karl V. bestätigte 
den Vertrag; — Havemann II, p. 210, 211, 212. — Der Vertrag bei Schulze 
„Hausgesetze" I, p. 428. 

*) Erich L war am 6. Juli 1540 gestorben (Havemann 11, p. 300); iu 
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Sohnes Erichs I., 3) Heinrichs und Wilhelms^) von Lüneburg, der 
Söhne Ernst III. und Brüder des Franz Otto (s. zum Jahre 1559), 
4) die für Ernst, den Sohn Philipps I. von Grubenhagen*). 

il567 finden wir für Wolfenbüttel nochmals die Unterschrift 

Heinrichs des Jüngeren, welcher 1568 starb ^). Sein Sohn Julius 

unterschreibt dann 1570, 76 und 82 *), dessen Sohn Heinrich Julius 

/1594, 98iund.X603; er starb 1613*), in welchem Jahre er seine 

Stimme nicht mehr ausübte. 

In Lüneburg finden wir 1570 und 1576 die Unterschrift Wil- 
helms, dagegen nicht mehr 1582, obgleich er erst 1592*) starb. 
1594, 1598 und 1603 erscheinen die Unterschriften seines Sohnes 



seinem Testament (Havemanu U, p. 300, Anm. 4 der Nachweis der Urkunde 
im Archiv zu Hannover) bestimmte er auch für den Fall, dass er noch mehrere 
Söhne hinterlassen würde — was nicht geschah — ungetrennte Regierung der- 
selben. (Die Stelle bei Havemann II, p. 301, 302.) 

') Die Form der Unterschrift — sie ist in Vertretung gegeben — lässt 
keine besondere Stimme für Heinrich annehmen, zumal er mit Wilhelm ge- 
iheinschaftlich regierte laut Abkommen auf dem Landtage zu Gelle i. J. 1559 
— Havemann II, p. 470 mit Anm. ,1, wo der Nachweis der »Urkunde ist. Nach- 
dem Heinrich 1569, d. 13. Septbr., mit Dannenberg abgefunden war, erscheint 
er nie mehr in den Abschieden; — s. Spittler „Gesch. v. Hannover" Bd. II, 
Beilage I; Ficker „Reichsifürstenstand" § 198, p. 265; Havemann, II „ p. 476, 
477, 478, WO' die Urkunde ihrem Inhalte nach angegeben wird und wieder, be- 
stätigt, wie man das Fürstenthum als solches als einen einheitlichen K^chts- 
begriff auffasste. Maximilian 11. bestätigte den Vertrag, — Havemann II, 
p. 478. ---Auch bei Häberlin N. T. R.-G. VIII, p. 129—133. 

') Philipp I. t 1551; ihm folgte zunächst sein ältester Sohn Bmst; also 
stillschweigende Acceptirung der Primogenitur; — Havemann Ü, .p. 363. 

') 11. .Tuni 1568 — Havemann II, p. 295; — in seinem am 23. März 1552 
errichteten Testament hatte er seinen ältesten Sohn Philipp Magnus, die Erb- 
folgeordnung beobachtend, zu seinem alleinigen Nachfolger bestimmt, doch 
überlebte ihn nur der jüngste Julius; Philipp Magnus und der zweite Sohn 
Karl Victor, waren bei Sievershausen gefallen; Havemann II, p. 289. 

*) t 3. Mai 1589; sein Testament, vom Kaiser bestätigt, d. d. 29. Juli 
1582 hatte von seinen vier Söhnen, wieder mit Beobachtung der Erbfolge- 
ordnung — „wie es unser Vater und Grossvater, gethan" — , den ältesten zum 
alleinigen Regenten in Wolfenbüttel und den damals noch zu erwartenden 
Kaienberg und Grubenhagen bestimmt; — Havemann II, p. 415 fiF. — Reth- 
meier p. 1029; — Häberlin N. T. R.-G. XII, p. 647, wobei unter dem 13. Septbr. 
1582 der Kaiser auch den Vertrag von 1535 zwischen Heinrich d. Jüngeren 
und "Wilhelm bestätigt. 

*) d. 26. oder 30. Juli, in Prag; Haven^ann 11, p. 442. 

*) Er war seit 1581 in Schwermuth verfallen; Philipp v, Grubenl^gen 
führte auf Antrag der Stände für ihn die J^egentschaft.; — Havemann. II, 481, 
482; — Wilhelm starb am 20. Aug. 1592, Havemann II, 482. 
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, prn8t.(t 161,1),, di^nn ,1613 die Christians, des Bruders des letzteren, 
deir bis 1633 pögierte^). 

F^ÜT Grubenhafjen .findet sich zu 1570 und 1576 die Unter- 
sph^ift Wolfgangs, 46s,3i*uders des 1567 gestorbenen Ernst, 1582 
abe^ die,, getrennten Unterschriften. Wolfgangs und f^hilipps und 
1594 die: ,,yon we^en Wplfga^igs und Philipps, Gebrüder". Der 
Vertreter im Jahre 1582 ist bei beiden Brüdern derselbe, so dass 

.,,,^ir alsOjj w^^px^^er g;l^i9^woh^, für jeden derselben eine besondere 
Unterschrift abgab, nicht anders als zwei besondere Stimmen der- 
selben annehmen können. Erinnern wir uns der Umstände, dass 
Philipp vorher nie neben Wolfgang erscheint, 1594 nur in einer 
gemeinsamen Unterschrift mit demselben genannt wird, also keine 
besondere Stimme führt, wie er solches auch gar nicht konnte % dass 
er aber seit 1581 die Regentschaft in Lüneburg führte (s.p.70 Anm.6), 
die indessen vor 1594 aufhörte, so werden wir in der besonderen 
Unterschrift Philipps von 1582, wenn dieses auch nicht ausdrück- 
lich bemerkt wird, eine Stimme desselben als augenblicklichen Re- 
genten von Lüneburg erblicken müssen. 1596 sollte Grubenhagen an 
Lüneburg fallen. 

Ei-ich IL von Kaienberg hatte nur noch 1570 seine Stimme 
ausgeübt, dagegen nicht mehr 1576 und 1582, obgleich er noch bis 
1584 lebte ^) 5 seine Lande fielen Wolfenbütttel zu. 



*) Unter "Wilhelms sieben Söhnen war zu Celle am 27. Septbr. 1592 ein 
Vergleich zu Stande gekommen, nach welchem Ernst für acht Jahre die Re- 
gierung allein übernahm — Havemann II, 483 mit Anm. 1: Jacobi Landtags- 
Abschiede I, p. 312 — ; doch dehnte sich diese Regentschaft Ernsts II. mit 
Bewüligung seiner Brüder auf achtzehn Jahre aus — Havemann II, p. 488 — . 
Am 3. Septbr. 1610 kam dann in Gelle em Vertrag der Brüder zu Stande, 
der die Regierung Ernst und seinen Nachkommen nach Erstgeburtsrecht 
übertrug, so dass Lüneburg stets unzertheilt in der Hand eines Fürsten bleiben 
sollte; — Havemann II, p. 489 mit Anm. 1 : Jacobi Landtags- Abschiede 11^ 
p. 49 ff. — j die Bestätigung durch Kaiser Matthias erfolgte am 29. Ootbr. 
1612 — Jacobi 1. c. p. 61; — Schulze „Hausgesetze" I, p. 442 ff. — Der Ver- 
trag wurde nach dem am 2. März 1611 erfolgten kinderlosen Ableben Ernsts II., 
ak der zweite Bruder Christian die Regierung angetreten hatte, am 15. April 
1611 erneuert — Havemann 11, p. 490. 

*) Ernst war am 2. April 1567, ohne Söhne zu hinterlassen, gestorben; 
seiqe Brüder Woligang und Philipp einigten sich am 5. Novbr. 1567 dahin, 
dass, wenn auch die Einkünfte wie die Schulden des Fürstenthums getheilt 
wurden, ersterer doch allein die Regierung führen sollte, — Havemann II, 
p. 374, 375. — Wolfgang starb am 14 März 1595, im folgenden Jahre, am 
4. April, auch Philipp, ohne Erben zu hinterlassen, — Havemann U, p. 376, 377, 

') Erich II. starb am 8. November 1584 in Pavia und hinterliess nur 
uneheliche Kinder — Havemann II, 357, 358. In einem Vertrage, d. d. Für- 
stenberg Dienstag nach Exaltationis Crucis 1554, hatten sich Erich II. von 



^72 

1641 finden wir überhaupt keine Stimme för Braunschweig ab- 
gegeben, erst 1654 unterschreiben: 1) August, ein Sohn jenes Hein- 
rich von Dannenberg, der einmal i. J. 1566 uns mit seinem Bruder 
Wilhelm von Lüneburg begegnet ist, für Wolfenbüttel; 2) Georg 
Wilhelm, ein Enkel Wilhelms von Lüneburg, für Eahlenberg; 
3) und 4) dessen Bruder Christian Ludwig „wegen beider Fürsten- 
thümer Zell und Grubenhagen'' ^). 

Mosers*) Bemerkungen über die Stimmen Braunschweigs sind 



Kaienberg und Heinrieb der Jüngere von Wolfenbüttel gegenseitig die Nach- 
folge im Falle des Ablebens obne legitime Erben zugesichert und zugleich in 
beiden Landen steh gegenseitig huldigen lassen — Havemann II, p. 340, 
Anm. 1. 

') Heinrich Julius v. Wolfenbüttel hatte sich 1596 gleich in den Besitz 
Grubenhagens gesetzt und dasselbe bis zu seinem Tode behauptet; — Have- 
mann II, p. 425, 426. Erst 1616 erhielten durch den Spruch des Eammer- 
gerichtes die Lüneburger dasFürstenthum, welches nach einem Vergleich zwischen 
Christian v. Lüneburg und den Söhnen Heinrichs v. Dannenberg d. d. 5. Juli 1617 
von ersterem im Namen des gesammten Hauses regiert wurde; — Havemann 
II, p. 493, 494 mit den Anm. 

In Wolfenbüttel und Kaienberg war auf Heinrich Julius i. J. 1613 sein 
ältester Sohn Friedrich Ulrich gefolgt, mit dem am 11. Aug. 1634 auch diese 
Linie des Weifenhauses erlosch; — Havemann II, p. 605. 

Als nun auch Christian v. Lüneburg am 8. Novbr. 1633 kinderlos starb, 
folgte ihm nach jenem Vertrage von 1610 sein Bruder August der Altere, der 
sich beim Tode Friedrich Ulrichs sofort in den Besitz von Af olfenbüttel und 
Kaienberg setzte. Der Streit um die Erbschaft, auf die auch die Dannen- 
bergische Linie Anspruch erhob, wurde endlich am 14. Decbr. 1635 — die Ur- 
kunde bei Kethmeier, p. 1400 — dahin verglichen, dass dieselbe unter die bei- 
den Linien getheilt werden sollte, doch so, dass die beiden Fürstenthümer 
Wolfenbüttel und* Kaienberg keiner Zerrüttung oder Zertheilung unterzogen 
würden. August der Jüngere v. Dannenberg erhielt Wolfenbüttel, Kaienberg 
kam an die Lüneburger; — Havemann U, p. 706, Anm. 1 die Nachweise der 
Urkunden; — der Hauptrecess d. d. 10. Decbr. 1636 bei Schulze „Hausgesetze" 
I, p. 445 ff. und p. 453. — Ein Vertrag der Lüneburger Brüder sprach dann 
Kaienberg ihrem Bruder Georg zu — Havemann H, p. 708 mit Anm. 2 — . 
August V. Lüneburg starb d. 1. October 1636, worauf sein Bruder Friedrich die 
Regierung antrat, der 1648 ebenfalls kinderlos starb. In Erwartung dieser, 
Erbschaft hatte Georg v. Kaienberg 1641 ein Testament errichtet — Lünig 
R.-A. P.spec. IV, p. 117 — , nach welchem sein ältester Sohn Christian Ludwig 
ihm zunächst in Kaienberg folgen sollte, nach dem Tode Friedrichs von Gruben- 
hagen und Lüneburg aber zwischen diesen beiden und Kaienberg wählen konnte, 
der andere Theil dem zweiten Sohne Georg Wilhelm zufallen musste. 1648 
folgte demgemäss Christian Ludwig, bisher in Kaienberg regierend, in Lüne- 
burg und Grubenhagen, während Georg Wilhelm die Regierung Kaienbergs 
antrat; — das Testaments Georgs bei Schulze „Hausgesetze" I, p. 461, — Reth- 
meier „Br.-Lünebg. Chron." III, p. 1653. 

») Moser 34, p. 293, 294, § 23, 
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ganz und gar nicht zu halten; denn erstens finden sich — trotz 
der Observanz von 1582 — keine Spuren in den Unterschriften bis 
1613, dass von Lüneburg oder Wolfenbüttel für Grubenhagen oder 
von ersterem für Kaienberg eine besondere Stimme ausgeübt worden 
wäre, und zweitens triffl; diese Observanz für Kaienberg eben so 
gut oder so schlecht zu als für Meklenburg; allerdings starb der 
letzte Herzog von Kaienberg erst 1584, wie Moser richtig angiebt, 
aber dass derselbe weder 1576 noch 1582 seine Stimme ausgeübt 
habe, berücksichtigt er nicht Moser ist es nur darum zu thun, 
nachzuweisen, dass 1582 ebenso viele regierende Herren in den 
einzelnen Fürstenhäusern waren, als später seit 1648 jedes derselben 
Stimmen führte; es ist aber auch hier nicht nöthig, dafür gerade 
das Jahr 1582 anzunehmen. Wir finden schon seit 1498, dem Tode 
Wilhelms von Braunschweig- Wolfenbüttel, beständig 4*) regierende 
Herrn dieses Hauses, müssen aber hinzusetzen, dass zugleich auch 
4 Stimmen bis 1570 durchgehend existirten, von denen nur lange 
Zeit die eine nicht ausgeübt wurde, gleichwohl aber, wie wir nach 
der Unterschrift von 1541 und den Matrikeln annehmen müssen, 
existirte. Von 1566 bis 1570 finden wir dann diese 4 Stimmen in 
steter Ausübung, so dass also hinter der späteren Vierzahl seit 1654 
eine lange historische Reihe steht, eine geschichtliche Grundlage, 
auf der sie beruhten. 

Anderseits sehen wir gerade nach 1582 noch zeitweise zwei 
Stimmen verschwinden, sehen das aber in den territorialen Ver- 
hältnissen begründet, deren Gestaltung also noch ebenso wie am 
Beginn unserer Periode von Einflnss auf die Stimmen im Fürsten- 



') Röderer „Sachs. Reichstagsstimmen" cap. II, § 13 p. 129 sucht sogar 
nachzuweisen, dass in den Harburgern eine fünfte regierende Linie des Welfcn- 
hauses bestanden habe; er stütz sich dabei auf Ffeffingers „ßraunschweigische 
Historie" Tom. II, p. 305, Rethmeiers Braunschweigische Chronik UI, p. 1337 
und auf eine Stelle Mosers selbst im „Familien -Staats -Recht der T. K. St.", 
P. II, p. 53. Jene ersten beiden Quellen berichten, dass 1549, nach Ottos I. 
von Harburg Tode, seinem Sohne Otto IL die Nachfolge von den Lüneburger 
Vettern zwar bestritten sei, da seine Mutter nicht ebenbürtig war, dass aber 
der Kaiser und die kaiserliche Kammer durch rechtlichen Ausspruch ihn „für 
einen rechtmässigen Fürsten" erklärt hätten. Dieses begründet aber nicht, dass 
er zugleich auch regierender Fürst gewesen sei. Moser in der angeführten 
Stelle vertheidigt Otto I. v. Harburg gegen einen fremden Einwurf, dass er 
nur apanagirter Herr gewesen wäre: in seinem Antheile sei er doch regieren-t 
der Herr gewesen. Die oben ihrem Inhalte nach angeführte Urkunde von 1529 
(s. p. 67, 68) zeigt aber deutlich, dass Otto allerdings nicht regierender Fürst 
eines Fürstenthums war, er war nur Herr in seinem Apanagium. — p. 133 
giebt Roderer selbst zu, er könne aus Mangel an Hülfsmitteln ^icht feststellen^ 
weswegen Harburg niemals in den Unterschrifteu vorkomme^ 
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rathe war^ wie auch das Wiedererscheipen der eineo dieser beiden 
Stimmen lediglich darauf beruht, dass wieder ein eigenev Fürst 
Kaienbergs Träger derselben ist, während in djsm Eortfiihrep der 
anderen sich .{allerdings das neue Princip zu paanifestiren scheint. 
Wir sehen aucbi deuitlich die Ursachen, \Yelche dasselbe hervorrufen 
mussten. Wie, hier die, alten (jrrenzen der Eiirstenthüiner sich dem 
Bewttsstaein allmählich als u,nverrückba^ d«x^ellten, zeigten beson- 
ders die leitztea Urkunden; des grossen ^rbfolgeertreites, wo der ge- 
stand der fragli<shen Lande dup?ch eine Yertheilung derselben, doch 
in keiner Weise aliesirt, weri^n, soll, eeigten auch die Urkunden 
von 1527 und 1539 in der LüijLeburger Linie, in deinen bereite, 4er 
juristische Begriff . eines untheüb&ren Pürstenthums zu Tage trat. 
Und dazu kommt das Bestreben 19 allen Linien, das * Erstgeburts- 
recht einzuführen , sei es in TesA^^enten und Urkunden, sei es in 
Thatsachen wiß in der Grrubenhag?ner Linie erscheinend ; eine JSnt- 
wickelung, die uns hinsichtlich der Beichstag^stimmen die gleiche 
Schlussfolgerung lyie bei Meklenburg ziehen lässt. 

XY. Wesentlich einfache]; liegen die Stipjim Verhältnisse des 
Hauses Hessen. 

Im Jahre 1495 imd ferner dreimal, bis 1498 finden wir die 
Unterschriften Wilhelms des Mittleren^), des. IL, in Caisfsel (1471 
bis 1509) und seines Vetters, Wilhelms des Jüngeren, des III., in 
Marburg (1483 — 1500), und zwar lautet die persönliche Unterschrift 
zu 1495: „ . . ., und Wilhelm der Mittler, und Wilhelm der Jünger, 
Landt-Graven zu Hessen^S Zieht man in Betracht, dass die T^enigen 
Unterschriften dieses Reichstages alle persönlich gegeben sind, dass 
nicht bloss die Namen der» beiden hessischen Vettern durch „und" 
verbunden, sondern durch ein ebensolches „und^^ auch mit den 
übrigen Unterschriften verknüpft sind, dass endlich, wenn man 
diese als den Ausdruck einer Stimme hätte bezeichnen wollen, 
schon das blosse Beiwort bei der Grieichheit der Personennamen 
zur Bezeichnung des zweiten genügt hätte, so wird man nicht fehl 
gehen, hier eine besondere Unterschrift filr jeden der beiden Fürsten 
von Hessen zu sehen, wie ja auch die getrennten Subscriptionen 
bis 1498, die alle in Vertretung ohne Nennung des Namens gegeben 



') Nach dem Tode Ludwigs HL von Cassel hatten seine beiden ^phne, 
Wilhelm I. und Wilhelm II., im Jahre 1487 getheilt, doch resignirte ersterer 
1493 auf seinen Antheil „zur Mehrung des Fürstenthums Hessen, damit, da^sel- 
bige durch mannigfaltige Theilungen nicht geringert oder vernichtet, sondern 
zu einem beständigen fürstlichen Wßsen oder Kegiment gekehrt werden möge." 
— Schulze „Hausgesietze" I^t 14. 
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werden, beweisen/'dass jeflem eine besondere Stimme zustand; 
diese letzteren heissen jedesmal: „von' wegen des Mittleren Landgr. 
V. H.", resp. „von wegen des Jüngeren Landgr. v. H.*' 

Wilhelm der Jüngere von Marburg starb im Jahre 1500; sein 
Land' fiel an Wilhelm den' Mittleren, und nun findet sich von 1500 
bis ^ 1566 durchgehend hur eine Siimhie für Hessen: bis 1507 noch 
die Willielms, der 15Ö9 starb, dann Von 1510 an die sleines' Sohnes 
l^hilipps des Grossmüthigen (1509 — 67). 

AufdW Refchstage von 1567 — Abschied d. d, i2.'Mai — 
sind bereits des letzteren Söhne vertreten," utid zwar läutet die 
Unterschrift : „von wegen Wilhelms ^) Ludwigen , Philipps des 
Jüngeren ,' und Georgen,' Gebrüder, Landgrafen zu Hessen". Die 
Form der XJntierschrifl lässt hier nur die Ausübung einer' Stimme 
annehmen, wenn auch auf den folgenden Reichstagen von 1570, 
1576 und 82 jeder der Bräder eine besondere führt. Erst Vor wenigen 
Wochen, am 31. März, war Philipp gestorben; die Ausftihrung 
seines Testamentes, welches Hessen in vier selbständige Fürsten- 
thümer — wenn auch von verschiedener Grösse — theilte, erfolgte 
erst durch den Ziegenhainer Vertrag vom 28. Mai 1568*). Diese 
Umstände lässeh es erklärlich erscheinen, wenii die Brüder hier 
nur feine Stimme führen, während ihnen nach erfolgter Theilung 
eine entsprechende Verniehrung derselben nicht verweigert wer- 
den konnte. 

Dass dabei Hessen hinsichtlich seiner Leistungen an das Reich 
doch als eine Einheit aufgefasst wurde, wie nicht nur die Matrikel 
von 1507, die den „Landgrafen von Hessen" nennt, sondern — trotz 
der Theilung — auch die sogenannte Matrikel von 1521 in den 
beiden Fassungen des 2. Bandes der „neuen Sammlung" zeigt, 
welche übereinstimmend lauten: „Weyland Herrn Philippseh Land- 
graven zu Hessen Erben", findet seine Erklärung im § 6 des 
erwähnten Ziegenhainer Vertrages von 1568, wo es heisst, dass 
wegen der Reichsanlage ein besonderer Nebenvergleich erfichtet 
sei: die zu erwartende Reichsumlage solle jeder im seinem Theile 
eintreiben, auch nach den Bestimmungen des Nebenvergleiches am 
gebührenden Ort und zu rechter Zeit abliefern, „damit die fürters 
von Uns sammblich dem Reich gehorsamblichen vergnügt und be- 
zahlt werden mögen". Beschwerungen und Verweis derhalben von 
kaiserlicher Maj. soll der Betreffende allein zu tragen haben, i,tind 



') "NVilhelm und Ludwig sind zwei Brüder; es ist also ein Komma zwischen 
diese beiden Namen zu setzen, wie die folgenden Unterschriften das bestätigen. 

*) Das Testament bei Schulze „Hausgesetze" II, Urkunden Hessens Nr. II, 
p. 50 ff.; der Vertrag ebendort Urkunde Nr. HE, p. 72 ff. 
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nicht desto weniger alles dasjenige,, so von seiner Ritter- und Land- 
schaft zu erheben, den verordneten Ober -Einnehmern zu liefern 
schuldig seyn"^). Wir haben diesen Umstand, wenn er zur Ver- 
folgung der Greschichte der hessischen Keichstagsstimmen zunächst 
auch nicht dient, doch darum hervorheben zu dürfen geglaubt, weil 
sich hier wieder an einem urkundlichen Beispiel nachweisen lässt, 
bis zu welchem Grade die territorialen Gewalten mit ihrer Haus- 
politik die wichtigsten Interessen des Reiches beeinflussten. Die 
vier Brüder wollen ihre Reichsumlage trotz der Theilung doch ge- 
meinsam^ als auf dem ganzen Fürstenthum Hessen lastend, leisten; 
sie haben deshalb einen besonderen Vergleich getrofifen, der die 
Quoten der Reichsumlage auf die vier Theile repartirte, und einen 
Ober -Einnehmer bestellt, der das ganze dem Reiche einzuliefern 
hatte. So weit hätte sich dieses über die seine Geschäfte scheinbar 
vereinfachende Institution nicht zu beklagen gehabt, — aber nun 
der Zusatz, welcher die Verantwortung für vorkommende Fehler 
nicht auch in entsprechender Weise der Gesammtheit lässt, sondern 
dieselbe auf die einzelnen Contribuirenden abwälzt, welche als solche 
aber doch wieder nicht dem Reiche, sondern allein der Gesammtheit 
der Brüder verpflichtet sind! Wie sollte hier das Reich im gege- 
benen Falle sein Recht verfolgen? Die Fassung der Matrikel be- 
stätigt uns, dass gleichwohl dieses im Hausvertrage stipulirte Ver- 
hältnis bestanden haben muss, und so erlaubt uns dieser Fall, 
einen Schluss auch für unsere Materie der Reichstagsstimmen dahin 
zu ziehen, dass hier dieselbe Beeinflussung der Reichsinstitutionen 
durch die territoriale Zersplitterung stattgefunden haben wird. 

1570, 76 und 82 kommen, wie schon gesagt, je vier besondere 
Unterschriften vor, 1594 finden wir aber nur deren drei: 1) für 
Moritz, den Sohn Wilhelms (f 1592), in Cassel, 2) für Ludwig in 
Marburg, und 3) fiir Georg in Darmstadt, während keine Spur 
darauf hindeutet, dass man auch eine Stimme für Rheinfols, dessen 
Besitzer Philipp 1583 kinderlos gestorben war, fortzufuhren dachte. 
Das Land desselben war 1584 von den drei überlebenden Brüdern 
zu gleichen Theilen vertheilt worden, und so mit dem Fürsten- 
thum Rheinfels auch dessen Stimme im Fürstenrath verschwunden. 

Noch 1598 und 1603 erscheinen dieselben drei Stimmein, und 
zwar an Stelle Georgs von Darmstadt sein Sohn Ludwig der 
Jüngere. 

1604 starb Ludwig der Altere von Marburg ebenfalls kinderlos, 
und wieder wird seine Stimme nicht fortgeführt, obwohl doch schon 



M 8. Schulze 1. c. 
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Seit I5d4 solche Fälle vorlagen; allerdings machten die beiden an- 
dern Linien sich diese Erbschaft noch sehr lange streitig^). 

1613 finden sich nur die Unterschriften Ludwigs von Darm- 
stadt und Moritz' von Cassel, und 1641 nur die Georgs II. in Darm- 
stadt ^). Erst 1654 unterzeichnen wieder Georg und Wilhelm, der 
Sohn des Moritz von Cassel, besonders. 

So finden wir fiir Hessen Anfangs zwei Stimmen, später eine 
kurze Zeit 4, dann 3, schliesslich wieder nur 2 Stimmen, dazwi- 
schen aber über ein halbes Jahrhundert lang nur eine, und sehen, 
wie die kurze Zeit, in der 4 resp. 3 Stimmen erscheinen, dieses 
Verhältnis doch nicht so fest begründen konnte, dass darauf bei 
der Neuordnung des Reiches im Jahre 1648 und 54 Rücksicht 
genommen wäre, obgleich der Friedenstraktat die Verhältnisse 
Hessens besonders*) regelt. Moser*) muss es selbst zugeben, dass 
hier von einer Observanz von 1582 keine Rede sein kann. Wenn 
er dann an einer anderen Stelle^) sagt, dass, da Hessen 1582 
4 Vota ausübte, ihm auch „noch jetzo allerdings ebenso viele ge- 
bühreten'S so kann man fiir die Richtigkeit dieser Ansicht keinen 
Grund finden, da sich keine Spur davon findet, dass man sich je 
in Stimmsachen auf den Reichstag von 1582®) berufen hätte, viel 



') Moser 34, p. 301, § 44, wo er übrigens anerkennt, dass das neue Princip 
doch nicht gleich seit 1582 absolut feststand. 

') ein Sohn des Ludwig. 

') Instrm. Pacis Osn. Art. XY, § 15 bestätigt den Fried- und Einigkeits- 
Recess der beiden Hessischen Häuser vom 14. April lft48, welcher definitiv die 
Marburgische Erbschaft in zwei Hälften theilte, ohne dass darin der "Weiter- 
führung der Marburgischen Stimme gedacht wivd, was sonst in dieser Zeit 
(cfr. Sachsen zu den Jahren 1641 u. 1645) durchaus die Regel ist Allerdings war 
auch hier das ehemalige Eürstenthum völlig aufgelöst und in den anderen auf- 
gegangen; — der Recess bei Schulze II, Urkunde Nr. VIII, p. 111 if. 

*) Moser ßd. 34, p. 294, § 25. 

s) Moser Bd. 35, p. 95, § 8. 

^) wenigstens nicht als Norm; auf andere Reichstage hat man sich wohl berufen, 
aber auch nur hinsichtlich einzelner Fälle, nicht als ob sie allgemein massgebend 
wären. Der Eriedenstraktat von 1648 kennt nur das Jahr 1624, wie bekannt, 
als Normaljahr und sonst nur die antiqua jura, — s. instrm. pacis Gaesareo- 
Suecicum Osnbg. anno 1648 erectum im Artikel VIII (N. S. III, p. 598), wo 
im § 1 den Kurfürsten, Fürsten und Reichsständen ihre antiqua jura etc. von 
neuem garantirt werden, und es im § 2 heisst: „Gaudeant sine contradictione 
jure sufiragii in omnibus deliberationibus super negotiis imperii, praesertim ubi 
leges ferendae vel interpretandae etc. etc. fuerint, etc." Also das jus suffragii 
auf den Reichstagen ist ein antiquum jus, das erneuert wird. — Das Jahr 1582 
konnte in Stimmsachen schon deswegen nicht als Normaljahr später dienen, 
als im § 72 seines Abschiedes wieder unerledigte Sessionsstreitigkeiten erwähnt 
werden, und zwar, wie aus den Worten „des Vorsitzens und Vorstimmens hal- 



)8 

weniger, dass auf Grund einer solchen Berufung wirklich eine 
Stimme später anerkannt worden wäre. Moser scheidet nicht streng 
zwischen seiner theoretischen Formulirung und der Entwickelung, 
die die Dinge in der Praxis einschlugen. Auf p. 287 des 34. fean- 
des, § 16, sagt er selbst, dass diese ganze Ansicht von der Obser- 
vanz von 1582 eine theoretische, seinem Nachdenken entsprungene^) 
sei, er durfte dann aber nicht dieser seiner Theorie zu Liebe sagen, 
dass Hessen eigentlich 4 Vota „gebühreten^S auf sie nicht eine prak- 
tische Rechtsfolgerung basiren. 

So war es vielmehr der Grang der Ereignisse im Hessischen 
Fürstenhause, man möchte sagen: der Zufall, der die Anzahl seiner 
Reichstagsstimmen auf zwei normirte, und auch ferner dieselbe 
territoriale Hauspolitik, die dieses Verhältnis bis zu dem Zeitpunkte 
festhielt, wo auch die Reichsverfassung ihre unabänderliche Gestalt 
erhielt. Für die Linie in Cassel setzte der Hausvertrag Wilhelms V. 
mit seiner Mutter Juliane und seinen jüngeren Brüdern, vom 
12. Febr. 1627, die Primogenitur fest*); ein eigenes kaiserliches 
Primogenitur-Diplom vom 8. Juni 1628 ^) bestätigte dieses. Für die 
Darmstädtische Linie wurde die gleiche Institution durch die Pri- 
mogenitur- Ordnung^ Georgs vom Jahre 1606 *) geschaffen, und noch- 
mals durch das Testament Ludwigs V. vom 6. Octbr. 1625^), wie 
auch für diese Linie eine kaiserliches Primogenitur-Diplom existirt 
haben wird, so weit man aus den hierauf bezugnehmenden Worten 
in dem gleichen Diplom für Cassel schliessen muss. 

XVI. Für die Behandlung der Sächsischen Stimmen im 
Reichsfürstenrath liegt eine Arbeit aus dem letzten Viertel des 
vorigen Jahrhunderts vor, die mehr Aufmerksamkeit, als geschehen ®), 
verdient hätte, besonders wegen des zahlreichen, urkundlichen 
Materials, das sie heranzieht und auf Grund dessen sie zu einem 
von Moser ganz abweichenden Resultat gelangt. Es ist Johann 

her** und sonst aus dem Sinn des § zu ersehen ist, nicht bloss mit ßezug auf 
die Magdeburgische Angelegenheit. — Über Mosers Folgerung hinsichtlich der 
Stimme Marburgs cfr. p. 13 u. ff. 

') ebenso Bd- 34, p. 292 unter Nr. 4: „Alleine bei Gotha finde ich einen 
Scrupel, den ich zwar dermahlen nicht auflösen kann, der aber deswegen mein 
gantzes Gebäude durchaus nicht über einen Haufen wirft." 

*) Schulze „Hausgesetze" Urkunde Nr. VI in Bd. 11, p. 101. 

*) Schulze n, p. 107; — Lünig R.-A. P.spec. cont. U von Hessen p. 
827 ff. 

♦) Schulze II, p. 86 Nr. IV. 

») Schulze n, p. 90 ff. Nr. V. 

*) nur Häberlin in feinem „Handbuch des Teutschen Staatsrechts", Ber- 
lin 1794, erwähnt sie in Bd. 1, § 79, p. 274, Anm. *. 
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Ulrich Böderer, Her^ogl. Sachs. Hildburghauseascher Regieruugs-' 
und Condistorialrath : „von den Herzoglich-Sächsischen Reichs-Tags- 
Sdmmen und der Frage: ob der Grund der jetzigen Stimmen der 
alt-welt-flirstliehen Häuser im JEleiohs- Fürsten -Rath, und besonders 
der Herzoglich-Sächsischen, in der Observanz der Beichs-Tags vom 
Jahre 1582 zu suchen sey?", Hildburgbaufien, bey Job. Gottfried 
Hanisoh, 1779w Wir werden, wie bisher^ dem historischen Gange 
der Reichstage folgen und die auf ihnen abgegebenen Stimmen mit 
Heranziehung des urkundlichen Materials durchsprechen. 

Von 1495—1600 findet sich auf fünf Reichstagen *) die Unter- 
schrift Herzog Albrechts, der am 12. September 1500 starb und zwei 
Söhne, Georg und Heinrich, hinterliess *). Herzog Georgs Unter- 
schriften finden wir von 1505 — 1532 in zehn Reichsabschieden; er 
starb am 30. April 1539, nachdem er seine fünf Söhne und vier 
Töchter* überlebt hatte, kinderlos^). Doch kommen zwei^) eigen- 
thümliohe Unterschriften desselben ^u 1521 und 1524 vor. 1521 
lautet die persönlich gegebene: „Hzg. Georg, und Hzg.. Hans 
von Sachsen". Es kann dieser Hzg. Hans nur* der Bruder des 
Kurfürsten Friedrich sein, da der eine Sohn Georgs dieses Namens 
(t 1537) niöht als Herzog neben seinem Vater ohne nähere Präci- 
sion des Verhältnisses der beiden, als Vater und Sohn, genannt sein 
dürfte» Nach der Angabe Röderers^), die dieser aus dem. „noch 
ungedruckten." Testament, des Kurfürsten Ernst, des Begründers der 
Ertiestimschen Linie^ und nach anderen „ungedruckten Nachrichten" 
macht, dasB nämlich Ktirilirst Friedrich im Jahre 1513 seinem 
Bruder Johann vorgesehlagen habe, die herzogliehen Erblande, zu 



*) In dem Abscbied zu Worms 1497 Hndet sich unt^r den^ kurfürstlichen 
Unterschriften eine eigenthümliche sächsische: „Wegen Hzg. Friedrichs, Churr 
fürsten, und H^£^. J^hannssen von Sachsen, Gebriidere Heinrich von Byna« Rit- 
ter". Dass hier nur eine kurfürstliche Stimme vorliege, ist unzweifelhaft, und 
der Umstand, dass Johann hier neben seinem Bruder angeführt wird, erklärt 
sich aus Rödei'ers Angabe — ö!aß. 1, p: 6, Anm. 1 — , dass- der Kurforat bi» 
1513 die gesammten Lande, auch die herzoglichen. Brblande, in gemeinsamen 
Namen verwaltete. Es war, wie Röderer richtig bemerkt, noch nicht üblich, 
dass ein Kurfürst wegen anderer in seinem Besitz befindlicher Lande eine be- 
sondere Stimme im Fürstenrath führte, uUd Johann konnte eine solche nicht 
allein führen, da er nicht selbständig regierender Herr war. Es ist dies wichtig 
wegen einer Unterschrift des Jahres lö21. 

*) Röderer cap. I, p. 8, Anm. 2< 

*) Röder^ ciip. I, p. 17, Anm. 7. 

♦) nur zwei Unterschriften, da die von Worms unter der ^Ordnung des 
Regimetits" vom 20. Mai (N. S. II, p. 177, 178). und unter dem Abschied vom 
26. Mai 1521 (N. S. II, p. 209) identisch smd. 

») cap. I, p. 12, Anm. 3. 



80 

theilen und letzterem ^/^ derselben als selbständiges Fürstenthutxi 
zu tiberlassen, wird dieses um so wahrscheinlicher. üb diese 
Theilung vollzogen sei, weiss Röderer nicht; vermutfalich sei es 
geschehen. Doch ist es um so wunderbarer, dass Johann dann 
niemals, weder vorher noch nachher, in den Fürsten-Unterschriften 
vorkommt; eine besondere Stimme werden wir ihm in diesem einen 
Falle kaum zuerkennen dürfen. Die Unterschrift von 1524 lautet: 
„Hzg- G-eorg und Hzg. Heinrich zu Sachsen/ Landgraffen in 
Thüringen und Marggraffen zu Meissen, Doctor Otto von Pagk". 
Herzog Heinrich, der hier ebenfalls das einzige Mal neben Georg 
erscheint, ist dessen Bruder und Nachfolger in der Herzogswürde. 
Aus dem Testament Albrechts, d. d. 18. Februar 1499 ^), erhellt, dass 
Georg allein das Sächsische Herzogthum, Heinrich aber Friesland 
oder, im Falle dieses verloren gehe, eine Apanage erhalten sollte; da 
dieses letztere wirklich eintrat*), so konnte dem Herzoge Heinrich 
keine besondere Stimme zustehen, was auch mit der Form der 
Unterschrift übereinstimmt, die durch einen gemeinsamen Ver- 
treter gegeben ist. 

Dem kinderlosen Herzoge Georg folgte dieser sein Bruder 
Heinrich, der am 18. August 1541 starb, und dessen Unterschrift 
in dem Beichsabschied zu Begensburg d. d. 29. Juli 1541 vorkommt. 
Von seinen Söhnen Moritz und August, deren letzterer minder- 
jährig war, führte nach den 1544, 1547 und 1550 errichteten Ver- 
trägen der andere allein während seines ganzen Lebens die Re- 
gierung, daher August in den Beichsabschieden niemals genannt 
wird, bis er 1553 in der Kur würde seinem Bruder nachfolgte*). 
Wir finden in den Abschieden von 1542 (Speier) — 1545 nur die 
Unterschriften des Herzogs Moritz von Sachsen, der 1547 den 
Kurhut erhielt. 

Die Albertiner verschwinden nun völlig von der Beichsfürsten- 
bank, bis sie später zusammen mit dem gesammten sächsischen 
Herzogshause die Stimme für Henneberg führen, während für sie 
im Fürstenrathe die Ernestiner*) eintreten. 



Ltinig B.-A. P.spec. cont. 11 von Sachsen, p. 24. 

*) Röderer cap. I, p. 8, Anm. 2. 

') Röderer cap. I, p. 17, Anm. 8. 

*) Als der Kurfürst Friedrich der "Weise am ö. Mai 1625 gestorben und 
ihm sein Bruder Johann der Beständige gefolgt war, führte dieser nur eine 
Stimme im KurfürstencoUegium , keine besondere im Fürstenrath, wie eine 
solche auch bisher nicht vom Kurhause ausgeübt worden war. Man muss hier 
Röderer zustimmen, — wie auch Moser, die beide in dieser traditionellen Ge- 
wohnheit den Grund sehen, weswegen Kursachsen wegen seiner anderen Lande 
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In den Abschieden von 1548 und 1549 finden wir keine 
herzoglich Sächsische Unterschrift, da der ehemalige Kurfürst sich 
in Gefangenschaft befand. Ihm und seinen Kindern waren durch 
die Kapitulation von Wittenberg d. d. 19. Mai 1547 — Lünig 
R.-A. P. spec. cont. II v. Sachsen, p. 289 — nach Einziehung der 
Kur- wie der übrigen Lande nur ein jährliches Einkommen von 
50000 Gulden, und zwar zur Erstattung desselben einige Ämter 
und Schlösser Thüringens gelassen, wozu noch andere nach dem 
Naumburgischen Vertrage vom 24. Februar 1554 — Lünig ß.-A. P. 
spec. V. Sachsen, p. 69 — und ferner die Pflege Coburg kamen, 
deren bisheriger Inhaber Ernst, des depossedirten Kurfürsten Bruder, 
am 6. Februar 1553 kinderlos gestorben war. Eine Aufzählung 
des gesammten, den Kindern des abgesetzten Joh. Friedrich zu- 
gefallenen Besitzes giebt Köderer cap. I, p. 20, Anm. 10. 

Nach Johann Friedrichs Tode*) finden wir 1555 und 1557 die 
gemeinsamen Unterschriften: „v. w. Johanns Friedrichen des Mitt- 
leren, Johanns Wilhelmen, und Johanns Friedrichen des Jüngeren, 
Gebrüdere, Hertzogen zu Sachsen etc. N. N.", dann 1559 nur die : 
„V. w. Johanns Friedrichen des Mittleren". Berechtigt schon die 
Form der Unterschrift in den beiden ersteren Fällen nur eine 
Stimme anzunehmen, so bestätigt sich dieses durch die Nachrichten 
ßöderers*), dass die drei Brüder bis zum 13. Mai 1557 — der 
Keichsabschied zu 1557 datirt aber vom 16. März — gemeinsam^) 



auch später nie eine besondere Stimme im Fürstenrathe ausübte. — Als Johann 
am 16. Aug. 1532 starb, sollten seine beiden Söhne seinem Testamente gemäss 
— vom 11. Decbr. 1516 und 24. Aug. 1529, Röderer cap. I. p. 15, Anm. 6 — wenig- 
stens 30 Jahre lang keine Theilung vornehmen. Indessen fand eine solche am 
1. Febr. 1542 — Lünig R.-A. F. spec. cont. IL v. Sachsen p. 274 — statt, wo- 
nach der zweite Sohn Ernst die „Fflege Coburg'' und eine jährliche Apanage 
von 14000 Gld. erhielt, ausdrücklich aber alle Reichslasten, wie Besuchung der 
Reichs- und Kreistage und die Leistungen für das Reich auf den älteren, den 
Kurfürsten Joh. Friedrich, gewälzt wurden, während sonst keiner dem anderen 
in dessen Regierung „etwas dreinzureden" habe. — Man sieht aus diesen Fällen, 
wie, während einerseits die feste Tradition im Fürstenrathe und Kurkollegium 
wirkte, anderseits doch die territorialen Verhältnisse ebenfalls einwirkten, da 
ohne jene Klausel Ernst v. Coburg jedenfalls eine besondere Stimme geführt 
haben würde. Allerdings war im Vertrage auch bestimmt, dass Joh. Friedrich, 
wie, er alle Reich slasten zu tragen hatte, auch allein die Belehnung vom Kaiser 
in sein und seines Bruders Namen empfangen sollte. Ein Zusammenhang dieser 
Dinge manifestirt sich auch hier, nur umgekehrt wie bei Anhalt (p. 61), das 
entscheidende Moment liegt aber durchaus in der Hauspolitik. 

>) d. 3. März 1554. 

•) cap. I, p. 20 Anm. 10 und p. 25 Anm. 11. 

3) Auch erhielten alle 3 Brüder am 23. März 1555 vom Kaiser die Beleh- 

Domke, Die Virilstimmen i. Beichsfarstenrath. ß 
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regiert haben, unter diesem Datum aber einen Vertrag machten, 
nach welchem der älteste, Joh. Friedrich der Mittlere, die Regierung 
ihrer gemeinschaftlichen Lande auf vier Jahre allein übernahm*). 
Erst 1566 — Abschied vom 30. Mai — erscheinen zwei be- 
sondere Unterschriften: die persönliche des Herzogs Joh. Wilhelm 
in Weimar und die für Joh. Friedrich von Coburg durch dessen 
Vertreter gegebene. Kraft eines neuen Vertrages vom 21. Octbr. 1560^) 
hatte Joh. Friedrich der Mittlere noch bis 1564 die Regierung im 
Namen aller Brüder allein geführt, dann sich über eine Theilung 
mit ihnen nicht einigen können, bis eine solche nach dem Tode 
des kinderlosen, jüngsten, Joh. Friedrich des Jüngeren'), am 
21. Februar 1566 zu Stande kam, wonach für die Dauer von 
sechs Jahren die überlebenden Brüder die Lande in zwei gleiche 
Theile theilten, den Weimarischen und den Coburgischen, deren 
Besitz nach Verlauf von drei Jahren unter ihnen gewechselt werden 
sollte; Weimar erhielt zuerst der ältere. Der Vertrag enthielt 
ausserdem die Bestimmung, dass der Kanzlei-Stil in beiden Theilen 
in gemeinschaftlichem Namen, als „vor sich und seinen geliebten 
Bruder", gelührt werden, und dass ausser anderem auch der Besuch 
der Reichs- und Kreistage samt den Reichsanlagen in Gemeinschaft 
bleiben sollten. Wenn Röderer aber folgert, dass „es daher komme", 
dass der Abschied von 1566 von beiden Brüdern unterschrieben sei, 
so scheint das nach der angegebenen Bestimmung über die Be- 
schickung der Reichstage durchaus nicht richtig zu sein. Die Brüder 
hätten wohl nicht daran denken können, auf Grund eines solchen 
provisorischen Vertrages, dessen Wirkung nur eine vorübergehende 
sein sollte, zwei Stimmen zu beanspruchen, als wäre eine definitive 
Erbtheilung erfolgt; die Bestimmung über die gemeinsame Be- 
schickung der Reichstage mochte wohl aus dieser Erwägung ge- 
flossen sein, um jeden Streit über das Recht, die eine Stimme aus- 
zuüben, zu vermeiden, und schliesslich mag namentlich die Rücksicht 
auf die durch die Gesandtschaften erwachsenden Kosten dieselbe 
veranlasst haben. In der Sache selbst aber war es begründet, dass 



nung mit den Reichslehen; — Häberlin N. T. R.-G. III, p. 39, — Müller 
Ann. Saxon. ad an. 1&55. 

I) Abermalige Belehnung 1559, die der Sächsisohe Gesandte erhielt; — 
Häberlin IV, p. 159; — Müller Ann. Sax. ad an. 1559. 

*) Röderer cap. I, p. 26 Anm. 12. 

3) t 31. Octbr. 1565 (Röderer 1. c). 
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diese vorläufige Auseinandersetzung zu einer definitiven führen 
musste, da beide Brüder verheirathet waren und Aussicht auf männ- 
liche Nachfolge hatten. Wenn indessen schon unmittelbar nach 
Abschluss des Vertrages die in Rede stehende Bestimmung des- 
selben nicht eingehalten wurde, so mag das theilweise dem Umstände 
entsprungen sein, dass der eine der Brüder persönlich anwesend 
war und so der Versuch nahe lag, neben den mit der Vertretung 
betrauten Bäthen für sich eine besondere Stimme auszuüben, wie 
wir einen Fall dieser Art im Jahre 1594 finden werden; hauptsächlich 
aber mussten die politischen Verhältnisse, die gefährlichen Ver- 
wickelungen, in welche sich Joh. Friedrich einliess, der Vorschub 
und Schutz, den er dem geächteten Grumbach fortwährend an- 
gedeihen liess, dazu führen, dass sich Joh. Wilhelm immer mehr 
von ihm trennen mochte. War letzterer doch schon zum Theil 
durch diese Rücksicht bewogen worden^), die Theilung vom 
21. Februar 1566 herbeizuführen, und hatte der 1565 in Worms 
abgehaltene Deputationstag ja deutlich gezeigt, auf welchem ab- 
schüssigen Wege sich die Grrumbachische Sache*) befand. Gerade 
der Reichstag von 1566 sprach das entscheidende Wort, indem er 
die Exekution gegen Grumbach beschloss, während der Kaiser 
zugleich an Joh. Friedrich die schärfsten Mandate*) erliess, worauf 
unter dem 12. December desselben Jahres von Wien aus die Acht 
über ihn ausgesprochen wurde*). Jedenfalls gab der eben voll- 
zogene, wenn auch nur provisorische Theilungsvertrag eine Grund- 
lage ab, kraft welcher Sachsen nunmehr zwei Stimmen beanspruchen 
mochte. 

1567 und 1570*), nachdem Joh. Friedrich in Folge der Be- 
schlüsse des Reichstages von 1566 — § 9 u. ff. — der Acht ver- 
fallen, und diese ausgeführt war, nachdem in Folge dessen er und 



') fläberlin N. T. R.-G. VI, p. 119, 120, 121. 

*) über diese ausführlich Häberlin 1. c. p. 1 — 65. 

a) d. d. 13. Mai, 2. Juni und 5. Juli — Häberlin VII, 133. 

*) fläberlin 1. c. 134. 

*) Wenn Röderer — cap. I, p. 30 — hier noch einen Reichstag von 1569, 
d. d, 14. Juni, erwähnt, von welchem er nur die Unterschrift des Kurfürsten 
August anzugeben weiss, so ist das ein Irrthum, den er aus der N. S. über- 
nommen hat, welche diesen Recess unter dem Titel eines Reichstagsabschiedes 
giebt. Dass dieses aber nur ein Deputationstag gewesen sei, ist sowohl aus 
den Unterschriften wie aus dem Inhalt der §§ 3 und besonders 63 ersichtlich, 
in welchem letzteren die Beschwerden Herzog Joh. Wilhelms von Sachsen ver- 
tagt werden, da dieselben auf einen Reichs-, nicht auf einen Deputationstag 
gehörten. * 

6* 
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seine Kinder ihrer Lande verlustig erklärt worden waren ^), finden 
wir nur die Unterschriften Johann Wilhelms, der am 2. März 1573 
stirbt 2). 

Indessen waren nach dem Beschlüsse des Reichstags von Speier 
im Jahre 1570*) die beiden unmündigen Söhne des geächteten 
Johann Friedrich restituirt worden, und durch eine kaiserliche 
Commission im Jahre 1571 die Auseinandersetzung mit ihrem 
Oheim Johann Wilhelm in der Weise erfolgt, dass dieser die 
Weimarischen Lande behielt, jene die Coburgischen bekamen^). 
In Folge dieser Vorgänge finden wir 1576 die Unterschrift: „In 
Vormundschafl Hzg. Wilhelm zu Sachsen verlassenen Söhnen, 
Friedrich Wilhelmen, und Johannsen, Gebrüdern, und auch in Vor- 
mundschaft Johanns Friedrichen, Hzg. zu Sachsen, hinterlassenen 
Söhnen, Johann Casimirn, und Johann Ernsten, Gebrüdern, allen 
Hertzogen zu S. etc. Lucas Thangel, der Rechten Doctor, Rath und 
Cämmerer zu Weimar", und 1582: 1) „In Vormundschaft Hzg. Wil- 
helmen zu S. hinterlassene Söhne, Friedrich Wilhelm, und Johannsen, 
Gebrüdern, Hertzogen zu S. etc., Joachim Wahl, der Rechten 
Doctor, Rath". 2) „In Vormundschaft Hertzog Johanns Friedrichen 
zu S. unmündiger Söhne, Johannn Casimir und Johann Ernsten, 
Gebrüdern, Hertzogen von S. etc., Joachim Wahl, der Rechten 
Doctor, Rath". 

Dass die Unterschrift von 1576 ebenso wie die von 1582 in 
zwei Theile zerfallt, zeigt die scharfe Scheidung durch das „und auch". 
Dagegen aber, dass auch für die einzelnen Brüder innerhalb jeden 
Theiles der Unterschriften ein besonderes Votum geführt sein sollte, 
wie Moser annimmt, spricht sowohl der bisherige Gebrauch, nach 
welchem das Haus Sachsen nur einmal in jüngster Zeit zwei Siimmen 
geführt hatte, femer der Umstand, dass wir in der Folge nicht alle 
der vier Vettern sofort besondere Stimmen fuhren sehen, vor Allem 
aber dieses, dass sie noch unter Vormundschaft stehen, und eine 
Landestheilung zwischen den einzelnen Brüdern nicht erfolgt war, 
was von den fürstlichen Häusern immer als die rechtliche Grundlage 
zur Erwerbung neuer Stimmen im Reichsfurstenrath angesehen 
wurde. 



') 8. Röderer cap. I, p. 29, Anm. 13. 

•) Röderer c. I, p. 32, Anm. 14. 

8) Abschied desselben § 40 ; — Häberlin VIII, p.206 ff. und in der Vorrede 
dieses 8. Bandes p. XXI II bis XLIII die Restitutionsurkunden nach einem 
codex M. S. von "Wolfenbüttel. 

*) 8. Röderer c. I, p. 32, Anm. 14; — Müller, Ann. Saxon. ad an. 1572. 
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1594 nämlich unterzeichnen die Söhne Johann Wilhelms: ;;Von 
wegen Friedrich Wilhelmen, Vormündern und der ChurAdmini- 
stratorn ^), und Johann , Gebrüdern , Hertzogen zu S. etc., wegen 
ihrer Erblanden*)". Der Ausdruck „wegen ihrer Erblanden" scheint 
auszudrücken, dass sie für dieselben nur eine Stimme abgaben; 
denn einerseits steht die Unterschrift zur der Friedrich Wilhelms 
als Administrators der Kur, anderseits zu der Sachsens für Henneberg, 
in der beide Brüder ebenfalls genannt werden, im Gegensatz, um 
ihre Stimme hier als für ihre Erblande abgegeben zu bezeichnen; 
hätte die Unterschrift aber für 2 Stimmen gelten sollen, so müssen 
wir annehmen, dass, da man gerade im Hause Sachsen angefangen 
hatte, die Unterschriften zu präcisiren, solches jedenfalls auch hinsicht- 
lich der beiden Erblande geschehen wäre, für die sie zwei vota haben 
sollten; wir finden ein Analogen einer solchen Präcisirung gerade 
in demselben Jahre für Pfalz- Lautern. Für Sachsen kommt die 
eben besprochene Unterschrift noch 1598 vor, nur dass dort der 
Titel lautet: „von wegen etc. . ., Gebrüder, beyden Hertzogen zu 
S., wegen ihrer Erblande", wo gewiss doch, da sie beide als Her- 
zoge bezeichnet werden, auch ihre beiderseitigen Erbländer genannt 
worden wären, zumal beim Hause Pfalz in diesem Reichsabschiede 
bereits zwei Unterschriften des Kurfürsten von der Pfalz, Friedrichs, 
für Lautern und Simmern, und nicht einmal in zusammengefasster 
Form, sondern völlig getrennt vorkommen. 

Wir finden aber noch einen Beweis bei Moser selbst dafür, dass 
die vormundschaftliche Unterschrift für Johann Casimir und Johann 
Ernst in den Jahren 1576 und 82 nur für eine Stimme gegeben 
war. Moser fuhrt aus dem „Staatscabinet" des herzoglich Sächsischen 
Archivars Müller ») die Stelle an, in welcher dieser berichtet, dass 



*) Er war Vormund des unmündigen Kurfürsten Christian II. von Sachsen 
(1591—1611) und als solcher Administrator der Kurwürde. 

») Es sind: Friedrich Wilhelm, nach der Theilung in Altenhurg, 1573—1602, 
und Johann III, später in Weimar, 1573—1605. 

») Moser 34, p. 283, S 10. Es mag hier die ganze Stelle wiedergegeben 
werden, da sie nicht nur für den vorliegenden Fall durchaus beweisend ist, 
sondern auch ein besonderes Licht auf das Verhältnis der Territorialgewalten 
zum Reiche wirft. Der § 10 lautet bei Moser: 

„Von dem Beichs-Tag de Anno 1608 schreibet Herr Müller (hierzu in 
einer Anmerkung der Seitennachweis in der „Fortsetzung des Staatscabinets" 
T. I. c. 4, § 10, p. 60): „„Als der S. Coburgische Gesandte wegen Hertzog 
Johann Casimirs zu Coburg und Hertzog Johann Emsts zu Eisenach auf dem 
An. 1608 zu Regenspurg gehaltenen Reichs -Tage, und also nach der zwischen 
beiden Fürstl. Herren Brüdern vorgegangenen Theilung, die An. 1594 (muss 
offenbar „1596" heissen und hier ein Druckfehler sein; denn der Recess, dessen 



^86 

1608 die doppelte Stimme für Coburg und Eisenach vom Fürsten- 
ratb und der kaiserlichen Commission bestritten worden sei^ worauf 
der Sächsische Gesandte sich auf die Theilung der beiden Brüder 
vom 4. December 1596 berufen habe ; vorher also waren sie gemein- 
schaftlich regierende Herrn und hatten als solche 1582 und 1576 
nur eine Stimme. War dies nun der Fall, so sind wir genöthigt, 
für den andern Theil der Unterschrift von 1576 und für die ent- 
sprechende von 1582 — hinsichtlich Weimars — , bei der absoluten 
Gleichheit der Form, auch nur eine Stimme anzunehmen. 



auf die Reichstage bezüglichen Passus Röderer — cap. I, p. 40, Nota 19 — 
mittheilt, ist vom 4. December 1596 datirt — Röderer c. I, p. 35, Nota 16 — , 
wie auch die von ihm in Nota 19 auf p. 42, Anm. f, mitgetheilte Sachs.- Meinin- 
gensche Schrift sich auf die Theilung von 1596 bezieht. Auch heisst es bei 
Röderer, der p. 46, Nota 21, denselben Passus aus Müllers Staatscabinet anführt, 
an der betreffenden Stelle: 1596.) den 4. December geschehen, zwey besondere 
Vollmachten bey der Chur-Maintzischen Kantzeley übergeben und auch zwey 
besondere Vota abgeleget ; so hat bemeldeter Gesandter, wie von denen Kayserl. 
Assistenz- Räthen ihme vorgestellet worden, es beschwerete sich der Fürstenrath, 
komme auch der Kayserl. Commission befremdlich vor , dass er, wider die Ob- 
servantz, zwey verschiedene- Vota gebrauchete, dagegen remonstriret , es wäre 
Hertzog Johann Ernst ein regierender Fürst in Dero Erblanden und in dem 
Chur- und Fürstl. Hause Sachsen, wie auch bey andern Häusern, Herkommens, 
dass, so offt Erb -Sonderungen und Theilungen vorgegangen, die Vota secundum 
capita numerirt und ponderirt worden wären, wie denn dahero Oesterreich ohn- 
längst in seinem voto proponirt, dass, weilen drey regierende Hertzoge zu 
Oesterreich wären, sein Votum pro triplici Voto annotiret werden möchte, 
welchem nach sein gnädigster Herr ja gleichmässiges Recht haben würde. Er 
auch überdiss bey drey unterschidenen Reichs -Tagen Anno 1594, 98 und 1603 
actus possessorios vor sich hätte, auch in besagtem 1594. Jahre, in Gegenwart 
Kayserl. Majest. die Session in Person eingenommen habe und durch seinen 
Kantzier votiren lassen, auch anjetzo von Ihrer Kayserl. Majestät zwey unter- 
schiedene Ausschreibung, als eines an Hertzog Johann Kasimiren, das andere 
an Hertzog Johann Ernsten, ergangen. Hierauf haben sowohl die Kayserliche 
Assistenz-Räthe, als die Kayserl. Commission, wie auch der Fürsten -Rath sich 
beruhiget"". 

Also das einzelne Fürstenhaus erstrebt eine Erweiterung seiner Präro- 
gative, eine neue Stimme auf dem Reichstage, die Reichsgewalt beruft sich da- 
gegen auf die Observanz, d. h. nicht auf eine Observanz von einem bestimmten 
fixirten Zeitpunkte, sondern auf das Herkommen als solches; die Territorial- 
gewalt beruft sich wieder auf Präcedenzfälle, in denen es ihr schon gelungen 
war, das erstrebte Recht auszuüben. Und wir sehen auch, wie eine solche 
Usurpation zum ersten Male gelang: der Gesandte beruft sich noch besonders 
darauf, dass 1594 sein Fürst die Stimme in Person ausgeübt habe; man ver- 
gleiche hierzu, was vorhin über das erste Erscheinen zweier Sächsischer Stirn« 
men i. J. 1566 gesagt ist (p. 82, 83). Auch findet sich bei Pfalz-Zweibrücken 
— Häberlin N. T. R.-G. XII, p. 619 — eine eigenthümliche Illustration für dieses 
Streben des einzelnen Fürsteuhauses, seineu Einfluss auf dem Wege der Stirn- 
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Bei Röderer^) findeu wir dann auch die dieses bestätigenden 
Daten der Hausgeschichte. Nach dem Tode seines Vormundes, 
des Kurfürsten August, am 11. Februar 1568, übernahm Friedrich 
Wilhelm allein die Regierung; am 3. Januar 1587 wurde ein Vertrag 
zwischen ihm und seinem Bruder abgeschlossen, nach welchem er 
als der ältere die Regierung so lange allein führen sollte, bis Johann 
20 Jahre alt^) sei; endlich, nachdem dieses Faktum eingetreten war, 
wurde am 21. Juni 1590^) ein neuer Vertrag geschlossen, nach 
welchem der ältere Bruder auch auf fernere sechs Jahre die Re- 
gierung allein in gemeinschafllichem Namen führen sollte. Aller- 
dings haben wir keine Nachrichten, ob dieser Vertrag von 1590 
im Jahre 1596 erneuert sei, doch müssen die Brüder noch ferner 
in gemeinschafitlicher Regierung geblieben sein und 1598 daher 
auch nur, wie 1594, eine Stimme geführt haben, da Friedrich 
Wilhelm während der Unterhandlungen über eine Theilung am 
7. Juli 1602 starb, und da die herzoglichen Räthe in einem Gutachten, 
das bei der Fortsetzung der Theilungsverhandlungen von ihnen ge- 
fordert wurde, sich dahin äusserten, man solle die Reichstage durch 
einen Gesandten alternatim, oder durch zwei, aber nur mit einer 
Instruktion und Vollmacht versehene beschicken, da man, wenngleich 
die Lande getheilt würden, deswegen doch nicht mehr Vota bekomme, 
als man zuvor gehabt habe. Es handelte sich hier um eine Theilung 
der Weimarischen Lande in zwei Theile; die Räthe bezweifelten 
also, dass man für dieselben zwei Vota bekommen werde, ein 
deutlicher Beweis, dass bisher nur eine Stimme von den Weimarer 
Brüdern auf den Reichstagen geführt worden war*). 

Auch die Unterschrift des Reichsabschiedes zu Regensburg 
vom 27. Juli 1603: „Johann Hzg. v. S. etc. vorsieh und dann neben 
Christian dem Anderen, Hertzogen und Churftirsten zu S. etc. in 
Vormundschaft Namen, weyland Friedrich Wilhelmen, Hertzogen 
zu S. etc. seligen nachgelassenen Söhnen, N. N.^' sieht Röderer nur 



menvermehrung^ zu vergrössem, und für die Opposition des Reiches dagegen 
(s. unten § 3, XVIII Pfalz-Zweibrücken p. 108, Anm. 3). — Im Übrigen wird 
durch das Angeführte bestätigt, dass die rechtliche Grandlage für neue Stim- 
men durch Erbtheilungen gewonnen wird /und dass ein von mehreren regie- 
renden flerm gemeinsam abgeordneter Gesandter nur eine Stimme für ge- 
wöhnlich führte, sofern nicht, wie hier, besondere Umstände, besondere In- 
struktionen jedes der betheiligten Fürsten vorlagen. 

') cap. I, p. 38 n. 17. 

*) Müller, Ann. Saxon. ad an. 1586 und 1Ö87. 

') Müller, Ann. Saxon. ad an. 1590. 

*) Röderer c. I, p. 43, n. 20. 
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als den Ausdruck einer Stimme ^) an, da der Theilungsvertrag erst 
am 13. November 1603 zu Stande kam, in welchem dann ausdrücklich 
bestimmt wurde, dass ^^beyde Theile die Reichs -Kreyss- und Pro- 
bations-Täge zugleich beschicken und alle Wege inssamt Instruktion 
geben sollen*)". Dem scheint die Nachricht bei Müller — Ann. 
Saxon.adan. 1603 — entgegenzustehen, dass in diesem Jahre das Haus 
Sachsen auf dem Reichstage zu Regensburg „ratione des Fürsten- 
thums Altenburg Sessionem et votum zuerst" erlangt habe. Ist nun 
die Scheidung der Unterschrift in zwei Theile allerdings geeignet, 
sie als den Ausdruck zweier Stimmen erscheinen zu lassen, so ist 
doch zu erinnern, dass die Vertretung aller durch einen gemein- 
schaftlichen Gesandten geschieht, der nach dem gewöhnlichen Ge- 
brauch nur 1 votum abgegeben hätte; hauptsächlich fällt aber ins 
Gewicht, dass die Nachricht Müllers in sofern sehr unkorrekt ist, 
als im Juli 1603 von einem Fürstenthum Altenburg noch gar nicht 
die Rede sein konnte, solches erst am 13. November 1603 entstand 
und dann allerdings den Söhnen Friedrich Wilhelms zufiel. Nach 
Lage des urkundlichen Materials werden wir uns dem ürtheil 
Röderers anschliessen müssen, da bei der Ausschreibung zum Reichs- 
tage für eine Altenburgische Linie gar kein besonderes Ausschreiben 
von der kaiserlichen Kanzlei ergangen sein kann, und nur die 
Existenz einer solchen besonderen, regierenden Linie zu einem be- 
sonderen Votum derselben berechtigt hätte. 

Für die Gestaltung der Stimmverhältnisse in der Zukunft konnte 
aber jene Meinung der Sächsischen Räthe von keinem Belang sein, 
ebenso wenig, wie die Bestimmung des Theilungsvertrages vom 
13. November 1603 es war. Denn jener Meinung steht ja einmal 
das Faktum gegenüber, dass die Coburgische Linie inzwischen durch 
Theilung wirklich zwei Stimmen erlangt hatte, und dann, dass die 
Coburgischen Gesandten auf dem Reichstage von 1608 das Her- 
kommen ausdrücklich so auffassten ^), dass Erbtheilungen auch eine 
Vermehrung der Reichstagsstimmen herbeiführten. Und dass auch 
der Vertrag von 1603 keinen dauernden Einfluss auf die Anzahl 
der Sächsischen Vota ausübte, beweist die Thatsache, dass wir 
1613 bereits wirklich getrennte Weimarische und Altenburgische 
Unterschriften vorfinden werden. 



>) cap. 11, § 3, p. 76. 

*) ßöderer c. I, p. 43 n. 20 mit der besonderen Amn. ftt ^^^ P- 45. 

^) 8. p. 85, Anm. 3. 



Wir müssen zu den Stimmen der anderen Sächsischen Herzogs- 
linie, der, wie wir sahen, 1576 und 1582 auch nur eine Stimme 
zukam, zurückkehren. 

Johann Casimir und Johann Ernst, die Söhne jenes geächteten 
Johann Friedrich, unterschrieben den Reichsabschied von lö94 in 
zwei besonderen, personlichen Unterschriften und übten wirklich 
hier zwei Stimmen^) aus, wie auch lö98 und 1603. Bis zum 
13. Februar 1590 blieben die beiden Brüder in gemeinschaftlicher 
Regierung; kraft eines unter diesem Datum abgeschlossenen Ver- 
trages übernahm aber der ältere, Joh. Casimir, dieselbe auf fünf 
Jahre allein in gemeinschaftlichem Namen, während dem jüngeren 
einige Amter überwiesen wurden. Am 24. August 1596 übernahm 
nach einem neuen Vertrage der ältere die alleinige Regierung in 
gemeinschaftlichem Namen für weitere sechs Jahre, ging indessen 
schon unter dem 4. December desselben Jahres mit seinem Bruder 
jenen oben genannten Erbtheilungsvertrag ein, wonach Joh. Casimir 
die eine Hälfte mit Coburg, Joh. Ernst die andere mit Eisenach 
erhielt*). Auf p. 40, nota 19, theilt Röderer die uns angehende 
Stelle des Vertrages mit, dass nämlich .... ^wir (d. h. Joh. Casimir) 
wegen der noch übrigen Lande die Reichs- und andern Bürden, als 
da seyend, ... Zehrungen auf Reichs- Creiss- Deputations- Visitations- 
Frobations- und anderen Tagen, auf Uns, imd Unsere Erben allein 
genommen, dagegen Wir, als der älteste auch die Session im Reich 
halten^ und haben müssen, doch Sr. Liebden dero Session sonsten 
unbenommen etc." Röderer deutet an der angeführten Stelle diese 
Worte so, als habe Joh. Casimir beansprucht, die Stimme seines 
Bruders, die diesem als nunmehr regierenden Herrn zukommen 
werde, durch seine Gesandten nach seiner Instruktion auszuüben, 
allerdings nicht in seinem, sondern seines Bruders Namen; erfindet 
eine Bestätigung hierfür in einer Sachsen- Meiningenschen Schrift 
über das Coburgische Reichstagsvotum , deren hierauf bezüglichen 
Fassus er mittheilt*). Allerdings finden wir die Stimmen der beiden 
Brüder 1598, 1603 und 1613 stets durch denselben Gesandten aus- 
geübt und zwar nur 1603 in einer Gesammtunterschrift ausgedrückt, 
während 1598 und 1613 dieselben für beide getrennt sind. Hiermit 
bringt Röderer auch jenen Bericht Müllers über den Reichstag von 
1608^) in Beziehung, indem er meint, es sei von der kaiserlichen 



') 8. p. 85, Anm. 3. 

*) Röderer c. I, p. 35 n. 16; — Müller Ann. Saxon. ad ann. 1590 und 1596, 

•) p. 42, Anm. f. 

«) p. 85, Anm. 3. 
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Commission nicht ein Votum Johann Ernste an sich bestritten 
worden, sondern nur dieses, dass der eine Coburgische Gesandte zwei 
Stimmen habe ausüben wollen ^). Dass diese Auffassung aber nicht 
völlig zutreffen könne, ergiebt sich aus der detaillirten Antwort des 
Gesandten, in welcher er sich offenbar a priore als Bevollmächtigter 
Johann Casimirs und als solcher für berechtigt betrachtet, für diesen 
eine Stimme auszuüben, nach der andern Seite daher nur zu be- 
weisen sucht, dass Johann Ernst, für den er ja auch eine Vollmacht 
abgegeben hatte, berechtigt sei, ein Votum zu führen; und da die 
Commission sich dabei beruhigt, so muss doch wohl dieses Votum 
Johann Casimirs als solches, nicht die Art, wie es ausgeübt wurde, 
das Streitobjekt gewesen sein. Man sieht auch in der zuletzt an- 
geführten Stelle Bx>derers, wie er zu seiner Auffassung gekommen 
sei, wenn er sagt: „Vermuthlich hatte der Gesandte wegen Eisenach 
nicht eine von Ernst, sondern von Joh. Casimir mit Beziehung auf 
das Faktum vom 4. December 1596 ausgestellte und unterschriebene 
Vollmacht bei dem Direktorio übergeben, womit die von Müller in 
den sächs. Annalibus ad an. 1608 ertheilte Nachricht überein- 
zustimmen scheint: dass auf dem Reichstag zu Begensburg durch 
die von Hzg. Johann Casimir zu S.-Coburg abgefertigte Gesandt- 
schaft über das Coburgische Votum auch zugleich wegen S.-Eisenach 
votirt worden". — Die Müller'schen Annalen besagen aber nicht, 
auf Grund welcher Instruktion dies geschehen sei, und Müller in 
der Portsetzung des Staatscabinets (p. 85, Anm. 3) sagt ja aus- 
drücklich, der Coburgische Gesandte hätte zwei Vollmachten wegen 
Joh. Casimirs und Johann Ernst eingereicht. Im Sinne Böderers 
hätte bereits 1598 dem Coburgischen Gesandten die Führung zweier 
Vota bestritten werden müssen; um so auffälliger ist es, dass es erst 
1608 geschah. Dieses letztere könnte aber hinreichend die politische 
Lage erklären, wenn man in Betracht zieht, dass der katholische 
Erzherzog Ferdinand der Vertreter des Kaisers auf dem Beichstage 
von 1608, und die Spannung der beiden Parteien bereits eine so 
grosse war, dass man unverrichteter Sache auseinander ging. Wir 
müssen den Vertrag vom 4. December 1596 als ein Privatabkommen 
der beiden Brüder ansehen, welches das Beich als solches nicht 
tangiren konnte; diesem gegenüber konnte die zweite Stimme immer 
nur als die Joh. Ernsts geführt werden, wie ja die Unterschriften 
von 1598 — 1613 immer thatsächlich in seinem Namen gegeben sind. 
Der Zusatz des Vertrages: „doch Sr. Liebden dero Session sonsten 
unbenommen ^^ würde sich mit Hinblick auf die Thatsache, dass 



') ßöderer c. I, p. 50, Nota 23. 
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1594 Joh. Ernst auch persönlich auf dem Keichstage gewesen war 
und unterschrieben hatte, dahin erklären, dass für den Fall persön- 
licher Anwesenheit desselben die Session, wie es ja nur heisst, ihm 
nicht beanstandet werden sollte, während sonst eine Vertretung 
der beiden Brüder und ihrer Stimmen von Joh. Casimir allein besorgt 
wurde. Das Votum des Joh. Ernst aber wäre auch im ersteren 
Falle nach der Instruktion Casimirs erfolgt. Man sieht, wie 
dieser Vertrag ein blosses Privatabkomtiien der beiden Brüder 
war, während dem Speiche gegenüber doch immer Joh. Ernst der 
Träger der zweiten Stimme blieb. 

Das Resultat, in sofern es für uns von Wichtigkeit ist, bleibt 
dieses, dass 1582 nur zwei Sächsische Stimmen vorlagen, 1594 bereits 
drei, 1598 und 1603 dieselbe Anzahl, 1613 aber vier, dass also die 
fortgesetzten Erbtheilungen auch zu einer entsprechenden Vermeh- 
rung der Beichstagsstimmen führten^). 

1613 finden sich nämlich die 4 Unterschriften ganz getrennt: 
1) Kurfürst Johann Georg als Vormund der Söhne Friedrich Wil- 
helms (Altenburg), 2) derselbe als Vormund der Söhne Johanns*) 
(Weimar), 3) die Unterschrift für Joh. Casimir (Coburg), und 
4) die des Joh. Ernst (Eisenach). Dem entsprechend heisst es 1641 : 



') Unsere ganze Entwickelang der Sächsischen Stimmen findet aber noch 
einen urkundlichen Belag bei Meiern „acta pacis Executionis" Buch VI, § XVI, 
Tom. I, p. 850, 851, wo unter Nr. I eine „Reservation und Protestation die 
Fürstl. Sachs. Vota "Weimar und Gotha im Reichs- Fürsten -Rath betreffend" 
vom Decbr. 1649 vorliegt. Darin wird die Geschichte der Erbtheilungen und 
der Entstehung der Stimmen des Sächsich - Ernestinischen Herzogshauses seit 
der Restitution i. J. 1552 bis zum Jahre 1644 hin verfolgt, wobei ausdrücklich 
jede neu entstehende Stimme als Folge einer vorhergegangenen Erbtheilung 
und Einrichtung einer besonderen Regierung dargestellt wird; die Protestiren- 
den glaubten aus diesem Grunde, dass ihnen ihre durch Herkommen sauktionir- 
ten Vota nicht beanstandet werden dürften; hinsichtlich der Weiterführung 
des Eisenachischen Votums berufen sie sich einfach auf das Präcedenz, 
dass Altenburg das Coburgische i. J. 1641 „ohnwidersprüchlich geführet" 
habe. — Die Unterschriften des Abschiedes von 1654 zeigen, dass der Fürsten- 
rath dieser Anschauung offenbar beitrat, wodurch in Gestalt eines concreten 
Falles zum ersten Male der Grundsatz von der "Weiterführung der Stimmen 
ausgestorbener Fürstenhäuser von Reichswegen anerkannt wäre. Wo bleibt 
aber dem gegenüber eine Observanz von 1582 V! 

') Johann von Weimar starb d. 31. Octbr. 1605 mit Hinterlassung von acht 
Söhnen; Johann Ernst f 1626; Friedrich f 1622; Wilhelm f 1662; Albrecht 
t 1644; Johann Friedrich f 1628; Ernst f 1675; Friedrich Wilhelm f 1619; 
Bernhard f 1639. Über die Vormundschaft des Kurfürsten Christian des 11. 
und später seines Sohnes, des Kurfürsten Joh. Georg I., seit 1611, cfr. Röderer 
G I, p. 49, n. 22 und p. 43, n. 20. 
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1) und 2) „V. w. Friedrich Wilhelmen^), Hzg. zu S. etc., ratione 
beider Fürstenthümer Altenburg und Coburg", und 3)u. 4): „v. w. 
Wilhelm Albrechten ^) und Ernsten, Gebrüdern, Hzgg. zu S., ra- 
tione beider Fürstenthümer Weymar und Eisenach". 

1654 aber lauten die Unterschriften: 1) u. 2) „Friedrich Wil- 
helm etc. . . wegen beider Fürstenthümer Altenburg und Coburg", 

3) „V.W.Wilhelmen, Hzg. zu S., wegen des Fürstenthums Weimar", 

4) „V. w. Ernsten, Hzg. zu S. etc., wegen des Fürsenthums Gotha", 
und 5) „V. w. Wilhelmen und Ernsten, Gebrüdem, Hzgg. zu S. etc., 
wegen des Fürstenthums Eisenach". 

Liegen die Thatsachen hier auch klar vor, so darf doch nicht 
unterlassen werden, die Wandlungen, die während dieser letzten 
Jahrzehnte unserer Periode im Sächsischen Hause vor sich gingen, 
zu verfolgen. Die Verträge, die bei diesen Gelegenheiten abge- 
schlossen wurden, liefern ein dankbares Material für die Erkenntnis 
des Rechtsbewusstseins jener Zeit, so weit es unsere Frage betrifft, 
und können viel dazu beitragen, den Gang aufzuklären, den die 
Principien, auf welchen die Verfassung des Fürstenrathes be- 
ruhte, nahmen, bis sie zu dem definitiven Standpunkt von 1654 
anlangten. 

Wir registriren zunächst die betreffenden Verträge und citiren 
die Stellen, die für uns von Interesse sind. 

Herzog Joh. Casimir von Coburg starb am 16. Juli 1633 ohne 
männliche Nachkommen, ebenso sein Bruder Joh. Ernst von Eisenach 
am 23. Octbr. 1638^), so dass die Altenburg -Weimarische Linie in 
den Besitz dieser Fürstenthümer gelangen musste. Bereits am 
2. März 1634*) hatten Altenburg, vertreten in den Brüdern Joh. 
Philipp und Friedrich Wilhelm, und Weimar, vertreten durch Wil- 
helm, Albrecht, Ernst und Bernhard, einen Präventiv -Vertrag zu 
Eisenberg geschlossen: man wolle die demnächst zu erwartende 
Erbschaft so theilen, dass Weimar */e , Altenburg % erhielte. Unter 
dem 13. Februar 1640 gelangte dieses in der Weise zur Ausfuhrung, 
dass von Coburg eine sogenannte Gothaische Portion abgetheilt und 
im Voraus für Weimar als eine Hälfte der */e ausgesetzt wurde; 



») in Altenburg 1639 — 69, ein Sohn Friedrich Wilhelms I., der bis 1602 
gelebt hatte und bis 1598 in den Reichstagsabschieden vorgekommen ist — cfr. 
p. 87, 88 — ; er hatte vier Söhne hinterlassen: Joh. Philipp, Friedrich, Joh. 
Wilhelm und Friedrich Wilhelm — Röderer p. 43 n. 20. 1638 war Coburg 
an die Altenburger Linie gekommen. 

*) Zwischen Wilhelm und Albrecht muss ein Komma stehen, wie auch 
die Unterschrift von 1654 zeigt, wo Albrecht — f 1646 — fehlt. 

^) Röderer c. I, p. 52 n. 24. 

*) Lünig R.-A. P. spec. cont. 11 v. Sachsen, p. 426. 
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Coburg und Eisenach blieben die anderen Theile zu je % , von 
denen Weimar durch's Loos letzteres, Altenburg aber, wo nur noch 
Friedrich Wilhelm regierte, Coburg erhielt^). 

Kurz darauf schritten die 3 noch lebenden Weimarer Brüder, 
Wilhelm, Albrecht und Ernst, dazu, ihren Besitz: Weimar, Gotha 
und Eisenach, unter einander zu theilen, und errichteten unter dem 
9. April 1640 zu diesem Zwecke eine Punktation ^), in welcher es 
im § 5 heisst; „So viel aber obberührte Stücke, so in Gemein- 
schafft bleiben sollen, antrifft, sollen erstlich alle Reichs* und Ereiss- 
auch Reichs -Lohns -Sachen gemein bleiben, und dieselben in ge^ 
samtem Namen aller dreyen Herrn Gebrüder so lange fortgefiihret 
werden, als man wegen dieses Fürstenthums und der angefallenen 
Lande, so ohnlängst Ihren Fürstl. Gnaden durch die mit der Fürst- 
lich -Altenburgischen Herrschaft getroffene Erb-Theilung zukommen^ 
auf Reichs- Creiss- auch Deputations- und anderen dergleichen Tagen 
zwey Vota haben kann, und von der Römisch -Kay serlichen 
Majestät die gesammte Lohns -Reichung nicht difEcultiret werden 
möchte. Wäre aber dasselbe nicht zu erhalten, und es müssten 
die Lehn absonderlichen gesucht und empfangen, auch daher die 
Reichs- Creiss- und andere Tage von jedwedem Fürstlichen Theile 
vor sich beschicket werden; So soll zwar die Gemeinschafft vor 
sich aufhören, es wollen aber Ihre Fürstl. Fürstl. Fürstl. Gnaden 
Gnaden Gnaden nichts desto minder Sich einander in conciliis con- 
formiren, und einmüthige Vota fuhren, auch also darauf die Ihrige 
jedesmal instruiren''. 

Diese Punktation gelangte zur Ausführung in einem Vertrage 
vom 12. Septbr. 1641 *), nach welchem definitiv Wilhelm : Weimar, 
Albrecht: Eisenach und Ernst: Gotha erhielt, in welchem es aber 
hinsichtlich der Reichstagsstimmen heisst: „Obwohl auch zum 
fünften Wir Uns wegen Unseres anererbten väterlichen Fürsten- 
thums Weimar und den angefallenen Landen im Coburg-Eisenachi- 
schen Fürstenthum, so Uns durch die mit dem hochgebohrenen 
Fürsten, Unsern freundlich lieben Vetter, Herrn Friedrich Wil- 
helmen, Hertzogen zu Sachsen, Jülich, Cleve und Berg etc. am 
13. Febr. abgewichenen 1640. Jahrs zu Altenburg getroffenen Erb- 
theilung zukommen, erb- und ohnwiederruflich getheilet und hin- 



>) Müller Ann. Saxon. ad an. 1640; — Röderer c. I, p. 52 n. 24 und cap. 
n, §. 5, p. 88, 89, 90, wo er angiebt, dass er den Vertrag abschriftlich besitze, 
in dem nichts von den Reichstags-Stimraen erwähnt werde. 

«) Röderer cap, 11, p. 94. 

3) Lünig R.-A. P. spec. cont. II von Sachsen, p. 438. 



94 

fühfo ein jeder unter Uns seine eigene Regierung fuhren und auf 
Reichs- Creiss- Deputation und andere dergleichen Tagen dem 
Herkommen gemäss seine Session und absonderliches 
Votum haben wird,.... So soll doch der älteste Unseres Hauses 
die Instructiones in Reichs -Lehns- Sachen und zu Reichs- Creiss- 
und anderen publicis conventibus abfassen, dieselbe den andern 
Herrn Brüdern oder Vettern zeitig communiciren, damit sie sich 
darinnen ersehen , und so viel immer möglich nichts minder , als 
wenn Unsere Fürstenthum noch in Gemeinschaft verblieben wären, 
jedesmal einmüthige vota und consilia durch die Ihrige führen 
hissen könnend 

Albrecht von Eisenach starb indessen schon am 20. Decbr. 1644 
kinderlos, so dass seine Brüder in Gotha und Weimar ihn beerbten. 
Diese schlössen unter dem 30. März 1645 ^) einen Theilungs- Vertrag 
ab, nach welchem Weimar die sogenannte Eisenachische, Ernst von 
Gotha eine davon abgetrennte Heldburgische Portion erhielt. Es 
blieb jedoch einiges in gemeinschaftlichem Besitz, wie auch die 
Fortführung der Stimme des Verstorbenen auf dem Reichstage, 
worüber der betreffende Passus lautet^): „Und sollen vorberührte 
ausgesetzte Stücke, einen Weg als den anderen unter unter Uns, 
Unsere Erben und Nachkommen hinfnro noch weiter gemein bleiben. 
Dahin denn auch nächst diesem — Fürs andere das Votum, so 
vor diesem auf Reichs- Creiss und anderen conventibus, wegen Un- 
seres angefallenen Fürstenthums Eisenach hergebracht und geführt 
worden, zu referiren, welcher Wir der beschehenen Theilung 
ohngeachtet in der Gemeinschaft und in Unseren gesamten Namen 
inskünftige zu führen behalten sollen'^ 

Rüderer interpretirt diese Urkunden folgendermassen. Auf 
p. 89^) schliesst er aus dem Umstände, dass in den Thetlungsver- 
trägen zwischen Weimar und Altenburg der Reichstagsstimmen gar 
nicht gedacht^) werde, man habe noch nicht gewusst, dass die 
Stimmen ausgestorbener Linien von den Erben fortgeführt werden 
könnten. Auf p. 92, Anm. % sagt Rüderer ferner, es könne auch 
nicht sich von selbst verstanden haben, dass Weimar ein Votum 
für Eisenach, namentlich nicht, dass Altenburg ein solches für 
Coburg fortführte, da letzteres Coburg nicht in seiner ehemaligen 
Gestalt, wie es Joh. Casimir besessen hatte, erhielt, sondern Gotha 



') Höderer c. I, p. 55, n. 26, wo er die Quelle lür den Vertrag angiebt. 
*) bei Eöderer cap. II, § 5, p. 82. 
3) im cap. II, § 5. 
*) s. p. 93, Anm. 1. 
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davon für Weimar abgetrennt worden war, dass also, wenn man 
daran hätte denken können, die Stimmen der ererbten Lande fort- 
zuführen, die Erben sich über die Vertheilung derselben hätten 
einigen müssen, da nach dem erhaltenen Antheile Weimar auch an 
dem eventuellen Coburgischen Votum hätte participiren müssen^). 
Ferner folge aber auch aus dem Theilungsvertrage der 3 Weimarer 
Brüder vom 12. Septbr. 1641, dass, wenn dem Herkommen gemäss 
nach der Theilung jeder sein besonderes Votum ausüben sollte, sie 
vor der Theilung nur ein einziges hätten haben können, nicht aber 
zwei — cfr. Theilungs- Punktation vom 9. April 1640 — , dass sie 
vor der Theilung auch nicht das Votum eines ererbten Landes 
hätten fortführen können, da dann ja die Zweizahl der Stimmen festge- 
standen hätte, und dieses nicht mit der späteren Dreizahl verträg- 
lich gewesen wäre. 

Da nun Röderer aber die Thatsache anerkennen muss, dass in 
dem Abschiede vom 10. Octbr. 1641 sich die Unterschriften ratione 
Altenburgs und ratione Coburgs vorfinden, so sieht er den Grund 
hierfür in jener Punktation zwischen den Weimarer Brüdern vom 
9. April 1640. Er zieht dazu, p. 98, die Stelle des Autors bei 
Goldast von 1582 heran und sagt p. 99: die 3 Brüder wussten, 
dass sie nach der Theilung 3 besondere oder eine gemeinschaftliche 
Stimme führen könnten, und entschlossen sich diesmal zu letzterem, 
doch nur in so fern, als sie 2 Vota würden führen dürfen; somit 
erhelle, dass die Brüder gar nicht der Meinung gewesen seien, als 
ständen ihnen, so lange sie in Gemeinschaft blieben, 2 Stimmen zu, 
und dass sie gar nicht dafür gehalten hätten, dass ihnen ein Votum 
für das ererbte Eisenach zustehe, wie aus den Worten: so lange 
man „zwei Vota haben kann" hervorgehe. 

Abgesehen davon, dass man die Worte Böderers: die Brüder 
hätten sich diesmal zu einer gemeinschaftlichen Stimme ent- 
schlossen, so lange sie deren zwei führen könnten, nicht recht in 
Einklang bringen kann, meinen w;ir, dass er hier auch einen inneren 
Widerspruch vorgebracht habe. Denn wenn die Brüder wirklich 
nicht der Meinung gewesen wären, dass ihnen ein zweites Votum 
für Eisenach zustehe, die Fortführung desselben gar nicht für 
Kecht hielten, wie konnten sie es dann trotzdem versuchen und 



*) Hiemach würde Röderer das Fortführen der Stimme eines erloschenen 
Fürstenhauses auch davon abhängig machen, dass das ganze Erbe an einen 
Rechtsnachfolger übergehe, wenn die Stimme von diesem einen weitergeführt 
werden sollte; d. h. der Begriff des Fürstenthums würde auch von der intakten 
Grösse des Landes abhängen. Hierüber und über die Verhältnisse bei diesem 
speciellen Falle s. p. 96, Anm. 1 gegen Ende derselben. 
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ausdrücklich in einem Vertrage stipuliren? Röderer hätte hiermit 
höchstens einen Rechtsbruch seitens der Weimarer constatirt, dem 
doch gewiss der Fürstenrath entgegengetreten wäre^). Ihr blosses 
Belieben konnten die Brüder doch nicht für ihr Verlangen zweier 
Stimmen vorbringen, die einzige Rechtsbasis gewährte ihnen aber 
das ererbte Fürstenthum Eisenach. 

Wir müssen vielmehr verschiedene Gesichtspunkte, die in diesen 
Urkunden hervortreten, auseinanderhalten. 

Allerdings ist durch den Vertrag vom 12. Septbr. 1641 und 
durch die Thatsache, dass dann Gotha bei den Westfälischen 
Friedensverhandlungen wie auf dem Reichstage von 1653/54 eine 
eigene Stimme, neben der Weimarer und der für Eisenach, führt, 
constatirt, dass das alte Princip noch lebendig war, nach welcher 
jeder selbständig regierende Fürst auch eine eigene Stimme führen 
konnte, durch Erbtheilungen also auch die Stimmen eines Hauses 
sich vermehrten. 

Anderseits ist die Urkunde vom 9. April 1640 ein deutlicher 
Beweis für unsere Annahme, dass die ganze Wandelung in der 
Verfassung des Fürstenrathes keine plötzliche, mit einem bestimmten 
Jahre eintretende gewesen sein kann, sondern dass das neue Princip, 
welches in seiner Consequenz die Anzahl der Fürstenstimmen un- 



*) So richtig sonst die Folgerungen Röderers sind, so lässt er sich hier 
doch verleiten, eine scharfe Formulirang, ein bestimmtes Datum für das Ein- 
treten eines neuen Princips zu finden, das sich schon seit einer langen Zeit 
vorbereitete. Im c. II, § 5, p. 80 ff. sucht er nämlich nachzuweisen, dass man 
vor 1644 im Hause Sachsen nicht daran gedacht habe, die Stimme einer aus- 
gestorbenen Fürstenlinie fortzuführen. Er führt als erstes Beispiel den Ver- 
trag vom 30. März 1645, dann eine Reihe von Fällen aus der folgenden Zeit 
bis in den Anfang des 18. Jahrhunderts an, und gelangt auf p. 88 zu dem 
Schluss: „es lasse sich mit Zuversicht hieraus schliessen, dass man um und 
seit gedachter Zeit und Jahr 1644 in dem Fürstl. Haus Sachsen dafür gehalten, 
dass die Vota der ausgestorbenen Linien auf den Ländern hafteten und von 
den Successoribus fortgeführt werden könnten; dieser Grundsatz auch seit 
dieser Zeit auf den Reichs -Tagen aufgekommen und angenommen worden sein 
muss". Indessen sprechen doch die Thatsachen, und zwar nicht bloss im Hause 
Sachsen (Vertrag vom 9. April 1640 und die thatsächliche Stimmabgabe 
von 1641, Stimme für Henneberg), sondern auch in andern Häusern (Pfalz-Lau- 
tern und -Simmem, Baden 1613, Brandenburg ebenfalls 1641) dafür, dass man 
schon früher an ein solches Forterben der Reichstagsstimmeu gedacht hat, 
wenn auch in den früheren Fällen jedesmal durch besondere Verhältnisse ver- 
anlasst. Es wäre auch unglaublich, dass dieses neue Princip, das innerhalb 
eines älteren Gewohnheitsrechtes sich ebenfalls wieder nur als solches heraus- 
arbeitet, so plötzlich und dann gleich ganz bewusst zum Ausdruck gelangen 
sollte. Es hatte vielmehr vor 1644 in keinem Falle das Bedürfnis vorgelegen, 
eine Einigung über Stimmverhältnisse zwischen Paktirenden besonders zu 



abänderlich feBtstellte, schon lange in einzelnen Erscheinungen sick 
bemerkbar machte und auf diesem Wege sich zu einer Rechtsnorm 
gestaltete. Dass die Weimarer Brüder 2 Vota für Weimar und 
Eisenach fuhren woUen, wenn sie können, zeigt vielmehr, ent- 
gegen der Meinung Röderers, dass sie doch ein Kecht auf dieselben, 
auch auf das letztere, ererbt zu haben glaubten, dieses Rechts- 
anspruches aber noch nicht ganz sicher waren. Sie standen auch 
mit diesem Glauben auf dem historischen Boden einer Reihe von 
Präcedenzfallen. Hatte doch schon 1557 der Kurfürst von der 
Pfalz eine besondere Stimme im Reichsfürstenrath für Neuburg 
geführt, führte die Pfälzische Kurlinie doch noch immer eine solche 
für das ererbte Lautern, ja sogar noch eine besondere für Simmern, 
fährte doch Sachsen selbst die Stimme Hennebergs als ein beson- 
deres Votum weiter, und standen die Weimarer Brüder in diesem 
Jahre 1640 gar nicht einmal allein mit ihrem Anspruch auf die 
Stimme eines ererbten Pürstenthums; Altenburg machte ja offenbar 
denselben Rechtsanspruch hinsichtlich Coburgs geltend! Und dass 
beide Häuser mit diesen ihren Ansprüchen durchdrangen, dass der 
Fürstenrath ihnen thatsächlich die Ausübung der Vota für Eisenach 
und Coburg gestattete, beweist, dass auch in weiteren Kreisen be- 
reits das Rechtsbewusstsein sich Bahn gebrochen hatte, dass die 
Stimme eines ererbten Ftirstenthums von den Erben fortgeführt 
werden könnte. 

Also zwei Principien sind hier, ganz gegen Ende unserer 
Periode, noch neben einander in Bewegung: das althergebrachte, 

treffen; und wenn Böderer für seine Annahme als Beweis ferner den Umstand 
anführen will (p. 88 ff.)? ^^^ ^^ ^^^ Verträgen vom 2. März 1634 und 13. Febr. 
1640 zwischen Altenburg und Weimar keine Bestimmung über die Reichstags- 
stimmen der ererbten Fürstenthümer Eisenach und Coburg vorkommt, so ist 
das doch kein Beweis dafür, dass man nicht daran gedacht habe, dieselben 
fortzuführen; vielmehr werden wir in diesem Stillschweigen mit Hinblick auf 
die Thatsache, dass sie 1641 doch ausgeübt und in den Subscriptionen aus- 
gedrückt wurden, einen Beweis dafür sehen, dass man es offenbar in diesem 
Falle bei der Einfachheit der Sachlage — zwei paktirende Theile und zwei 
Reichstagsstimmen, um deren Weiterfuhrung es sich handeln konnte, — nicht 
für nöthig hielt, sich über die Vertheilung dieser Vota zu einigen; Eisenach 
kam ja ganz an Weimar, und offenbar hielt man dafür, dass, wenn auch die 
Gothaische Portion von Coburg abgetrennt worden war, mit der Hauptstadt 
und dem Sitz der Regierung doch das Fürstenthum als solches an Altenburg 
gekommen sei, dieses also eventuell die Stimme desselben auszuüben habe, dass 
also der Begriff des Fürstenthums nicht von der intakten Grösse des Landes 
abhänge. Zur Bestätigung dessen kann auch jene Sächsische Protestations- 
schrift vom Decbr. 1649 — s. p. 91, Anm, 1 — angeführt werden, wo bei der 
Erwähnung der Theilung von 1634/1640 ausdrücklich erwähnt wird, dass Coburg 
an die Altenburger Linie gekommen sei. 

Dcmkef Die Virilstimmen i. BeichsiÜntenrath. 7 
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dass jedem Fürsten eine besondere Stimme im Fürstenrathe zusibeh«, 
und das jüngere, dass die Stimme eines Eürstenthums , d^sen 
regierende Linie erloschen ist, sich mit diesem vererbe, letzteres 
allerdings noch nicht mit dem vollen Bewusstsein seiner Bechts- 
gültigkeit ausgesprochen, aber schon ganz nahe der Grenze, an 
welcher es mit voller Klarheit ins Leben treten musste. Dies 
letztere zeigt uns der Theilungsvertrag zwischen Weimar und Gotha 
vom Jahre 1645, wo Ernst und Wilhelm die Lande ihres verstor- 
benen Bruders Albrecht theilen, hinsichtlich seines Votums aber 
einfach bestimmen, dasselbe in Zukunft gemeinsam fortzuführen, 
ohne dabei noch den geringsten Zweifel auszudrücken, ob ihnen 
solches zustehe oder nicht. Der Erfolg lehrt auch hier dass dieses 
ihr Becht bereits anerkannt war. 

Überblicken wir unsere Resultate, so finden wir von 1495 — 1545 
nur eine Stimme für Sachsen im Reichsfürstenrath; auch 1555, 57 
und 59 sehen wir dieselbe gewahrt; 1566 erscheinen zum ersten 
Male 2 Stimmen, 1567 und 70 aber wieder nur eine, 1576 und 1582 
deren zwei, 1594, 98 und 1603 schon drei, 1613 und 41 aber 4 
und 1654 erst 5. 

Mosers Observanz von 1582 kann hier ganz und gar nicht zu- 
treffen; er begeht vielmehr, wo er über die Sächsischen Stimmen 
spricht^), den Fehler, für 1582 deren 4 anzunehmen, während er 
doch selbst an einem anderen Orte jene Stelle aus Müllers Staats- 
cabinet anführt, nach der er, mit allen Consequenzen, noch nicht 
einmal drei annehmen durfte*). Die Gothaische Stimme macht ihm 
selbst Skrupel, er kann sie in seine Regel nicht einfügen; und was 
er sonst dort über Gotha sagt, beweist eben nur, dass 1582 keine 
Stimme für dasselbe geführt wurde; schliesslich muss er eingestehen, 
dass dieselbe erst von 1654 herrühre^). 

Es ist eben der Fehler Mosers, schematisch formuliren zu wollen, 
was doch eine lebendige, historische Entwickelung hatte. Deutlich 
sehen wir bei Sachsen uns eine solche entgegentreten. Der Schmal- 
kaldische Krieg hatte das Emestinische Haus aufs tiefste erschüttert 
und zerrüttet, dasselbe in ganz neue Zustände hineingeworfen, für 
welche es noch keine feste Tradition besass, und gerade der Mangel 
einer solchen musste die Zersplitterung der ursprünglichen Einheit 
in viele kleine, selbständige Fürstenthümer begünstigen. Man möchte 
fast sagen : Theilung war eigentlich das Princip, die Haustradition, 



») Moser 34, p. 291, 292, § 21. 

«) Moser 34, p. 283, § 10; cfr. p. 85, Arnn. 3. 

3) cfr. p. 10. 
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die sich heranbildete ^). Natürlich war es, wenn alle diese Fürsten 
die reichsfürstlichen Prärogative beanspruchten und dieselben auch 
bei dem noch keineswegs verknöcherten Zustande der Verfassung 
erlangten. 1654 erst kann als der Schlusspunkt dieser ganzen Ent- 
wickelung angesehen werden, bei welchem dann in Folge der künst- 
lichen Wiederherstellung der alten, abgelebten Formen und bei dem 
ängstlichen Festhalten an dem so mühsam Stipulirten auch hier ein 
Stillstand eintreten musste. 

XVn. Gehen Wir zu Baiern über, so finden sich zu 1495 
zwar keine Unterschriften, in der Matrikel dagegen zwei Herzöge 
von Baiern genannt: Albrecht IV. in München (1460 — 1508) und 
Georg von Landshut (1479—1503); 1497 zu Lindau finden wir 
des letzteren, 1498 zu Freiburg des ersteren Unterschrift und 1500 
die besonderen Subscriptionen beider. Die Eegenten beider Linien 
waren Beichsfürsten, so dass also ßaiern bis 1500 2 Reichstags- 
stimmen^) führte. 

1503 war mit Georg*) die Landshutische Linie ausgestorben, 
und Baiern in der Hand Albrechts IV. vereinigt, der 1505 und 1507 
eine Stimme*) führt, wie auch sein Sohn Wilhelm III. 1510 und 



») Einen charakteristischen Beleg hierfür liefert das Testament Joh. Wil- 
helms von Weimar (f 2. März 1673) vom 19. Febr. desselben Jahres, in wel- 
chem er zunächst seine beiden Söhne, zugleich aber für den Fall, dass ihm noch 
mehrere geboren würden, diese sämmtlich zu Erben einsetzt, dergestalt, dass 
sie entweder alle gemeinschaftlich regieren, oder, im Falle einer Theilung, 
diese zu ganz gleichen Theilen vornehmen sollen, was im bewussten Gegensatz 
zu dem Gebrauche anderer Fürstenhäuser bestimmt wird, in denen ungleiche 
Theilungen beliebt seien. Also die Möglichkeit einer Apanagirung der jüngeren 
Söhne wurde hier von vornherein ausgeschlossen, es fehlte offenbar an der 
festen Familientradition, wobei nun die mannigfaltigsten, nur nicht politischen 
Motive: „der Billigkeit und Gerechtigkeit, des Wortes Gottes, in dem das be- 
gründet sei", hineinspielen, um die gleiche Theilung als das Wünschenswerthe 
erscheinen zu lassen ; — s. Häberlin N. T. B..-G. IX, p. 97 ff., besonders p. 100. 

') Es zeigen das auch die Unterschriften früherer Zeit: 1471 zu Regens- 
burg — N. S. I, p, 241; die Matrikeln von: Nürnberg 1480 — 1. c. p. 265 ff. — , 
ebendort 1481 — 1. c. 2ß8 — , von Prankfart 1486 — 1. c. 271 — , von Nürn- 
berg 1487 — 1. c. 278 — , von Frankfurt 1489 — 1. c. 284 — ; die Unterschrif- 
ten des Reichsabschiedes von 1489 — 1. c, 289 — ; und die Matrikel von Nürn- 
berg 1491 — 1. c. 290. 

') t !• Decbr. 1503 in Ingolstadt — Andreas Buchner „Gesch. v, Baiem", 
München 1840, Buch VI, p. 500, § 25. — Freyberg „Gesch. der bayerischen 
Landstände" Sulzbach 1829, Bd. II, p. 27 — ; über den durch Georgs Testa- 
ment entstandenen Bairischen Erbfolgekrieg s. Ranke „Reform." I, p. 105—108. 

*) Es ist wichtig, dass Albrecht allein nur eine Stimme ausübt, obgleich 
er nach dem Testament seines Vaters mit seinem Bruder Wolfgang bis zum 
6. Juli 1506 gemeinsam regierte, wie auch die sämmtlichen Verhandlungen mit 

7* 
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1512, dessen erstere Unterschrift in Vormundschaft, und zWär üui* 
für ihn, nicht auch für seine Brüder gegeben ist. 

Unter Mitwirkung des Bairischen Landtages war unter dem 
8. Juli 1506 ein Primogenitur-Gesetz zu Stande gekommen, welches 
in seinem ersten Theile einen Verzicht Wolfgangs auf die Regie- 
rung gegen Überlassung einiger Amter und Zahlung einer jähr- 
lichen Apanage auf Lebenszeit enthielt und femer bestimmte, dass 
für ewige Zeiten die gesammten bairischen Lande ein Herzogthum 
sein und ungetheilt bleiben, auch nicht mehr als einen regierenden 
Fürsten und Landesherrn haben soUten; dass ferner Albrechts 
ältester Sohn Wilhelm und weiterhin stets die ältesten Söhne welt- 
lichen Standes in dessen Linie die alleinigen Erben und B/Cgenten 
des Herzogthums sein sollten, während die übrigen Prinzen mit 
einer Apanage und dem Grafentitel abgefunden werden. Wolfgang 
wurde zum Vormund Wilhelms unter ßeirath von 6 Abgeordneten 
der 3 Stände ernannt^). Nach dem Tode des Herzogs Albrecht, 
am 18. März 1508^), gelangte dieses Primogeniturgesetz zunächst 
zur Ausführung, indem die vorherbestimmte Regentschaft mit Be- 
stätigung des Kaisers eintrat, Ludwig, der zweite Sohn Albrechts, 
den Namen eines Grafen von Vohburg, Ernst, der dritte, den eines 
Grafen von Rietenburg annahm*). Als dann Wilhelm am 13.Novbr. 
1511 18 Jahre alt geworden war, übergab ihm die Regentschaft 
die Regierung*). Indessen beanspruchte jetzt Ludwig für sich 
wie für den jüngsten Bruder Ernst je ^g der Erbschaft, welcher 
Streit **) endlich durch Vertrag von 1514*) und definitiv 



dem Kaiser, den Landständen, dem Pfälzer und der ganze Erbfolgestreit von 
beiden gemeinsam geführt wurden — Buchner, Buch VI, § 24, p. 491. 

*) lieber diese Landtagsverhandlungen s. Bachner, Buch VI, § 36, p. 593 
ff. — Freyberg U, p. 68 f., die Urkunde bei Krenner Landtagsverhandlungen XV 
365—381, auch bei Schulze „Hausgesetze" I, p. 270 ff. — Unter dem 11. resp. 
12. August benachrichtigten Wolfgang und Albrecht den Kaiser von diesem 
Vertrage und baten um seine Bestätigung — Krenner Landtgsvhdl. XV, p. 414. — 
Im folgenden Jahre 1507 wurde auf dem Landshuter Landtage dann nochmals 
festgesetzt, dass Ober- und Mieder -Baiem fortan nur ein Herzogthum sein 
sollten. Buchner, Buch VII, § 1, p. 2. 

a) Buchner, Buch VII, § 1, p. 3. 

3) Büchner 1. c, § 2, p. 4, 5. — Krenner Ldtgsvhl, XVIII, 160. 

*) Buchner 1. c. § 3, p. 8. — Krenner XVIII, 307. 

^) Er begann auf dem Landtage zu München, eröffnet am 1. Januar 1514, 
— Buchner, Buch VII, § 4, p. 10 ff. — Preyberg II, p. 110, 111. — Krenner 
XIX, p. 30. 

«) d. d. 20 Novbr. 1514 — Freyberg II, 157 — Krenner 1. c. 65 — Buch- 
ner Buch VII, p. 24. 25 — ; danach bleibt das Herzogthum ungetheilt, die 



( 
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1516^) dahin entschieden wurde, dass man Ernst mit einer Apa- 
nage abfand, Wilhelm und Ludwig aber gemeinsam regierende 
Herzoge von Baiern sein sollten. 

Beide Brüder unterzeichnen nun 1521 und 1524 bei persön- 
licher Anwesenheit in gemeinsamen Unterschriften, 1521: „Hzg. 
Wilhelm u. Hzg. Ludwig von Baiern" und 1524 mit vollerem Titel : 
„Hzg. Wilhelm und Hzg. Ludwig, Pfaltzgrafen bei Bhein, und 
Hertzogen in Obern- und Niedern Baiern". 1526 zu Augsburg 
lassen beide ihre besonderen Unterschriften durch Vertreter geben. 
Von 1526 (Speier) bis 1544 lautet dann aber ihre Unterschrift stets 
nur: „Wilhelm und Ludwig, Gebrüdere, Hzgg. in Baiern", und 
zwar viermal persönlich, sechsmal durch gemeinsame Vertreter 
gegeben *). 

Wir finden die beiden Brüder, ausser in dem einen Falle von 
1526, niemals getrennt in den Unterschriften. Beide Fassungen 
der Matrikel von 1521 im 2. Bande der N. S. nennen Hzg. Albrecht 
von Baiern, sei es, dass der Vater oder Wilhelms Sohn, der erst 
1551 — 76 regierte, gemeint sei; die Fassung im Anhange des 
4. Bandes der N. S. führt aber richtig Wilhelm von Baiern allein 
an, behandelt also Baiem auch als eine Einheit. Ziehen wir dazu 
die angeführten Verträge der beiden Brüder und die wiederholt 



Landstände werden nur gemeinsam einberufen, die Eregalien gemeinsam em- 
pfangen. Die Freiheiten der Stände sollen gemeinschaftlich bestätigt, und 
ebenso die Erbhuldigung derselben empfangen werden. Die Verwaltung und 
ßegierung im Innern ist aber so getheilt, dass Ludwig dieselbe über die 
Ämter Landshut und Straubing, Wilhelm über die Amter München und Burg- 
hausen führt. 

*) Auf dem Landtage zu Ingolstadt, am 30. März 1516 — Freiberg II, 169 — 
Krenner XIX, 347, 358, 369 — ; die Fürsten heben die verschiedenen Hofhaltungen 
wieder auf, wollen ein einiges Regiment halten und in allen Sachen gleich und 
einig regierende Fürsten sein. Keiner soll ohne des andern Willen eine Land- 
schaft oder einen Ausschuss zu sich berufen, es wäre denn der eine nicht im 
Lande. Irrungen sollen durch ihre Räthe unter Obmannschaft des Bischofs 
Philipp von Freysing ausgetragen werden. Der Vertrag wird unter die 
Garantie der Landstände gestellt und soll für die künftigen 10 Jahre gelten. 
Doch blieb dieses Verhältnis — ohne dass darüber ein neuer Vertrag ge- 
schlossen zu sein scheint — bis zum Tode Ludwigs i. J. 1545 bestehen; hatte 
dieser, unverheirathet und kinderlos, doch kein Interesse, an dem Bestehenden 
etwas zu ändern, wie auch in dem Heirathsvertrag mit Ocstreich, 1535, aus- 
drücklich bestimmt wurde, dass Wilhelms Sohn Albrecht, der Bräutigam Anna 
Marias v. Oestreich, dereinst alleiniger, regierender Landesfürst sein solle — 
Buchner Buch VII, § 44, p. 106. 

*) 1526 (Speier) v., 1527 v., 1529 p., 1530 p., 1522 p., 1541 p., 1542 (Speier) v., 
1542 (Nürnberg) v., 1543 v., 1544 v. 
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getroffenen Bestimmungen, dass Baiern nur ein einheitliches Her- 
zogthum sei, in Betracht, so werden wir für Wilhelm und Ludwig 
nur eine Stimme annehmen können, wie sie dann auch für alle 
folgende Zeit bestehen bleibt^). 

1545 und 48 unterschreibt Wilhelm III. allein — Ludwig starb 
1545, s.Anm.3 — , 1551 bis 76 sein Sohn Albrecht V.«), 1582—94 
Wilhelm IV., 1598—1641 Maximilian L, der 1641 auch als Kur- 
fürst unterzeichnet, und 1654 findet sich die Unterschrift Maria 
Annas in Vormundschaft für ihren Sohn Ferdinand Maria, als 
Herzog in Baiern. 

Für jene Unterschriften von 1526 (Augsburg) scheint sich eine 
Erklärung aus den Aktenstücken der Westfälischen Friedensver- 
handlungen zu ergeben, zugleich auch eine Bestätigung für unsere 
Ansicht hinsichtlich der einen Stimme, welche Wilhelm und Ludwig 
nur führten. Beim Beginne der Friedensverhandlungen verlangte 
Baiern, welches inzwischen die Kurwürde erlangt hatte, 1645 auch 
eine besondere Stimme im Fürstenrath, die ihm namentlich von prote- 
stantischer Seite bestritten wurde. Moser ^) theilt mehrere hierher 
gehörende Aktenstücke mit, darunter ein bairisches Memorial vom 
Juni 1647, welches im Fürstenrathe verlesen wurde, und worin man 
sich auf Grund alter Schriften und Dokumente darauf beruft, dass 
Baiern bis 1503 von altersher 2 Stimmen gehabt habe, „dass auch 
hernach, als Pflzgrf. Georg, der letzte der Landshuterischen Linie, 
An. 1503 mit Tode abgegangen, und das untere Hertzogthum Baiern 
dem oberen accresciret ist; solches auch noch auf denen hernach 
gefolgten Reichs -Tagen und in specie An. 1521 zu Worms ange- 
zogen, dass nämlich das Haus Bayern der Session halber ein son- 
derliches Jus, der unterschiedenen Herzogthümer halber, auch 



») Wenn Moser — 34 p. 289, § 19 ■— das Gregentheil sagt, so folgt er 
nur seiner Annahme, für jeden in den Unterschriften vorkommenden Fürsten- 
namen auch eine Stimme anzunehmen, ohne in der Form derselben zu unter- 
scheiden. Er scheint auch die Verträge von 1514 und 1516 nicht zu kennen, 
die, wenn ersterer Ludwig auch eine gewisse Landeshoheit in zwei Amtern 
einräumte, doch anderseits die gemeinschaftliche Regierung beider Brüder fest- 
setzen, was sich dann vor allem auf die gemeinsame Vertretung Baierns nach 
aussen hin, also zunächst dem Reiche gegenüber, beziehen musste. 

*) t 24. October 1579; derselbe hatte in seinen Ehepakten mit Anna 
V. Ostreich, der Tochter Ferdinands I., d. d. 19. Juni 1546, wiederum das 
Erstgeburtsrecht für sein Haus festgesetzt — Häberlin N. T. R.-G. XI, p. 75 
u. p. 78 m. Anm. *. Auch Wilhelm IV. befestigte dieses Recht von neuett 
i. J. 1588 durch den Vertrag mit seinem Bruder Ferdinand, dem Stammvater 
der Grafen von Wartenberg. 

») Moser 34, p. 423 ff. 
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mehrere Stell und Stimmen haben, welches Jus die nach dem auf- 
gerichteten Majorat gefolgte Fürsten, aus freiem Willen und keiner 
Schuldigkeit in suspenso gelassen und sieh mit einer Stimm und 
Session contentiret, gleichwohl aber sich ihres alten Bechtes, der 
mehreren Stellen und Stimmen, dadurch im geringsten nicht be- 
geben"; daher der Kurfürst sich durch solchen „non usus" nicht 
präjudicirt fühle, um so mehr, als „dero antecessores, nach Abgang 
der Landshuterischen Linie, nicht allein, wie obgemeldet, zu Worms 
An. 1521, sondern bei allen hernach gefolgten, auch noch in jüngsten 
a. 1608. 1613. und 1640 zu Regensburg gehaltenen Reichstagen, 
Ihro mefarangeregtes Jus, in bester Form jederzeit reserviret und 
vorbehalten haben "^), 

Danftch hätte sieh um 1521 Baiern sein Recht auf 2 Stimmen 
vorbehalten, jedenfalls also dieselben nicht ausgeübt, während 
anderseits die Möglichkeit nicht ausgeschlossen ist, dass bei dieser 
Sachlage einmal, im Jahre 1526, doch 2 Stimmen abgegeben sein 
mögen. 

So sehen wir die Einheit der ßairischen Stimme schon seit 
frühen Zeiten durch ein Hausgesetz gewahrt, welches jede Theilung 
des Herzogthums verhinderte, so dass das Jahr 1582 hier gar nicht 
mehr in Betracht kommen konnte. Wenn Moser dennoch wieder 
dasselbe hervorhebt, so scheint er die Erbfolgeordnung von 1506 
nicht zu kennen. Ferner sehen wir hier noch ein anderes, die 
Einheit und Untheilbärkeit förderndes Element jenem Bestreben der 
Familienpolitik an die Seite treten. Gerade die Landstände sind 
es, die immer wieder seit dem Anfange des 16. Jahrhunderts die 
Einheit der gesammten Landschaft betonen und dahin zielende Be- 
schlüsse fassen. Es scheint sich darin wieder, wie in einzelnen 
Verträgen im Hause Braunschweig, der juristische Begriff eines 
Förstenthums als solches, nur in noch stärkerem Masse als dort, 
auszusprechen. 

XVin. Für die Besprechung der Stimmen des Pfälzischen 
Hauses mag wieder im Voraus bemerkt werden, dass zunächst die- 
jenigen der verschiedenen Linien Jahr für Jahr neben einandei 
bis 1512, dann die jedes einzelnen Pfälzischen Fürstenthums im 

') Bemerkenswerth ist aus diesem Memorial noch, dass man sich darin als auf 
etwas Herkömmliches beruft, wenn ein Kurfürst auch eine Stimme im Fürsten- 
rathe führe, und dabei auf die Stimmen von Kurpfalz für Lautern und Simmern 
Sachsens für Henneberg und auf die Brandenburgs für Pommern bezieht 
— Moser 1. c, p. 431 — . Eine Stimme im Fürstenrathe wurde dann auch 
Maximilian bewilligt, wie er eine solche ja schon 1641 auf dem Reichstage 
ausgeübt hatte, 
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Zusammenhange bis 1566 resp. 1569 besprochen werden sollen 
— ein ganz genauer Grenzpunkt bietet sich hier nicht dar — , und 
dass von dort bis zum Schluss unserer Periode die gleiche Be- 
handlungsweise eingehalten wird. 

Zum Jahre 1495 finden wir zwei Unterschriften im Abschiede: 
1) die Ottos II. von Mosbach (1461 — 99), einer Abzweigung der 
KurliniC; 2) die Johanns von Simmern (1480 — 1509), und als drittes 
selbständiges Fürstenhaus nennt die Matrikel dieses Reichstages das 
zu Zweibrücken -Veldentz, indem sie „Alexander und Caspar von 
Beyern" mit einer Veranlagung aufführt, von denen Caspar Mit- 
regent gewesen, aber schon 1491 geisteskrank gestorben^) war; 
Alexander regierte von 1489 bis 1514. 

1497 (Lindau) findet sich überhaupt keine Pfalzische Unter- 
schrift, 1497 (Worms) die Johanns von Simmern und Alexanders, 

1498 nur die Ottos von Mosbach. Da wir die anderen nicht er- 
scheinenden Stimmen nur als nicht ausgeübt betrachten müssen, so 
hätten wir bis 1498 demnach drei Pfälzische. Ihre Träger sind 
die Häupter der aus der Theilung von 1410*) und der späteren 
von 1459 hervorgegangenen drei Pfälzischen Fürstenlinien, von denen 
jedoch die zu Mosbach 1499 in Otto II. erlosch, worauf ihr Land 
nach dem Erbvertrage*) von 1479 an die Kurlinie zurückfiel; diese 
letztere führte im Pürstenrathe bisher keine Stimme. 

Zum Jahre 1500 findet sich nur die Unterschrift Johanns von 
Simmern, mit der nicht ausgeübten Stimme Alexanders also zwei 
für Pfalz. 

1505 und 1507 erscheinen zwei Unterschriften, die Alexanders 
von Zweibrücken und die Friedrichs, „Pfalzgrafen bei Khein etc. 
Vormundts", während Johann von Simmern seine Stimme nicht 
ausübte. Friedrich, mit dem Beinamen der Weise, später von 
1544 — 56 Kurfürst, war der zweite Sohn des Pfalzgrafen Philipp 
des Aufrichtigen, der von 1476 bis 1509 die Kurwürde besass und 

1499 von Otto 11. Mosbach geerbt hatte; von seinen Söhnen wurde 
zunächst Ludwig V., der Friedfertige, Kurfürst (1509 — 44), während 
von den anderen, die nicht dem geistlichen Stande angehörten, 
Wolfgang als Gelehrter mit einer Apanage in Heidelberg lebte*), 
Friedrich nach dem Testamente des Vaters mit seinem kurfürst- 
lichen Bruder gemeinsam regieren oder theilen sollte*), Ruprecht, 



') Häusser „Gesch. der rhein. Pfalz", Heidelberg 1846, I, p. 499. 
») Häusser I, p. 263 ff. 
') Häusser I, p. 509. 
*) Häusser I, p. 622. 
^) Häusser 1, p. 504. 
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resp. dessen Söhne, in Folge des bairischen Erbfolgekrieges Pfalz- 
grafen in Neuburg wurden^). Für diese letzteren, Otto Heinrich 
und Philipp, fährte Friedrich die Vormundschaft*), und für sie 
müssen daher auch desselben Unterschriften zu 1Ö05 und 1507 ge- 
geben sein, so dass wir in diesen beiden Jahren drei Stimmen für 
das Pfälzische Haus finden, gegenüber den zweien auf den beiden 
vorhergehenden Reichstagen, indem die Kurlinie, wie früher in 
Mosbach, so hier in Neuburg eine Nebenlinie begründete. 

Doch schon nach dem Tode des Kurfürsten Philipp (1509) 
änderte sich dieses Verhältnis dadurch, dass Friedrich, wenn er 
zunächst auch die Regierung seinem Bruder, dem Kurfürsten Ludwig, 
allein überliess und auf Reisen ging, theils in kaiserlichen, theils in 
Burgundischen Diensten^), dennoch als regierender Fürst galt. Beide 
Brüder erhielten die Belehnung mit den Reichslehen, auch ver- 
waltete Friedrich später die Oberpfalz (Sulzbach) selbständig und 
wurde 1521 sogar neben Ferdinand zum Statthalter im Reiche vom 
Kaiser ernannt, in welcher Eigenschaft er dem Regimente in Nürnberg 
präsidirte ^). Daher unterzeichnet er 1510 und 12 „für sich und als 
Vormünder^, daneben noch Johann von Simmern, so dass wir also mit 
der wieder nicht ausgeübten Stimme Alexanders, der erst 1514 starb, 
vier Stimmen finden, welche wir nun lange Zeit hindurch verfolgen 
können. 

Von hier an empfiehlt es sich, die vier Linien getrennt zu be- 
handeln. 

Den Bruder des Kurfürsten, Friedrich, sehen wir durchweg 
seine Stimme ausüben, bis er 1544 selbst Kurfürst wurde*); daneben 
finden sich bis 1542 (Nürnberg) die Gesammtunterschriften der 
Neuburger, Otto Heinrichs und Philipps, doch mit einigen Besonder- 
heiten in der Form, auf die näher eingegangen werden muss. 

1521 unterzeichnet nämlich Friedrich ausser für sich selbst 
„und als Vormünder", während Otto Heinrich eine eigene Unterschrift 
giebt, und 1524 derselbe für sich „und als Anwalt Hzg. Otto Hein- 



*) Die Entscheidung eriblgte allerdings erst am 30. Juli loOö auf dem 
Reichstage zu Cöln, nachdem Ruprecht bereits 1504 gestorben war — Ruchner 
„Gesch. V. Raiem" Ruch IV., p. 584 ff. — Krenner „Rair. Landtagshandlg." 
X V, 111—113 — Die Urkunde bei Goldast „Reichshandlung." Frankfurt 1712, p. 52. 

>) Häusser I, 489. 569. 

3) Häusser I, 504. 

*) Häusser I, 505, 506, 596, 571, 572. 

') Nicht ausgeübt wurde dieselbe 1535, 1542 (Nürnberg) und 1543. Mit 
der Erlangung der Kurwürde erlosch sein Votum im Fürstenrath, 
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richs und Hzg. Philippsen" ^), Wir werden trotzdem nicht für 
jeden der beiden Brüder eine besondere Stimme annehmen können, 
da eine Theilung niemals zwischen ihnen stattfand, Philipp vielmehr 
kaiserliche Dienste nahm, in denen er bis gegen 1536 blieb '), dann 
kurze Zeit in Gemeinschaft mit dem Bruder sein Erbe verwaltete, 
wieder auf Reisen ging und schliesslich seinen Antheil an Otto 
Heinrich für 320000 Gulden ganz überliess*). Dem entsprechend 
kommen die beiden Brüder 1526 (Speier), 1527, 1530, 32, 41 und 
42 auch nur in gemeinsamen Unterschriften vor: „v. w. Hzg. Otto 
Heinrichs und ' Hzg. Philipps'S oder auch nur mit einmaligem 
Herzogstitel, letzteres gerade in drei persönlichen Unterschriften 
von 1530, 32 und 41 und in den in Vertretung gegebenen von 
1526 (Speier) und 1542. Dazwischen findet sich 1529 nur Otto 
Heinrichs persönliche Unterschrift*), wie auch nach 1542 Philipps 
Name bis zu seinem 1548 erfolgten^) Tode gemäss der erwähnten 
Abtretung seiner Ansprüche nicht mehr vorkommt. 

Von 1543 — 57 übt Otto Heinrich allein eine Stimme für Neuburg 
aus. Hierbei erscheint in dem Beichsabschiede von 1557 aber noch 
eine besonders wichtige Thatsache, indem Otto Heinrich, der nach 
Friedrichs II. Tode von 1556 bis 1559 Kurfürst war, hier gleich- 
wohl noch für Neuburg unter den vertretenen Fürsten eine be- 
sondere Unterschrift geben lässt, die erste Erscheinung dieser Art; 

') Es ist nöthig, in den Pfalzisch-Bairischen Unterschriften von 1624 eine 
Berichtigung vorzunohmen. Ausser den im Text angeführten persönlichen 
erscheinen unter den „Fürsten-Botschaften" noch zwei Subscriptionen: 1) „v. w. 
Hzg. Otto und Hzg. Philipps, Pfalzgrafen bei Rhein, und Hertzogen in Obern- 
und Niedern-Baiem" und gleich dahinter 2) „Hzg. Heinrich von Baiem". Da 
im Bairischen Hause zu dieser Zeit nur die beiden regierenden Herzöge 
Wilhelm und Ludwig und ihr geistlicher Bruder Ernst existirten, in dem 
Pfälzischen Hause es aber ausser Otto Heinrich und Philipp von Neuburg nur 
zwei geistliche Oheime dieser beiden Namens Heinrich und Philipp, einen Otto 
aber gar nicht gab, zudem hier diese angeblichen Pfalzgrafen bei Hhein ganz 
Singular erscheinen, so muss zunächst geschlossen werden, dass hier ursprünglich 
eine einzige Unterschrift Otto Heinrichs und Philipps vorgelegen habe, aus 
der dann durch ein Versehen des Abschreibers oder Druckers das „Heinrich" 
herausgerissen und zu einer besonderen Unterschrift gemacht wurde. Dann 
bleibt aber die Thatsache, dass hier unter den Fürstenbotschaften noch eine 
zweite Unterschrift für die beiden Brüder gegeben worden ist, die schon in der 
Unterschrift Friedrichs, eines anwesenden Fürsten, der für sie „Gewalt hatte", 
genannt waren. 

>) Häusser I, p. 586. 646. 
3) Häusser I, 647. 

*) Philipp befand sich damals in dem von den Türken belagerten Wien 
— Häusser I, 646. 

&) Häusser I, 648. 
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sie lautet: „von wegen Ott Heinrichs, Pfaltagrafen bei Rhein, 
Hertzogen in Baiern, Churfürsten, von wegen des Pürstenthumbs 
Neuburg". — Gleich darauf wurde Neuburg von ihm an Wolfgang 
von Zweibrücken cedirt^), aber es findet siöh keine Spur, dass auch 
dieser 1559, 66 oder 67 — er starb 1569 *) — eine besondere Stimme 
für dasselbe ausgeübt hätte. 

In der Linie Simmem finden wir diese ganze Zeit hindurch bis 
1557 die Unterschrift Johanns 11., der seit 1509 *) regierte und noch 
in seinem Todesjahr den Abschied zu Regensburg 1557 unter- 
zeichnen liess, dann die seines Sohnes Georg ^), allerdings nur einmal 
im Jahre 1567, ausgeübt; doch besass derselbe unzweifelhaft eine 
Stimme. 

Auch für Zweibrücken finden wir durchgehend eine Stimme: 
von 1521 — 30 die Ludwigs II., des Sohnes jenes 1514 gestorbenen 
Alexander, — er selbst starb 1532*) — , dann die seines Sohnes 
Wolfgang bi« zu dessen Todesjahr 1569. Dieser letztere hatte im 
Jahre 1543 an seinen Oheim und Vormund, Ruprecht, Veldentz und 
Lautereck abgetreten®), doch ohne dass er oder sein Sohn Georg 
Hans bis 1566 je in den Unterschriften mit einer eigenen Stimme 
vorkämen. Zwar finden wir nach Ludwigs Tode in den Jahren 
1535 uüd 41 den Namen Ruprechts als „Pfalzgraf bei Khein, Graf 
zu Yeldeiltz^S dann aber 1542, zu Speier nnd zu Nürnberg, und 
1543 als Ruprecht, Pfalzgraf b. Rh., Grf. zu Veldentz als Vormünder" 
in den Reichstagsabschieden, in welcher Eigenschaft er ohne Zweifel 
auch in jenen ersten beiden Fällen unterzeichnete. . Bei Häberlin ') 
finden sich die weiteren Angaben für diesen Punkt. Wolfgang be- 
sass noch mit Ruprechts Sohn, Georg Hans, verschiedene Landes- 
theile gemeinsam, bie sie 1564 in zwei Becessen eine Theilung der- 
selben vornahmen, diese am 27. Mai 1566 auf dem Reichstage zu 



») Urkunde vom 30. Juli 1557 — Häusser J, 644, 651. 

a) Häusser II, 248. 736. 

») Häusser I, 498; f 1Ö57 — Häusser I, 650. 

•) in Simmern regierend seit 1559, da sein Bruder Friedrich, bisher 
Pfalzgraf in Simmern, in diesem Jahre nach Ott Heinrichs kinderlosem Tode 
die Kufwürde erhielt und ihm die väterliche Pfalzgrafschaft überliess 
— Häusser I, 650. 

*) Sein Bruder Ruprecht war nach dem Testamente Alexanders, welches 
für sein Haus das Erstgeburtsrecht einführte, in den geistlichen Stand ge- 
treten, verliess denselben aber später und wurde Vormund seißes J^eff^n Wolf' 
gang — Häusser 1, 650, 651. 

•) Häusser I, 651 und II, 743. 

') N. T. Ä--G. VIII, p. 46 ff, 
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Augsburg von neuem bestätigten, wobei sich Wolfgang zwar die 
Gesammtbelehnung vorbehielt, Georg Hans aber doch seine fürsten- 
massige Belehnung vom Kaiser zu erlangen wusste und hier auch zum 
ersten Male seine Stimme ausübte^). Wir sehen wieder, wie die 
Eeichsinstitution von den territorialen Verhältnissen bedingt ist, und 
wie einer Vervielfältigung der Stimmen im Fürstenrath nur die 
auf Untheilbarkeit hinstrebende Politik der Fürstenhäuser ent- 
gegenstand; zugleich aber sehen wir, wie früh sich diese Politik 
bethätigte. ' 

Gegen Ende der bisher besprochenen Periode geriethen die 
Verhältnisse des Pfälzischen Hauses in ein Schwanken: 1559 war 
mit Ott Heinrich die alte Neuburgische Linie ausgestorben, und 
die Kurwürde an Friedrich HI. (1559 — 76), den ältesten der drei 
Simmemschen Brüder — die beiden anderen waren der oben ge- 
nannte Georg und Reichardt — , gekommen, zugleich Neuburg, 
wae schon gesagt, an Wolfgang von Zweibrücken übergegangen. 
Georg ^) von Simmern starb bereits 1569, ohne Nachkommen zu 
hinterlassen, und ihm folgte sein ebenfalls kinderloser Bruder Reich- 
hardt bis 1598. Schliesslich hatte Georg von Veldentz für sein Land 
die Stellung eines selbständigen Fürstenthums zu erlangen gewusst 
und übte bis 1582 regelmässig seine Stimme aus — er starb 1592 — , 
dann bis 1603 sein Sohn Georg Gustav, der noch bis 1634 lebte 
und 1613 seine Stimme nur ruhen Uess. 

Indessen hatte Wolfgang im Jahre 1569 Zweibrücken seinem 
Sohne Johann II. gegeben, der eine Stimme bis 1603 ausübte — er 
starb 1604 — , das an ihn gefallene Neuburg aber seinem anderen 
Sohne Philipp Ludwig vererbt, der sofort die alte Stimme, welche 
die ehemalige Neuburgische Linie geführt hatte, aufnahm und 1570 
wieder ausübte; seine Unterschrift findet sich dann regelmässig bis 
16033). 



') Häberlin 1. c. p. 48 mit Anm. g. 

>) Häberlin VIII, p. 82. 

3) Er starb 1614 — Häusser II, 179. 740 — . Wolfgang hatte am 16. Aug. 1568 
ein Testament errichtet — Häusser II p. 736 — , in welchem er das Erstgeburts- 
recht in seinem Hause, wie schon sein Grossvater Alexander gethan hatte, von 
neuem einführte, seine Fürstenthümer aber in der angegebenen Weise unter seine 
beiden ältesten Söhne vertheilte, während die drei jüngeren mit einer Apanage 
abgefunden wurden. Der Inhalt des Testaments detaillirt bei Häberlin N. T. 
R.-G. VIII p.49 ff., wo die Einleitung besagt: er, Wolfgang, halte es für seine 
Pflicht, wegen der Erbfolge eine Ordnung zu treffen „zur Erhaltung fürstlichen 
Namens und Standes, und dass die Fürstenthümer und Herrschaften unzerstreuet, 
unzergänzt und unzerbrochen bey einander blieben" (I.e. p.49); seinen drei jün- 
geren Söhnen gegenüber motivirt er ihre Apanagirung in derselben Weise im 
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So hatte durch eine eigenthümllche Verschiebung der Verhält- 
nisse eine neue Pfalzische Stimme entstehen, eine alte auf kurze 
Zeit verschwinden können, alles entsprechend dem alten Grundsatze, 
dass jeder regierende Fürst eine eigene Stimme fuhren könne, und 
nun hatte kurz darauf, im Jahre 1576, der Kurfürst Friedrich III., 
der Bruder Reichardts von Simmern, seinem zweiten Sohne Johann 
Casimir Lautem als besondere Pfalzgrafschaft hinterlassen (Häusserll, 
p. 141 mit Anm. 13). Natürlich nahm dieser 1582 ebenfalls eine 
Stimme im Fürstenrathe für sich in Anspruch, besonders, da ihn 
das Testament des Vaters ausdrücklich dazu aufforderte*). Als er 
aber bereits 1592 kinderlos gestorben war (Häusser II, 171), sehen 
wir seinen Bruder, den Kurfürsten, im Jahre 1594 seine Stimme 
aufrecht erhalten. Man kann in diesem Vorgange ein Streben des 
Hauses Simmern sehen, es dem von Zweibrücken, welches in 
jüngster Zeit in Neuburg und in seiner Nebenlinie Veldentz zwei 
Stimmen gewonnen hatte, nachzuthun. Es war damit aber auch 



Artikel 16 (1. c. p. 53), wegen Neuburgs sei ihm solches durch das Testament 
Ott Heinrichs ausdrücklich auferlegt, und anderseits bestimmten auch die ge- 
schriebenen Lehensgebiüuche , dass die Hegalien, Hoheiten und Dignitäten 
der Fürstenthümer nicht zertrennt werden sollten, sondern die Erstgeborenen 
ein Vorrecht hätten (1. c. p. 55). — Die Ausführung des Testamentes hinsicht- 
lich der Ausstattung zweier jüngerer Brüder durch Philipp Ludwig von Neu- 
burg bei Häberlin XI, p. 466 — 475, wo in dem Vertrage besonders unter 
No. 12 (p. 472) die Stellung des Ffalzgrafen als des regierenden Herrn den 
beiden gegenüber hervortritt. — Hier sei auch jener Vorfall auf dem Reichs- 
tage von 1582 erwähnt, auf den schon bei Sachsen (p. 85, Anm. .3) £ezug ge- 
nommen ist. Häberlin XII, p. 619, berichtet (laut Anm. * nach einem Proto- 
koll des Fürstenraths in einem codex Ms.), es hätte Oestreich gegen die vielen 
von Pfalz -Zweibrücken beanspruchten Stimmen protestirt: „Es sei nicht ge- 
bräuchlich und hergekommen, dass vier oder mehr Brüder, die von einem 
Vater geboren seien, vier unterschiedene Vota fuhren könnten, sondern, dass 
sie nur mit einer einzigen Stimme sich behelfen müssten ; sollte es ihnen aber zu- 
gelassen werden, so wollte er (der Oestreichisohe Vertreter) wegen der drei 
regierenden Erzherzöge zu Oestreich auch drei verschiedene Vota auf der geist- 
lichen Fürstenbank haben". Häberlin L c. Anm. f macht schon darauf auf- 
merksam, dass nur zwei von den fünf Söhnen Wolfgangs regierende Herrn 
waren; es müssen also ausser diesen beiden, denen ja, wie die Unterscliriften 
zeigen, die Stimmen bewilligt wurden, auch die übrigen, oder wenigstens zwei 
von ihnen ein Stimmrecht auszuüben versucht haben. Man sieht allerdings 
nicht, auf Grund welches Rechtstitels die apanagirten Herrn dieses versuchten, 
aber jedenfalls ist die Thatsache lehrreich , wie das einzelne Fürstenhaus seine 
Prärogative zu erweitem suchte, und wie doch theilweise das Reich, d. h. mehr 
wohl noch die Eifersucht der andern Fürsten, diesem Bestreben entgegentrat. 
Und bezeichnend ist es, dass gerade ein katholisches Fürstenhaus diese Stimmen- 
vermehrung protestantischer Fürsten zu verhindern suchte. 

') Moser 34, p. 498, § 25, citirt die Stelle. 
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gegeben, dass der Kurfürst Friedrich lY., wie eben die Stimme 
Lauterns, so 1598 auch die besondere für Simmern weiterführte, 
und dieses Verhältnis nun für alle Zeiten bestehen blieb. 1641 
finden wir für Pfalz keine einzige Unterschrift, 1654 aber die Söhne 
resp. Enkel derer, die 1603 und 1613 ihre Stimmen ausgeübt hatten, 
in ihrem alten angestammten Besitze. 

Es wird sich empfehlen hier eine taJbellarische Übersicht der 
Stimnaen des Pfälzischen Hauses zu geben, in der Art, daas jede 
ausgeübte Stimme mit einer 1, jede nur ruhende mit einer einge- 
klanunerten (1) bezeichnet wird, während der einzelnen Jahreszahl 
des Reichsabschiedes zugleich der Ortsname und das Seitencitat 
nach der N. S. beigefügt ist. 



1495 Worms; 
N. S. II, p. 13, 14. 



1497 Lindau; 
N. S. n, p. 34. 



1497 Worms; 
N. S. II, p. 37, 38. 



1498 Preiburg; 
N. S. II, p. S. 



1500 Augsbijrg; 
N.S.Il,p.63u.90. 

1505 Cöln; 
N. S. II, p. 103. 



1507 Gonstaius; 
N. S. n, p. 117 ff. 



1510 Augsburg; 
N. S. n, p. 135. 



1512Trieru.Cöln; 
N.S.II,p.l45u.l50. 



1521 Worms; 
N.S.II,p.l77u.209. 



1524 Nürnberg; 
N. S. n, p. 260. 



1526 Augsburg; 
N.S.n,p.271,272. 
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Ludwig 

(Sohn Wo\f- 

gang8V.Zwei- 

brüken) 


Simmern : 

1 Reichard 


Läutern: 

lJoh.Ca8imir 

(Sohn des 

A^urfürsten) 

1 Kurfürst 


Zwei- 
brttcken: 

1 Johann I. 


Yeldentz: 

IGeorgHans 


Sum. 
4 


1582 Augsburg; 
N. S. TTT, p. 410. 


• 


1 « 


1 


1 n n 

(t 1592) 


5 


1594 Regensburg; 
N. S. m, p. 444. 


^ n n 


1 « 


1 


1 Georg 
Gustav 


5 


1598 Regensburg; 
N. S. in, p. 465. 


1 n n 


1 Kurfürst 


1 „ 


1 


1 n n 


5 


1603 Regensburg; 
N. S. III, p. 514. 


1 n n 


1 r 


1 « 


(t 1604) 


1 n n 


5 


1613 Regensburg; 
N. S. in, p. 52o. 


(1) » « 

(t 1614) 


1 » 


1 n 


IJohannll. 
(t 1631) 


(l) n « 

(t 1634) 


5 


1641 Regensburg; 
N. S. III, p. 567. 


^ 












1654 Regensburg; 
N. S. III, p. 678. 


1 Philipp 
Wilhelm 

Enkel Phil. 
Ludwigs 

1653—1690 


1 Ludwig 
Philipp 
1610—1655 
Bruder des 
Kurfürsten 
Friedrich V. 


1 . 


1 Friedrich 
(1631—1661) 


1 Leopold 

Ludwig 
(1634—1694) 


5 



Was Moser ^) über die Pfälzischen Stimmen sagt, trifft anschei- 
nend zu, nur dass, wenn man die Daten aus der Beleuchtung, die 
er ihnen vom Jahre 1582 aus giebt, heraus- und in den Zusammen- 
hang der Entwickelung stellt, sie in völlig anderem Lichte erscheinen 
müssen. Über Veldentz sagt Moser richtig, dass Georg Hans den 
Reichstag von 1582 beschickt habe, setzt aber nicht hinzu, dass 
dieses schon seit 1566 beständig geschah. Hinsichtlich Zweibrückens 
muss ihm gegenüber bemerkt werden, dass 1569 nicht diese von 
der Neuburgischen Linie abgetheilt wurde, sondern vielmehr um- 
gekehrt, wie Moser kurz vorher unter No. 3 auch richtig angiebt» 
so dass also die Stimme Zweibrückens nie eine Unterbrechung 
erlitten hatte. Von Neuburg giebt Moser richtig an, dass es 1504 
in Ott Heinrich einen eigenen Herrn bekommen habe, erwähnt aber 
gar nicht, dass neben diesem sein Oheim Friedrich ebenfalls lange 
Zeit eine Stimme führte, so dass nach Moser bis 1566 immer nur 



») 34, p. 289—291, § 20. 
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ä Pfälzische Vota existirt hätten, während wir doch eine lange Zeit 
hindurch, 1510 — 1543, deren 4 nachweisen konnten. Hinsichtlich 
Lauterns ist es allerdings richtig, dass dessen Stimme erst seit 1582 
datirt, bei Sachsen sahen wir indessen noch später neue Stimmen 
entstehen; und in welch anderem Lichte erscheint der Umstand, 
dass sie seitdem auch, ohne dass das Land einen eigenen Herrn 
gehabt hätte, fortgeführt wurde, wenn man die anderen hierbei 
wirkenden Faktoren in Betracht zieht. Es ist nöthig, diese Er- 
scheinung näher zu betrachten, da es doch auffallend wäre, dass, 
wenn noch 1582 eine neue Stimme entstehen konnte, schon auf dem 
folgenden Reichstage die ganze Bewegung in der Verfassung des 
Fürstenrathes nach einem bewussten, neuen Principe vollkommen 
zum Stillstande gekommen sein sollte. Röderer^) hat hier bereits 
scharf geschieden und hervorgehoben, dass 1594 nicht ein Fürst, 
der schon eine Stimme im Reichsfürstenrathe führte, noch eine 
zweite für Lautem ausübte, sondern dass dies ein Kurfürst that; 
er hat ferner auf das gleichartige Präcedenz von 1657 hinsichtlich 
Kurfürst Ott Heinrichs Unterschrift für Neuburg hingewiesen, aus 
welchem Kurfürst Friedrich IV. seine Berechtigung, ein gleiches 
für Lautem zu thun, herleiten musste. Den Fall von 1557 lässt 
Röderer allerdings als eine singulare Erscheinung gelten, indem er 
mit speciellem Hinweise auf Sachsen geltend macht, es wäre damals 
noch nicht üblich gewesen, dass ein Kurfürst für andere in seinem 
Besitz befindliche Lande eine besondere Stimme im Fürstenrath 
führte. Wir müssen hier aber geltend machen, dass im Hause 
Pfalz auch dafür allerdings schon, wenn nicht ein ganz gleich- 
artiges, so doch ähnliches Präcedenz in den Unterschriften Friedrichs 
von 1510 — 1543 vorlag, der mit seinem Bruder, dem Kurfürsten 
Ludwig, das väterliche Erbe nicht getheilt hatte, sondern gemein- 
sam regierte, gleichwohl eine besondere Stimme im Fürsten- 
rathe führte. Zudem unterscheidet sich der Fall von 1567 auch 
in sofern von Kur-Sachsen, als dieses für seine anderen, nicht zur 
Kurwürde gehörenden Lande allerdings keine besondere Stimme 
führte, dieses aber von altersher datirte, während die Stimme für 
Neuburg im Jahre 1557 doch für ein Fürstenthum gegeben wurde, 
das in völliger Selbständigkeit neben dem Kurfürstenthume bestan- 
den , und dessen Besitzer bisher eine eigene Stimme geführt hatte. 
Das G-leiche war auch 1594 bei Lautern der Fall. Dass Röderer 
mit Recht aber den Unterschied hervorhebt, ob ein Kurfürst auch 



>) „Die Sachs. Reichstagsstimmen " cap. II, § 11 (soll 12 heissen) 
p. 121, 122. 

Domke, Die Virilttimmen i. BeichsfUntenrath. 8 
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eine Stimme im Fürstenrathe , oder ein Füfst noch eine zweite in 
demselben führte, scheint sowohl jenes Bairische Memorial von 1647 
zu beweisen, wie es auch deutlich der Umstand zeigt, dass Wolf- 
gang von Zweibrücken nach der Cession Neuburgs an ihn dann 
doch keine besondere Stimme für dasselbe ausübt. Dieses letztere 
war also um 1557 noch nicht üblich; aber auch 1594 tritt es noch 
nicht hervor, da Lautern dem ersteren Falle angehört , und die 
Fortführung der Stimme Hennebergs durch Sachsen in ganz beson- 
deren territorialen Verhältnissen begründet war. Zu der besonderen 
Stimme, die dann 1598 Kurfürst Friedrich IV. auch für Simmern 
beanspruchte, bemerkt Röderer^) richtig, dass von ihm nach dem 
Vorgange hinsichtlich Lauterns nichts anderes zu erwarten war. 
Offenbar erkannte der Fürstenrath auf Grund jene« Präcedenz auch 
diese Berechtigung an. Doch nun war mit dieser zweiten That- 
sache allerdings eine Erscheinung ins Leben getreten, die dem bis- 
herigen Grebrauche einen starken Stoss versetzen musste. Wir 
müssen berücksichtigen, dass die Verfassung des Fürstenrathes nicht 
durch festes, geschriebenes Gesetz normirt war, dass jedes Gewohn- 
heitsrecht sich aus einzelnen Thatsachen entwickelt, und dass daher 
neue, eigenartige Erscheinungen dasselbe immer in neue Bahnen 
lenken müssen. War 1557 und 1594 auch nur einem Kurfürsten 
eine besondere Stimme im Beichsfürstenrathe bewilligt worden , so 
liess sich doch die Thatsache nicht leugnen, dass diese Stimmen, 
wie auch die Uennebergs im Jahre 1594, auf Grund des Besitz- 
rechtes an einem Lande ausgeübt wurden, welches eigentlich keinen 
besonderen Herrn mehr besass, und ebenso wenig die, dass 1598 
nunmehr ein Fürst, wenn man den Kurfürsten seit 1594 als beson- 
deren Fürsten von Lautern ansehen kann, wirklich zwei Stimmen 
im Fürstenrathe führte. 

Überschauen wir nochmals unsere ganze Periode, so sehen wir, 
wie beim Beginn derselben drei Vota des Pfälzischen Hauses exi- 
stiren, wie diese Anzahl derselben nach einmaliger Unterbrechung 
im- Jahre 1500 wieder hergestellt wird, wie aus den eigenthümlichen 
Arrangements im Kurhause sich noch ein viertes entwickelt, und 
wie dann wenigstens die alte Dreizahl festgehalten wird, so dass 
zum ersten Male im Jahre 1557 eine Stimme in der Weise aus- 
geübt wird, als ob sie am Lande hafte; wir sehen zugleich aber, 
wie dieses neue Princip noch nicht das alte verdrängen konnte, 
dieses nämlich, dass die Person der Träger der Stimme sei, und 



•) 1. c. p. 124. 
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jeder I^iirst nur eine solche im Eürstenrathe habe; wir sehen das 
in dem Umstände, dass Wolfgang von Zweibrücken die Stimme 
Neuburgs nicht fortführte, sehen zugleich aber die hergebrachte 
Dreizahl der Pfälzischen Stimmen sich wiederherstellen, indem für 
das erloschene Votum das einer anderen Linie eintritt. Dann aber 
erhält in Folge der eigenthümlichen Gestaltung und Verschiebung 
der VerhältniBse im Pfälzischen Hause die Neuburger Stimme doch 
wieder einen eigenen fürstlichen Träger, und wir beobachten, wie 
in Folge dessen und der ander^i eigenthümlichen Vorginge (Läu- 
tern und Simmem) sich allmählich das Bewusstsein bahnbrechen 
musste, als seien die Stimmen im Fürstenrath fixirt und könnten 
mit dem Aussterben einer Linie nicht zugleich erlöschen, sondern 
gingen auf den neuen Besitzer des Landes über, wenn diese bahn- 
brechenden Vorgänge selbst auch noch nicht auf dem neuen 
Principe fussten, sondern in anderen Verhältnissen ihre rechtliche 
Begründung fanden. 

Dieses neue ins Leben tretende Princip schloss darum aber 
noch nicht das Fortwirken des anderen , älteren Grundsatzes aus, 
dass durch die Theilung von Fürstenthümern unter mehrere Söhne 
auch eine entsprechende Vermehrung der Stimmen im Fürstenrath 
herbeigeführt werde, wie sich das bei anderen Häusern in der Zeit 
nach 1582 noch zur Genüge bestätigt. Beide Principien lebten 
neben einander fort, wenn in der Consequenz auch das eine das 
andere ausschliessen musste; um dieses aber durchzuführen, dazu 
wirkten noch andere Momente, ebenfalls seit langer Zeit, mit, 
und den völligen Stillstand in der Verfassung des Fürstenrathes 
konnte erst die künstliche B>e8titution der Verhältnisse nach der 
gewaltigen, dreissigjährigen Revolution herbeiführen. 

Man kann nicht leugnen, dass schon am Ende des 16. Jahr- 
hunderts der neue Grundsatz zu wirken begann, wird sich aber 
auch der Erkenntnis nicht verschliessen können, dass die Erschei- 
nung, die hier zum ersten Male in bestimmten Thatsachen hervor- 
trat, bereits lange durch den Gang der Dinge vorbereitet war. 



XIX. In Pommern war im Jahre 1495 alleiniger Regent 
BogislausX. (1474 — 1523), der aber seine Stinune auf den Reichs- 
tagen niemals ausübte. Sowohl Titel 8, § 11 des Abschiedes von 
1495, wie die Matrikel dieses Jahres und die von 1507 nennen ihn. 
Von 1526 (Augsburg) bis 1530 erscheinen dann regelmässig Unter- 
schriften der beiden Söhne des Bogislaus, Georgs von Wolgast 
(1523—31) und Barnims XL in Stettin (1523—69); dabei wird 

8* 
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ihre Unterschrift 1526 in Augsburg und 1527 durch gemeinsame 
Vertreter als „von wegen Hzg. Georgen und Hzg. Barnim, Gebrü- 
dern in Pommern" gegeben; 1530 unterschreiben sie in derselben 
Art persönlich; 1526 in Speier und 1529 unterschreibt aber Georg 
allein persönlich, während 1532 für Barnim allein in Vertretung 
unterzeichnet wird. 

Beide waren selbständig regierende Fürsten und werden, wenn 
sie die Reichstage oft auch nur durch, eine gemeinsame Gesandt- 
schaft beschickten, doch besondere Stimmen haben beanspruchen 
können, wie man aus den alleinigen Unterschriften der einzelnen 
schliessen muss, da im andern Falle nicht einzusehen ist, wieso 
nicht auch in diesen Fällen im Namen beider unterzeichnet wurde. 
£ine Urkunde bestätigt uns dieses Bestehen zweier Fürstenthümer. 
Nach Georgs Tode wurde zwischen dessen Sohn Philipp und seinem 
Oheim Barnim eine Erbeinigung ^) geschlossen, in welcher der 
13. Punkt bestimmte, dass das Land ohne Beirath der Landstände 
nicht ferneren Theilungen unterworfen werden sollte, und Punkt 14, 
dass die Landstände der beiden Regierungen „als ein corpus zu 
achten seien, eine Stelle, die uns auch darüber Aufschluss geben 
kann, weswegen trotz der Theilung Pommern auch in der soge- 
nannten Matrikel von 1521 nur mit einer gemeinsamen Veranlagung 
erscheint *). 

1535 lässt Barnim mit seinem Neffen Philipp die Unterschrift 
geben: „v. w. Herzogen Bary und Philippsen zu Stettin, Pom- 
mern etc."; 1541 finden wir zum ersten Male zwei Unterschriften 
zugleich für Pommern, wobei Philipp persönlich anwesend ist und 
ausser für sich auch besonders für Barnim unterzeichnet. .1542 
(Speier) erscheint nochmals die gemeinsame Unterschrift : „ v. w. Bar- 
nims und Philippsen, Hzgg. zu Pommern etc.", in demselben 
Jahre zu Nürnberg gar keine, dann aber von 1543 bis 1559 durch- 
weg getrennte Unterschriften für beide, und zwar sämmtlich in 
Vertretung gegeben. 

1560 starb Philipp von Wolgast und hinterliess 5 Söhne, von 
denen 1569 Johann Friedrich durch Cession des kinderlosen Barnim 
Stettin erhielt, Ernst Ludwig Wolgast vom Vater erbte. 

Im Jahre 1566 ist nun Joh. Friedrich auf döm Reichstage zu 



») Häberlin N. T. ß.-G. IX, p, 117, 118. 

^) Die Stelle lautet nach Cortreji — die andere Fassung im 2. Bande 
der N. S. erwähnt Pommern gar nicht — : „Herzog Barnim und Philipp von 
Pommern und Stettin"; die Fassung im Anhange des 4. Bandes der N. S. 
nennt zum Obersächsischen Kreise auch nur „Herzogen von Pommern'*. 
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Augsburg persönlich anwesend und unterschreibt für sich als „Herzog 
von P." und „auch v. wegen Bugislaw, Ernst Ludwigen, Pamim 
und Casimir, Gebrüder, Herzogen zu Stettin etc.^< Hier erscheinen 
die anderen Brüder in der Reihe der persönlich anwesenden Fürsten 
wie ein Anhängsel an der Unterschrift Johann Friedrichs, da doch 
1541 der anwesende Philipp für seinen Oheim Barnim noch beson- 
ders unter der Fürstenbotschaften unterschrieben hatte. Berück- 
sichtigt man ferner, dass Joh. Friedrich und seine Brüder zunächst 
nur Wolgast besitzen — Barnim von Stettin lässt für sich eine be- 
sondere Unterschrift geben — , dass aber der älteste, Joh. Friedrich, 
in dieser Zeit — vor 1569 — allein regierender Herzog in seiner 
Linie ist, und dass auch das eigentlich trennende „und'' in der 
Unterschrift fehlt ^), so werden wir nur eine Stimme in derselben 
sehen können, wie wir auch eine solche im Jahre 1567 finden, wo 
neben der Unterschrift „Barnims des Alteren", des Herzogs von 
Stettin» eine zweite durch Vertreter gegebene erscheint: „v. w. Jo- 
hann Friedrichs, Buchlaf, Ernst ^), Ludwigs, Barnim und Casimir, 
Gebrüder, Herzogen zu Stettin etc." 

1570, 76 und 82 erscheinen nur noch die beiden Stimmen Jo- 
hann Friedrichs, jetzt in Stettin, und seines Bruders Ernst Ludwig 
von Wolgast, während die anderen ganz verschwinden, obgleich 
alle drei noch über das Jahr 1600 hinaus leben. 

Es ist nöthig, hier die Vorgänge der Hausgeschichte zu ver- 
folgen. Im Jahre 1569 hatte Barnim von Stettin mit seinen fünf 
Grossneffen einen Vergleich abgeschlossen, wonach er ihnen sein 
Herzogthum Hinterpommem abtrat, sich jedoch die Oberaufsicht 
über das ganze Land, sowie Stettin und einige Amter vorbehielt. 
Darauf verglichen sich die 5 Brüder dahin, dass, da nach den alten 
Erbeinigungen nur zwei regierende Fürsten in Pommern sein 
sollten, der älteste imd der dritte, Joh. Friedrich und Ernst Lud- 
wig, — der zweite Bogislaus begnügte sich freiwillig mit einer Ab- 
findung — um die beiden Herzogthümer, wie sie ihr Vater Philipp 
und ihr Grossoheim besessen hätten, losen sollten. So erhielt jener 
Stettin, dieser Wolgast. Zugleich wurde bestimmt, dass bei dem 
etwaigen kinderlosen Tode des einen oder anderen von ihnen in 
Stettin Barnim der Jüngere, in Wolgast Bogislaus folgen sollte. 



') Joh. Friedrich übt hier nicht eine Stimme „für sich und auch" eine 
für seine Brüder, sondern vielmehr nur eine Stimme aus, die zugleich „auch" 
im Namen jener gegeben wird. 

*) Zwischen Ernst und Ludwig darf kein Komma stehen, 
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Der Vergleich*) wurde in demselben Jahre von den Landständen 
bestätigt, wie auch jener ältere Erb vergleich von 1532. 

Nachdem 1592 Ernst Ludwig von Wolgast gestorben ist, finden 
wir 1594 die Unterschrift: „v. w. Bogislauen, Herzogen zu Stettin etc., 
in Vormundschaft dero Vettern und Pflegesohns, Philipps Juliussen, 
Herzogen zu Stettin, Pommern etc." neben derjenigen für Joh. 
Friedrich, so dass also auch hier nur zwei Stimmen erscheinen; 
desgleichen 1598 und 1603. 1613 aber findet sich nur die Unter- 
schrift für Philipp Julius von "Wolgast, während Philipp IE. von 
Stettin (1608 — 18), ein Sohn des Bogislaus^), seine Stimme nicht 
ausübte. 1637 erlosch dann in Bogislaus XTV. das herzogliche 
Haus, worauf 1641 Kur- Brandenburg zwei Stimmen für Pommern, 
mit der ausdrücklichen Bezeichnung „wegen Pommern -Stettin" resp. 
„wegen P. -Wolgast", führte, von welchen es 1648 die eine an 
Schweden abgeben musste. 

Wir haben diesen Daten kaum etwas hinzuzufügen. Am Be- 
ginne unserer Periode entstehen durch ßrbtheilung 2 Fürstenthümer 
und 2 Beichstagsstimmen Pommerns. Eine weitere Vermehrung 
der letzteren erfolgt nicht, aber nur, weil die Hauspolitik, „alte 
Erbeinigungen", jede fernere Landestheilung verhinderten. Das 
Aussterben der herzoglichen Linien tritt aber in einer Zeit ein, in 
welcher ein Fortführen ihrer Stimmen nicht mehr als eine Neuerung 
angesehen werden konnte, um so weniger, als dieselben von einem 
Kurhause beansprucht wurden, welches bisher keine Stimme im 
Fürstenrathe geführt hatte. 

XX. Meissen^ welches um 1541 auf Grund gefälschter Urkun- 
den als Fürstenthum anerkannt^) wurde, kommt nur von 1548 bis 
1570 in den Unterschriften der Reichstagsabschiede vor. 1548 und 51 
findet sich nur eine Unterschrift für dasselbe: 1555 unterschreibt 
„Heinrich der Altere für sich und seinen Bruder Heinrich den 
Jüngeren", und in gleicher Weise 1559, während 1557 und 1566 
besondere Unterschriften für beide erscheinen, 1567 nur die Hein- 
richs des Jüngeren, in Vertretung gegeben, und endlich 1570 die 
alleinige „Heinrichs Burggrafen v. M." 

Am 22. Januar 1572 stirbt mit Heinrich VII. das Geschlecht 
aus, die Kegalien fallen an Kaiser und Reich zurück, die übrigen 



•) Häberlin N.T. R-G. IX, p. 116, 117. '' 

*) Joh. Friedrich von Stettin war 1603 kinderlos gestorben und ihm Bo- 
gislaus, der zweite der Brüder, gefolgt, bis 1608. 

») Ficker „ßeichsfürstenstand" XIII § 164 u. § 187 unter No.3. 
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Besitzungen an die betreffenden Lehnsherrn, Böhmen und den Kur- 
fürsten von Sachsen; worauf die Stimme Meissens im Fürstenrath 
erlischt^). Man sieht: mit der Anerkennung der Fürsten würde ent- 
steht eine Stimme im Fürstenrath ; sie verdoppelt sich, sobald zwei 
Brüder sich in die Burggrafschaft theilen; sie sinkt wieder zur 
ursprünglichen Einheit hinab und erlischt völlig mit dem Aussterben 
des Geschlechtes, als die Burggrafschaft mit selbständigen Burg- 
grafen aufhört. 

XXI. Noch müssen wir Ostreichs Unterschriften verfolgen. 
Im Titel 8 des Abschiedes von 1495 erscheint ein Erzherzog von 
Ostreich; mit welchem unterhandelt werden soll, des Kaisers Sohn 
Philipp. Eine Unterschrift „v. w. des Erzhertzogs von O." findet 
sich dann 1500; 1507 und 1521; 1526 (Augsburg) erscheint zum 
ersten Male die Unterschrift „v. w. Haus Ostreich'^, in demselben 
Jahre zu Speier aber wieder eine ftir den Erzherzog; dann mit nur 
zweimaliger Unterbrechung; 1527 und 1537; bis 1548 immer die 
Unterschrift für ..Haus Ostreich". 1551 finden sich deren zwei: 
1) für ;,Haus Ostr.*'; und 2) für die Statthalterin der Niederlande; 
Maria; aber 1555 und 1557 wieder nur die erstere. Erst von 1559 
an finden wir regelmässig die beiden Unterschriften für das ;;Haus 
Ostreich** und für ,;Haus Burgund"; also erst; nachdem die Nieder- 
lande definitiv in den Besitz einer anderen Linie der Habsburger 
gekommen sind; der Kaiser übt vorher nur einmal durch seine 
Statthalterschaft eine Stimme für seine niederländischen Besitz- 
ungen aus. 

Neben diesem geben nur 1570 und 76 Ferdinand von Ostreich; 
d. h. von Tyrol; und 1613 dessen Sohn Maximilian besondere und 
zwar jedesmal persönliche Unterschriften^). Nun heisst es aber in 
jenem Bericht von 1582 bei Goldast ausdrücklich; es hätten zu 
2 Reichstagen die Erzherzöge von Ostreich; und zwar ;;KaiserL 
Maj. sammt dero Gebrüdern" — also alle 3 — ; nur eine Gesandt- 
schaft abgeordnet und; wenn auch ,;protestando", nur eine Gesammt- 



1) Häberlin IX, p. 19. 

2) Wenn Moser 34, p. 287, 288, angiebt , dass auch 1582 Karl von Steier- 
mark für sich besonders unterschrieben habe , so ist das nach der N. S. nicht 
der Fall; Häberlin nennt ihn nur anwesend. Moser aber hätte nach seiner 
Angabe consequenter Weise, da er für jeden in den Unterschriften erscheinen- 
den Fürstennamen eine besondere Stimme annimmt, solches auch hier für 
Ostreich zu 1582 thun müssen, also auch hier einen seiner Observanz dieses 
Jahres entsprechenden Fall zu verzeichnen gehabt. 
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stimme geführt; das könnte sich auch auf 1570 und 1576, oder 
1576 und 1582 beziehen, in jedem Falle auf das mittlere Jahr, wo 
wir doch eine besondere Unterschrift für Ferdinand finden. Wie 
dem auch sein mag, ob er wirklich eine besondere Stimme aus- 
geübt oder nur eine eigene Unterschrift gegeben hat, jedenfalls 
wäre letzteres nicht gestattet worden, wenn er nicht regierender 
Fürst und zu einer besonderen Stimme berechtigt gewesen wäre. 
Wir könnten im anderen Falle kein Analogen dafür finden, dass 
eine besondere Unterschrift einem nicht Stimmberechtigten gestattet 
worden wäre; wo wir die Namen solcher Personen fanden, waren 
sie stets anderen Unterschriften in einer Gestalt eingefügt, die keine 
besondere Stimme für sie annehmen liess. Der einzige ähnliche 
Fall ist die zweite Unterschrift Baierns von 1526 (Augsburg), wo 
eben diese zweite Stimme erschien, die sich Baiern ausdrücklich 
vorbehalten hatte. 

In den Abstimmungen muss sich Ostreich, wie aus dem Bericht 
des Arumaeus^) zu 1603 hervorgeht, immer nur einer Stimme be- 
dient haben, die es auch 1654 und in der folgenden Zeit allein 
führte. 



Die am Schlüsse beigefügte Tabelle giebt eine Uebersicht über 
die Stimmen sämmtlicher Häuser während der ganzen Periode, 
wobei die eingeklammerten Ziffern nicht ausgeübte Stimmen be- 
deuten. 



§ 4. Resnltat 



Betrachten wir nun das Verhältnis der erlöschenden, ent^ 
stehenden und fortgeführten Stimmen vor und nach 1582, wie esj 
sich in Zahlen ausdrückt. i 

Es mögen hier zunächst tabellarische Uebersicbten der einzelnen ', 
Fälle gegeben werden, in denen neben jeder Stimme die Jahres- ^ 



') „De comitiis" cap. 7, n. 134, 135, p. 550 ff. — Moser 34 p. 281, 282, § 9. 
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zahl des Reichstages angegeben wird, auf dem sie zum ersten, resp. 
letzten Male geführt^) wurde; es schien dieses wegen der Ver- 
gleichung mit der beigegebenen, allgemeinen Stimmentabelle dem 
anderen Verfahren vorzuziehen zu sein, nach welchem die 
Jahreszahl des Entstehens resp. Verschwindens der betreffenden 
Regentenlinie hätte angegeben werden können. Ferner ist in den 
folgenden Uebersichten von einer allgemeinen historischen Reihen- 
folge abgesehen, vielmehr eine solche der einzelnen Fürstenhäuser 
eingehalten, weil auf diese Weise es möglich wird, das Entstehen 
und Verschwinden einer Stimme auch dem Auge parallel neben- 
einander -zu zeigen und die Übersichtlichkeit dadurch zu fördern. 



I. Tor 

1) Erlöschende St.: 

1510 Jülich-Berg .... 1 

1548 Henneberg-Römhild 1 

1551 Albrecht V. Brandenbg. 1 



1570 Küstrin .... 
1500 Baden-Röteln . . 
1532 Philipp V. Baden . 
1559 Wolfgang v. Anhalt 



1 
1 
1 
1 



1498 Hessen-Marburg . . 1 

1566 Sachsen 1 

1557 Pfalz -Neuburg . . . 1 
1544 Friedrich von der Ober- 
Pfalz 1 

1570 Meissen 1 

1566 Meissen 1 



13 



1582: 

2) Entstehende St.: 
1576 Aremberg .... 

1551 Georg Friedr. v. Bran- 
denburg 

1570 Nommeny 

1541 Küstrin 

1521 Philipp V. Baden . . 
1535 Bernhard v. Baden ') . 
1521 (42) Wolfgang v. Anhalt 
1505 Meklenburg . . . 
1500 Braunschw.-Calenberg 

1567 Hessen 

1566 Sachsen 

1505 Pfalz- Neuburg . . 

1570 Pfalz-Neuburg . . . 
1564 Pfalz Veldentz . . . 

1576 Sachsen 

1526 Pommern 

1548 Meissen 

1555 Meissen 

1551 (59) Burgund . . . 



') Natürlich sind dabei auch diejenigen Fälle berücksichtigt, in denen 
eine Stimme hätte ausgeübt werden können und nur in Folge der Nichtbe- 
schickong des Keichstages ruhte. 

*) Diese Stimme könnte ebensogut als ein Weiterbestehen der Philipps 
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3) Fortgeführte Stimmen: 
Hierzu müssen gezählt werden: 1) die im Jahre 1529 für 
Wirtemberg geführte Stimme; 2) die Stimme der im Jahre 1503 
ausgestorbenen Linie Baiern-Landshiit, welche sich Baiern ausdrücklich 
reservirte, und die i. J. 1526 noch einmal erscheint; 3) die Stimme 
Friedrichs, der die Ober- Pfalz seit 1509 verwaltete und eine be- 
sondere Stimme von 1510 bis 1544 ausübte, welche man als eine 
Fortführung der Stimme der i. J. 1498 erloschenen Mosbacher Linie 
ansehen kann; 4) die Stimme, welche Ott Heinrich als Kurfürst 
von der Pfalz im Jahre 1559 fiir Neuburg abgeben lässt; zusammen 
4 Stimmen in diesem Zeitraum bis 1582. 



n. 1582 und 

1) Erlöschende St.: 
1603 Jülich-Cleve-Berg . . 



1594 

1594 
1598 
1582 
1582 
1594 
1582 
1609 



Baden-Baden 
Baden-Hochberg 
Anhalt . . . 
Anhalt . . 
Meklenburg . 
Kaienberg 
Grubenhagen 
Hessen-Rheinfels 
-Marburg 



n 



naehher bis 1654: 

2) Entstehende St.: 

1613 Brandenburg 
1654 Mömpelgart 
1594 Baden-Sausenberg 
1641 Baden-Baden 

Baden-Hochberg ^) 
1594 Anhalt .... 



1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 



10 



1613 Meklenburg 
1641 Kaienberg 



1 
1 
1 
1 
1 
2 

1 
1 



1594 Sachsen 1 

1613 Sachsen 1 

1654 Sachsen 1 

1582 Pfalz-Lautern ... 1 

13 



von £aden angesehen werden; da aber nach des letzteren Tode eine neue 
Theilung vorgenommen wurde, so haben wir der Genauigkeit halber beide hier 
eingereiht; das gleiche ist lö66 bei Sachsen der Fall, wo die in Folge der Ge- 
fangenschaft Johann Friedrichs erlöschende Stimme im Jahre 1576 von seinen 
Kindern wieder aufgenommen wird, ähnlich bei Pfalz-I^euburg 1557 u. 1570. — 
Dagegen konnten die drei für Mömpelgart in den Jahren 1659, 1566 und 1567 
vorkommenden Stimmen nicht berücksichtigt werden, da sie von vornherein 
bestritten wurden und sich nicht behaupteten. 

') Man wird dieses hier mitzählen müssen, da ein Fortbestehen der Linie 
sicher auch, wie bei Sausenberg, zur Ausübung einer Stimme für dieselbe ge- 
führt hätte. 
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3) Fortgeführte Stimmen: 1) Pfalz-Lautern 1594-, 2) Pfalz- 
Simmern 1598; 3) Henneberg 1594-, 4) Baden-Durlach 1613; 
5) u. 6) Pommern 1641 zwei Stimmen; 7) Eisenach 1654; 8) Gruben- 
hagen 1654; letzteres schien unter die entstehenden Stimmen nicht 
gerechnet werden zu können, wenn es auch unter den erlöschenden 
mitgezählt wurde, da Grubenhagen keinen eigenen Herrn erhielt, 
sondern mit Lüneburg vereinigt blieb. 

Zieht man nun die Durchschnittszahlen, so stellt sich zunächst 
das Verhältnis der entstehenden Stimmen in den beiden Zeiträumen 
von 87 resp. 72 Jahren wie®'/2i • 'Vis» oder auf 4*/2i Jahre im ersteren 
Zeitraum kommt 1 entstehende Stimme gegen 57i8 Jahre im zweiten. 
Für die erlöschenden Stimmen stellt sich dieses Verhältnis wie 
®7ia''*Ao oder: während in der früheren Periode auf Q^lts Jahre 
eine erlöschende Stimme kommt, geschieht dieses in der zweiten 
Periode bei 77io Jahren. Hiernach würden also in der Zeit nach 
1582 im ziemlich gleichen Verhältnis sowohl etwas weniger Stimmen 

erlöschen als auch entstehen, so dass man hiernach nicht auf eine 

•* 

Änderung der Principien schliessen könnte, nach denen sich die 
Stimmen im Reichsfürstenrath regelten. 

Vergleicht man aber das Verhältnis der entstehenden zu den 
erlöschenden Stimmen in beiden Perioden, so ist dieses bis 1582 
wie 21:13 = l®/i8 = 1®%80> oder: auf l^^iao entstehende Stimmen 
kommt 1 erlöschende, von 1582 an aber wie 13:10 = l*/io = l^Viso 
Im Verhältnis zu den entstehenden Stimmen fanden wir also in der 
letzteren Periode mehr erlöschende als in der ersteren, ein Faktum, 
welches in direktem Widerspruche zu Mosers Annahme stehen würde, 
wonach um 1582 das alte Princip von dem neueren abgelöst worden 
wäre, nach welchem die Stimmen erloschener Fürstenhäuser weiter- 
geführt werden sollten, da danach ja ein Erlöschen von Stimmen 
fast gar nicht mehr hätte vorkommen können. 

Die hier sich ergebenden Resultate scheinen auf einen ganz 
anderen Entwickelungsgang hinzuweisen, als auf ein so plötzliches Auf- 
hören des einen und eben so plötzliches Eintreten des anderen Princips. 

Wir finden am Beginn unserer Periode den Satz in Gültigkeit, 
dass jeder regierende Fürst eine Stimme als personelles Recht be- 
sitze, jeder legitime Sohn aber, eventuell durch Theilung mit mehreren 
Brüdern, ein solcher werden könne, dass ferner mit dem Aussterben 
einer Linie deren Stimme nicht fortgeführt wird, wenn nicht das 
Fürstenthum wieder einen eigenen Regenten erhält. Wir finden 
beides auch nach 1582 durch eine ziemlich proportionale Anzahl 
von Fällen bis in die jüngsten Decennieu des behandelten Zeit 
raumes bestätigt. 
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Daneben aber lässt sich eine andere Bewegung verfolgen, die 
geeignet ist, im Laufe der Zeit ein neues Rechtsprineip anzubahnen. 
Es werden schon in ganz früher Zeit die Stimmen einiger Fürsten- 
thümer weitergeführt, die keinen besonderen Regenten mehr haben. 
Als einen theilweise dahin gehörenden Fall mussten wir die Stimme 
Friedrichs, des Regenten der Ober- Pfalz, seit 1509 betrachten ; 1529 
wird dann die Stimme Wiftembergs, trotzdem es an F/erdinand von 
Ostreich verliehen war, welcher als Erzherzog bereits Votum und 
Session im Fürstenrathe hatte, doch weitergeführt, es hatte also hier 
bereits ein Fürst zwei Stimmen. Dann hatten wir die Ausübung 
des Votums von Pfalz-Neuburg durch den Kurfürsten im Jahre 1557 
zu verzeichnen, ein Fall, der bei analoger Sachlage 1594 und 1598 
abermals die Weiterführung zweier Stimmen (Lauterns und Simmerns) 
durch den Pfalzischen Kurfürsten zur Folge hatte. Ein anderer 
Fall der Art wurde durch speciell territoriale Verhältnisse hinsichtlich 
Hennebergs veranlasst, worauf dann erst nach längerer Zeit, im 
Jahre 1613, die Fortführung der zweiten Stimme Badens, 1641 die 
der beiden für Pommern folgte, letzteres nach der Analogie der 
Pfälzischen Vorgänge, da auch hier ein Kurfürst diese Stimmen im 
Fürstenrathe führte. Es ist schon bei Gelegenheit der Besprechung 
der Pfalzischen Stimmen darauf aufmerksam gemacht, wie diese 
einzelnen Thatsachen, an sich aus ganz speciellen, jedesmal be- 
sonderen Ursachen hervorgegangen, keineswegs aber auf einem 
neuen Rechtsprineip beruhend, doch dazu führen mussten, ein solches 
allmählich ins Leben zu rufen, welches als Princip zum ersten und 
einzigen Male vor 1654 im Jahre 1613 ausgeübt zu sein scheint. 
Doch ist selbst für diesen Fall schon in früher Zeit ein ganz ähnlicher 
in der Art aufzuweisen, wie Baiern sich seine ehemalige, lange be- 
stehende zweite Stimme reservirte, wenn es dieselbe auch nicht ausübte. 

Mit nichten ist hier also irgendwo ein scharfer Schnitt im Ver- 
fassungsleben, ein plötzliches, bewusstes Eintreten eines neuen 
Princips, wie es Moser mit dem Jahre 1582 statuiren will, an- 
zuerkennen, sondern vielmehr eine stetige, langsame Entwickelung 
dieser auf Gewohnheitsrecht beruhenden Verfassung des Fürstenrathes, 
die ihren definitiven Abschluss erst mit dem Reichstage von 1653/54 
fand, wo eine neue Fürstenstimme für Mömpelgart zum ersten 
Male — wie auch die mehrerer anderer neu creirter Fürsten — 
durch besondere Abstimmung der Stände geschaffen wird. 

Gehen wir aber den innerlich wirkenden Ursachen nach, welche 
diese Entwickelung bedingten, so lagen dieselben wesentlich in den 
territorialen Verhältnissen der einzelnen Fürstenthümer und der 
Ilauspolitik ihrer Regenten. 



.< 
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Überall kann man verfolgen, wie bei Theilung von Fürsten- 
thümern stets alte, durch frühere Theilungen festgesetzte Grenzen 
eingehalten werden: so bei Pommern und Meklenburg, bei Braun- 
schweig; so bei Baden, wo die Begriffe der oberen und unteren 
Markgrafschafk, wie bei Brandenburg die des Landes „ob unter dem 
Gebirg" immer festgehalten werden; bei Baden finden wir dieses 
Anlehnen an ein früheres Theilungsprojekt bei Gelegenheit der 
Theilung nach 1582 urkundlich bestätigt; so tritt dieses auch deut- 
lich in der Theilung Anhalts vom Jahre 1603 zu Tage, wo man 
sich gezwungen sieht, wegen der ehemaligen Theilgrenzen und der 
durch dieselben bestimmten Verwaltung nur vier statt fünf Theile 
zu machen. Es war eine natürliche Folge hiervon, dass sich an ein 
so fest begrenztes Territorium der Begriff eines Fürstenthums als 
juristischer Person mit bestimmten Rechten allmählich anknüpfen 
konnte, welcher mit dem Lande an den neuen Besitzer desselben 
überging; und ebenso natürlich war es, dass dieser die damit ver- 
knüpften Rechte aufrecht zu erhalten suchte. Diese Erscheinung 
glauben wir bereits in der Stimme Friedrichs von der Oberpfalz, 
wie in der Wirtembergs während der Ostreichischen Occupation 
zu finden und sehen dieses Bestreben ziemlich deutlich sich aus- 
sprechen, wenn sich Baiern im Jahre 1521 seine zweite Stimme 
ausdrücklich reservirte; dasselbe müssen wir dann 1613 bei Baden 
erblicken, wo freilich die Anzahl der inzwischen eingetretenen, 
gleichartigen Ereignisse diesem noch eine ganz besondere Bedeutung 
verleihen musste, in so fern, als hier ein Fürst einfach eine zweite 
Stimme wegen eines ihm zugefallenen Landes führt, ohne dass dabei, 
so weit die Nachrichten vorliegen, andere specielle Verhältnisse mit* 
wirkten, als das lange Bestehen dieser zweiten Stimme und jeden* 
falls die Einwirkung der anderen PräcedenzfäUe. 

So konnte sich allmählich der Grundsatz Bahn brechen, dass 
die Stimme einer ausgestorbenen Fürstenlinie von den Erben 
weitergeführt werden könne. Bei Sachsen konnten wir an der 
Hand urkundlichen Materials verfolgen, wie dieses Frincip allmählich 
in das Bechtsbewusstsein der Zeit eindrang, und wie es sich von 
der Stufe der Meinung bis zur entschiedenen, zweifellosen Annahme 
langsam heranbildete. 

Dieses würde zunächst nur zu einer um so stärkeren Ver- 
mehrung der Fürstenstimmen geführt haben, — wie es wirklich, 
wenn auch in geringem Masse geschah — , da damit jener von alters- 
her bestehende Satz, dass der Fürstenstand auf alle legitimen Nach- 
kommen übergehe, und dass daher« wenn mehrere solche ihr ererbtes 
Fürstenthum in verschiedene Theile mit selbständigen Regierungen 
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theilten, sie auch eine dem entsprechende grössere Anzahl voA 
Stimmen im Furstenrath erhielten, nicht beseitig^ wurde. Innerlich 
war es aber in jener Entwickelung, die mit dem einzelnen Fursten- 
thum schliesslich den Begriff einer juristischen Persönlichkeit ver- 
knüpfte, begründet, dass die Stimme desselben auch im Falle einer 
Theilung nicht verviel&ltigt werden dürfte, da die Person im 
Principe nicht, wie das Land, theilbar und die mit ihr verknüpften 
Rechte daher nicht vervielfaltigungsfähig sein können. 

Aber nur sehr langsam sehen wir diese Consequenz sich voll- 
ziehen; sie erscheint erst als die letzte, abschliessende Spitze des 
ganzen, sich allmählich vollziehenden Umschwunges beim Schluss 
unserer Periode — die Gothaische Stimme, ans einer Erbtheilung 
hervorgegangen, erscheint zum ersten Male auf dem Reichstage, 
der den Schlusspunkt der Entwickelung bildet, dem von 1653/54 — j 
während die inneren Triebfedern, welche sie wesentlich bedingten 
und förderten, zum grossen Theile eben&lls in der Hauspolitik der 
einzelnen Fürstenhäuser zu suchen sind, wenn man auch nicht 
läugnen kann, dass das Reich diesem Bestreben merklich entgegen- 
kam. Hier ist der Punkt, bei dem man eine Wechselwirkung in 
dieser Richtung zwischen den territorialen und den Reichsgewalten 
deutlich beobachten kann. 

Die Möglichkeit war ja den einzelnen Fürstenhäusern gegeben, 
neue Stimmen zu beanspruchen und auszuüben, sofern sie sich nur ent- 
schliessen konnten, ihren Territorialbesitz unter mehrere selbständig 
regierende Herrn zu zersplittern, hier aber setzt jenes Bestreben 
ein, das in einzelnen Erscheinungen schon viel früher zu Tage ge- 
treten war, und welches in den Kämpfen der Reformationszeit, bei \ 
dem Erwachen des nationalen und eigenen Bewusstseins, zugleich 
aber auch in Folge der Erkenntnis, dass zur Selbsterhaltung vor 
allem die eigene Stärke gehöre, sich zur festen Tradition in den 
Fürstenhäusern ausbilden musste, das Bestreben, ihr Land un- 
getheilt von Qeschlecht zu Geschlecht zu vererben. 

Schon Berthold X. von Henneberg soll fär die von ihm begründete 
Schleusingensche Linie eine Verordnungerlassen haben, dass immer 
nur ein regierender Herr in derselben existiren dürfte^). Wir 



') Müller „ Eeichstagstheatrum unter Friedrich III." Bd. I, I.Vorstellg., 
cap. XIX, § 6, p. 2Ö0; — doch weiss Schultes hiervon nichts ; es wird in sofern 
wahrscheinlich, als von Bertholds Söhnen Heinrich VIII. (XII.) durch Verzicht 
seiner Brüder alleiniger Nachfolger seines Vaters wird, dieser Verzicht aber 
noch bei Lebzeiten Bertholds im Jahre 1316 — Berthold t 1340 — ausgestellt 
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konnten dann bei verschiedenen Punkten beobachten, wie sich 
diese Politik des Zasammenhaltens geltend machte ^). — In 
Lothringen war bereits seit alter Zeit ein Beispiel fiir eine solche 
Beschränkung der Erbfolge gegeben*). — Zwei Jahrzehnte vor 
vor unserer Periode, 1473, erliess Albrecht von Brandenburg sein 
bekanntes Hausgesetz, dessen Wirkungen wir in der inneren Ge- 
schichte der Theilungen der Fränkischen Fürstenthümer verfolgen 
konnten. — In Holstein fanden wir die gleiche Tendenz, ein Geltend- 
machen des Vorrechtes des Erstgeborenen, schon beim Begründer 
der Gottorper Linie, dann auch ferner in den Vorgängen der Haus- 
geschichte ^), bis Johann Adolf in seinem Testament vom 9. Januar 1608 
fiir die Linie Gottorp definitiv das Erstgeburtsrecht einführte. — 
In Leuchtenberg traf Johann VI. im Jahre 1531 seine wichtige 
Bestimmung. — Für Jülich -Kleve -Berg schuf der Heirathsvertrag 
von 1511; wenn nicht ein Vorrecht des Erstgeborenen, so doch eine 
Schranke, welche Theilungen unmöglich machte. — Im Jahre 1576 
bewirbt sich die Gräfin von Aremberg und ihr ältester Sohn um 
eine Stimme im Fürstenrath. — In Meklenburg wurde definitiv die 
Primogenitur zwar erst 1637 resp. 1654 für Güstrow*) eingeführt, 
aber schon seit dem Beginn unserer Periode finden gemeinschaft- 
liche Regierungen statt, und werden völlige Theilungen vermieden. — 
In Pommern beruft man sich im Jahre 1569 auf alte Erbeinigungen, 
nach denen das ganze Land nicht mehr als in zwei Theile ge- 
theilt werden durfte. — In Braunschweig - Wolfenbüttel findet sich 
bereits Heinrichs des Alteren Bestimmung bei der Hochzeit seines 
gleichnamigen, ältesten Sohnes, welche 1535, 1552 und 1582^) be- 
stätigt wird. In Kaienberg trifft Erich I. in seinem Testament 
vom 26. Juli 1540 eine Bestimmung, welche, im Falle er mehrere 
Söhne hinterlassen sollte, diesen eine Theilung untersagt. In Lüne- 



wurde; s. SchuUes „Diplom. Gesch. von Henneberg" Bd II, p. 54, Ö5, 57 und 
Beilage XXIX die Yerzichturkunde. 

') Gemeinsame Regierungen; Verzichte jüngerer Söhne seit 1316; be- 
sonders die beiden Urkunden Wilhelms VI. von 1555 und 1556, wo er sich 
fär das Vorrecht des Erstgeborenen auf das „uralte und seit menschlich Ge- 
denken" Herkommen beruft, dazu der dieses bestätigende Lehnbrief des Kaisers 
von 1566 — cfr. p. 39 mit Anm. 3. 

*) s. Ficker „Reichsfürstenstand" § 189. 

') 1559 beseitigt Friedrich II. die Ansprüche seiner Brüder. 

*) Ficker „Reichsfstd." § 198, p. 295, nennt zwar das Jahr 1573, doch 
muss es sehr zweifelhaft erscheinen, ob durch dieses Testament das Erst* 
gebnrtsrecht überhaupt eingeführt wurde; cfr. p. 65, Anm. 7. 

*) Ficker „Reichsfstd." § 198, p. 265, nennt nur dies letztere Jahr. 
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bürg finden wir deu Vertrag vom 3. September 1610, in öruben- 
hagen eine sich — wie es scheint — von selbst regelnde Erbfolge 
des Erstgeborenen. — In Pfalz-Zweibrücken führt schon Alexanders 
Testament (f 1514) die Primogenitur ein; sie wird erneuert in 
Wolfgangs Testament vom 16. August 1568^), wo auch eine gleiche 
Bestimmung Otto Heinrichs für Neuburg erwähnt wird. — In 
Hessen sahen sich die Enkel Philipps bewogen, die Primogenitur 
einzuführen: für Darmstadt 1606 und 1625, für Cassel 1627 und 
1628. — Nur Sachsen macht eine Ausnahme, worauf schon bei der 
Besprechung seiner Stimmen hingewiesen ist. — In Baden fanden 
wir testamentarisch ein direktes Theilungsverbot Karls 11. (f 1577). — 
Auch in Baiern können wir eine ganze Keihe solcher Versuche 
verfolgen, die alle dahin zielten eine Einheit in der Nachfolge her- 
zustellen. Albrecht III., der 1460 starb, verordnete, dass von 
seinen vier Söhnen stets nur die beiden ältesten regieren sollten, 
und sein Sohn Albrecht IV. (1460 — 1608) errichtete, nachdem er 
seit 1503 ganz Baiern in seiner Hand vereinigt hatte, im Jahre 1506 
das erste Bairische Primogeniturgesetz *), nach welchem nur seinem 
Erstgeborenen und dessen Nachkommen, ebenfalls nach dem B,echte 
der Erstgeburt, die Regierung der Bairischen Gesammtlande zustehen 
sollte. Auch der Verträge Wilhelms HI. mit seinem Bruder Ludwig 
von 1514 und 1516 *) muss hier wieder gedacht werden, in welcher 
Angelegenheit man offenbar eine völlige Theilung zu vermeiden 
suchte. Von neuem wird das Erstgeburtsrecht dann in den Ehe- 
pakten mit Anna von Ostreich im Jahre 1546 bestätigt^), und 
endlich fand sich Wilhelm IV. im Jahre 1588 mit seinem Bruder 
Ferdinand, der ein bürgerliches Mädchen geheirathet hatte, dahin 
ab, dass seinen Nachkommen „nach Erstgeburtsrecht^ die Nachfolge 
zunächst erhalten bleiben, und erst nach dem Aussterben seines 
Geschlechtes die Linie Ferdinands zur Kegierung gelangen *) sollte. 
Wir sehen, wie Alles dieses mit der Entwicklung des Fürsten- 
rathes übereinstimmt. Noch vor dem Beginne der besprochenen 



') Ficker 1. c, § 198, p. 266, nennt noch 1591. 

*) Primogenitur-Sanction d. d. 8. Juli 1606 „Mittwoch nach St. Ulrichstag" 
— Buchner „Gesch. von Baiern" Buch VI, p. 596 ff. — Krenner „Bair. Land- 
tagsverhdlg." XV, 355—381. — f reiberg „Gesch. der bair. Landstände" II, p. 
68 ff. — Schulze „Hausgesetze" I, p. 270. 

») s. p. 100, Anm. 5, 6 u. p. 101, Anm. 1. 

*) s. p. 102, Anm. 2. 

*) s. p. 102, Anm. 2. — Buchner „Gesch. v. Baiem" Buch VII, S Hl? 
p. 286; Ferdinands Nachkommen waren die Grafen von Wartenberg, die 1736 
ausstarben ; 1. c. — Ficker „Reichsfürstenstand" § 198, p. 265, nennt nur diesen 
Vertrag von 1588. 
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Periode beginnt das Bestreben, die Fürstenthümer zu festgeschlosseneii 
Ganzen, zu untheilbaren Körpern zu gestalten; wir finden Theilungen 
vermieden durch gemeinsame Regierungen, durch Verträge einzelner 
Fürsten mit ihren jüngeren Brüdern, um letztere irgend wie ab- 
zufinden, und sehen, wie dieses Princip in definitiven Hausgesetzen 
sich namentlich in der zweiten Hälfte unserer Periode geltend macht; 
besonders seit dem Beginn des 17. Jahrhunderts, als auch im 
Fürstenrathe der neue Grundsatz sich immer deutlicher heraus- 
zubilden und festzusetzen beginnt. — Dass auch das Reich diesem 
Bestreben, die Fürstenthümer zu consolidiren und ungetheilt zu er- 
halten, entgegenkam, das zeigt die Erhebungsurkunde Wirtembergs 
im Jahre 1495^), welche ausdrücklich für das neue Herzogthum 
Untheilbarkeit festsetzte; das zeigen die kaiserlichen Bestätigungen 
derTestamente,der Erbfolgeordnungen und bei Hessen die kaiserlichen 
Primogeniturdiplome für beide Linien, während bei Anhalt bei 
Gelegenheit der Urkunde von 1635*), welche das Seniorat von 
neuem bestätigte, darauf hingewiesen werden konnte, wie auch 
andere Verhältnisse, namentlich Gesammtbelehnungen, darauf hin- 
führten, das einzelne Fürstenthum immer mehr als eine geschlossene 
Einheit zu betrachten. 

Bei Baiern*) konnte ferner darauf hingewiesen werden, wie 
auch die immer lebhaftere Theilnahme der Landstände an der Re- 
gierung und Verwaltung des Landes, die, wie hier, sich überall in 
der Geschichte der einzelnen Territorialfürstenthümer während des 
16. Jahrhunderts verfolgen lässt^), mehr und mehr die Einheit des 
Fürstenthums als eines staatsrechtlichen Begriffes ausbilden musste, 

') Ficker p. 260, § 195. — Stalin III, 641 ff. — Stalin „Wirt, öesch.« III 
hat ein eigenes Kapitel — § 42, p. 602 ff. — den Wirtembergischen Haus- 
verträgen gewidmet, die alle auf die Consolidirung des Fürstenthums abzielen 
und in der Aufnahme der Untheilbarkeit und des Erstgeburtsrechtes durch die 
Herzogsurkunde ihre abschliessende Spitze erhalten. Schon der Uracher Vertrag 
— 12. Juli 1473 — stellt die „Verhütung der Zertrennung Wirtembergs'* als 
Absicht voran (Stalin III, 602); er wird bestätigt durch den Vertrag zu 
Reichenweiher, 26. April 1482 (Stalin III, p. 605). Der Vertrag von Mün- 
singen — 14. December 1482 — führt dann eine Senioratserbfolge ein (Stalin 
III, 606—608), bestätigt durch den Stuttgarter Vertrag vom 22. April 1485 
(Stalin III, 609. 610). Endlich noch der Vertrag von Esslingen — 2. Sep- 
tember 1492; „die Herrschaft Wirtemberg soll ungesondert und ungetrennt 
bei einander bleiben" (Stalin III, 614. 615). 

*) 8. p. 61. 
») 8. p. 108. 

*) bei Eraunschweig-Lüneburg namentlich, bei Anhalt, bei Pommern; 
wesentlich bedingt wurde diese Theilnahme durch die in dieser Zeit immer 
grössere Dimensionen annehmenden Schuldverhältnisse der Fürsten. 

DomXre, Die Virilstimmen i. Reiobafttrstenrath. 9 
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und ein ähnlicher Einfluss musste auch von dem Vereinigungö- 
punkt der gesammten Reichsstände, dem Reichstage, ausgehen, be- 
sonders um den Beginn des 16. Jahrhunderts, als in die Verfassung 
des Reiches ein frischeres Leben gekommen war, als das In- 
teresse an der Hebung und Befestigung der Reichseinheit sich 
am stärksten geltend machte. 

Das Reich als solches hatte ein Interesse, in den Stimm- 
verhältnissen des Fürstenrathes eine gewisse Festigkeit zu schaffen, 
zumal diesem selbst in der geschlossenen Corporation des Kur- 
fürstenkollegiums mit seinen bedeutenden Prärogativen stets ein 
Antrieb gegeben sein musste, sich ebenfalls zu solcher Festigkeit 
zu consolidiren. Eine solche Beständigkeit, eine feste Gestaltung 
Hess sich aber doch nur erreichen, wenn man das einzelne Fürsten- 
Votum vom Wechsel der Personen möglichst unabhängig zu machen 
suchte* 

Gehen wir nun den Spuren nach, welche irgend wie auf die 
Tendenz hinleiten konnten, die Stimme auf dem Reichstage von der 
Person des einzelnen Fürsten abzulösen, so weisen wir eine 
solche zuerst darin erblicken, dass es schon im 15. Jahrhundert bei 
denjenigen Reichsfürsten, welche verhindert waren, persönlich auf 
dem Reichstage zu erscheinen, ganz üblich geworden war, sich ver- 
treten ^) 9u lassen, sei es, dass sie ihre Stimme einem andern Fürsten 
übertrugen, oder dieselbe durch eigene Gesandte ausüben Hessen. 
Es musste das sowohl in ihrem eigenen Interesse, als be- 
sonders in dem des Reichs liegen, da sich Stände an Beschlüsse, 
bei deren Abfassung sie nicht mitgewirkt hatten, durchaus nicht 
immer gebunden fühlten. Es lag das Bedürfnis vor, jeden Theil 
der Kraft des Reiches, den ein Fürst als Besitzer eines Fürsten- 
thums repräsentirte , an den gemeinsamen Reichshandlungen be- 
theiligt zu sehen. Evident und bewusst ausgesprochen tritt dieses 
Bedürfnis in dem Titel VIII. '^) des Abschiedes zu Worms vom 
Jahre 1495 hervor, wo in den §§ 6 — 17 genau bestimmt wird, 

') Wir finden in allen Abschieden, die uns in der N. S. aus der Zeit 
vor 1496 mit Unterschriften überliefert sind, der Fürsten „Rete" genannt, in den 
Reichsabschieden selbst werden wiederholt „Churfürsten, Fürsten und Fürsten- 
bottschaften, und der Stand Abgesandten" erwähnt, so z. B. im Reichsabschied 
zu Regensburg von 1471 unter dem Titel „Friedrichs III. Landfriede" N. S. I, 
p. 24Ö, 1. Spalte in der Mitte, und öfters. In unserer Periode finden wir sogar 
Reichstage, auf denen überhaupt nur Vertreter weltlicher Fürsten vorhanden 
waren: so 1497 zu Worms, 1526 zu Augsburg, 1527 zu Regensburg, 1535, 1542 
zu Nürnberg, 1543, 1545, dann erst wieder 1598, 1603 und 1641. 

*) „Abschiede und Befehle auf dem Reichstage zu Worms 1495", N. S. II, 
p. 24-27. 
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welche einzelnen Reichsfürsten mit den auf dem Reichstage nicht 
erschienenen verhandeln sollen, um noch nachträglich ihre Zu- 
stimmung und Unterschrift zu den Beschlüssen desselben zu er- 
langen. War dies doch der Reichstag, welcher die innersten 
Interessen der Nation berührte, der die Grundlage zu einer Besserung 
aller der Schäden zu geben schien, welche so lange an dem Marke 
des Reiches zehrten und in allen* Theilen , von allen Ständen des- 
selben aufs lebhafteste empfunden wurden. Die Durchführung dieser 
Beschlüsse konnte man nicht von der Willkür des Erscheinens oder 
Wegbleibens der einzelnen Reichsfürsten abhängen lassen, man 
musste sie durch die Verpflichtung aller territorialen Grewalten im 
gesammten Reichsgebiete ins Werk setzen. Die Leistungen, welche 
für die Errichtung und Erhaltung des Kammergerichts, für die 
Handhabung des Landfriedens nothwendig wurden, besonders die 
Aufbringung des gemeinen Pfennigs setzten die Kraft der einzelnen 
Reichstheile in Contribution, und der Reichstag begnügte sich nicht 
damit, die Summen, die die Matrikel den einzelnen Fürsten auf- 
erlegte, einfach von diesen einzuziehen, sondern bestimmte den Modus, 
nach welchem die Erhebung der Reichssteuer erfolgen sollte: man 
ordnete ihre Einziehung durch die Pfarreien an; die Fürsten waren 
für diese Beschlüsse rein die exekutive Gewalt in den einzelnen 
Reichstheilen. Nicht um die Person des einzelnen Fürsten als solcher 
konnte es sich hier handeln, sondern um das, was demselben that- 
sächlich sein Gewicht gab, um die Basis, auf die sich seine Macht- 
stellung und seine Bedeutung für das Reich begründete, sein Fürsten- 
thum; nicht den Fürsten als Person an sich, sondern als Regierungs- 
gewalt in einem Theile des Reiches wollte man zur Ausführung der 
Reichsbeschlüsse verpflichtet sehen. Wir sehen dieses auch äusser- 
lich ausgedrückt, wenn die Unterschrift für Wirtemberg im Jahre 
1529 nicht wegen „eines Herzogs" zu Wirtemberg, sondern nur 
„wegen des Herzogthums W." lautet. 

Dem entspricht es ferner, wenn wir in den Ausschreiben der 
Kaiser zu den Reichstagen und in den Beschlüssen einzelner Tage, 
welche eine neue Reichsversammlung festsetzen, stets nicht nur 
Fürsten und Stände, sondern auch deren eventuelle Botschaften ent- 
boten finden. So findet sich dieses z. B. im Reichsabschiede von 
1498, wo zugleich im § 59 die Nothwendigkeit hervortritt, um allen 
Weiterungen zu entgehen, die Fürsten und Stände zu zwingen, ihre 
Gesandten mit voller Gewalt auszustatten, indem stipulirt wird, 
dass andere gar nicht zugelassen werden sollen. Vor allem spricht 
sich dieses Bedürfnis, die Territorien vertreten zu sehen, in den 
verschiedenen Fällen aus, wo wir selbst für unmündige Fürsten 

9* 
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durch Vertretung Sitz und Stimme ausgeübt sehen. Dabei konnte 
doch von einer Bedeutung der Person gar nicht die Rede sein; die 
Stimme war hier eben der Repräsentant des Landes. Wir können 
auch verfolgen, wie diese Erscheinung erst eine Folge jenes älteren 
Gebrauches der Fürsten war, sich vertreten zu lassen. Während 
unter den Subscriptionen der zehn ßeichsabschiede, welche aus der 
Zeit von 1398 — 1489 mit solchen in der N. S. versehen^) sind, 
keine einzige vorkommt, die in Vormundschaft gegeben wäre, tritt 
diese Erscheinung erst 1505 auf, von wo an man an der Hand der 
Zahlen verfolgen kann, wie sie sich immer mehr festsetzt. Es mag 
hier eine nach Zeitabschnitten geordnete Uebersicht dieser Unter- 
schriften folgen; wir zählen: 

von 1506 — 1521, bei 5Eeichstagen, 6 Unterschriften ^) in Vormund- 
schaft gegeben; im Durchschnitt auf einen Reichstag also = 1,2; 

von 1542 — 51, bei 7 Reichstagen, 10 Unterschriften in 
Vormdsch. ^), im Durchschnitt auf einen Seichstag = 1,^28 • • '5 

von 1559 — 82, bei 6 Reichstagen, 13 Unterschriften*), im 
Durchschnitt = 2,1^^^.^ (resp. 10, Durchschnitt l,^^ . .); 

von 1594 — 1613, bei 4 Reichstagen, acht 8 Subscriptionen*) (mit 

I) zu Frankfurt 1398, N. S. I, p. 97—100 u. p. 103; 
„ Nürnberg 1431, „ „ „ „ 149; 
„. „ 1438, „ „ „ „ 165; 
„ Frankfurt 1457, „ „ „ „ 189—190; 
„ Wien, 1460, „ „ „ „ 190—198; 
„ Nürnberg 1466, „ „ „ „ 204—209 u. p. 209—214, 

wo ein Brief an den König von Ungarn, mit den Unter- 
schriften der anwesenden Fürsten versehen, gegeben wird; 
„ Nürnberg 1467, N. S. 1, p. 224; 
„ Regensburg 1471, „ „ „ „ 247; 
„ Rotenburg 1487, „ „ „ „ 282—284; 

1489, „ „ „ „ 289—290. 
*) 1505, 1507, 1510, 1512, 1521 für Ott Heinrich und Philipp von Neuburg, 
und 1510 für Wilhelm von Baiem. 

') 1542 zu Speier und Nürnberg: Ruprecht von Veldentz für Wolfgang 
von Zweibrücken; 

1542 (Speier), 1543, 44, 45, 48, 51 für Philibert und Christoph von Baden ; 
1551 für Georg Friedrich von Brandenburg. 

♦) 1559, 66, 70 für Friedrich von Wirtemberg und Mömpelgart, welche 
jedoch als anomal nicht in Betracht kommen; 
1567 u. 1570 für Philipp von Baden; 
1570 u. 76 für Georg Ludwig v. Leuchtenberg; 
1576 u. 82 je zwei für Sachsen; 
1576 für die Neffen Ulrichs v. Meklenburg; 
1582 für die Söhne Karls 11. v. Baden. 

*) 1594, 98, 1603 Bogislaus von Pommern in Vormundschaft seines Vetters 
und Pflegesohnes; 
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den theilweise in Vormundschaft gegebenen Sächsisch-Hennebergiachen 
und der des Administrators von Leuchtenberg i. J. 1613 aber 13), 
im Durchschnitt = 2, resp. 3,25; 

im Jahre 1641 — 1 ^) (dazu noch die Erwähnung der unmündigen 
Fürsten in der Anhaltischen Unterschrift); 

im Jahre 1654 endlich 4 Unterschriften^) in Vormundschaft 
(dazu ist bei Anhalt wieder das gleiche wie 1641 der Fall). 

In dieser Steigerung des Zahlenverhältnisses der in Vormund- 
schaft gegebenen Stimmen spricht es sich deutlich aus, wie man 
immer sorgfältiger bemüht war, die Stimmen im ßeichsfürstenrath 
möglichst vollzählig beisammen zu haben und keine derselben in 
Vergessenheit gerathen zu lassen. Dabei ist es eine beachtens- 
werthe Erscheinung, sowohl für die formale Ent Wickelung der 
Reichsabschiede und ihrer Subscriptionen wie, rückwärts geschlossen, 
für den Fürstenrath selbst, welche beide immer festere Normen an- 
nehmen, dass 1543 die Vormünder der jungen Markgrafen von 
Baden die Unterschrift für dieselben an ganz besonderer Stelle, 
mit genauer Einhaltung der Rangordnung geben, und dieses dann 
stets geschieht. 

Diesem Heranbilden fester Formen entspricht es auch, wenn 
wir in verschiedenen Fällen seit dem letzten Drittel des 16. Jahr- 
hunderts von Seiten des Fürsten rathes eine Opposition gegen eine 
willkürliche Vermehrung der Stimmenzahl verschiedener Häuser 
fanden, wie wir eine solche Wirtembergs gegen den Versuch, eine 
Mömpelgartische Stimme in Ausübung zu bringen, verzeichnen 
konnten, und wie namentlich auch Ostreich verschiedentliche Pro- 
teste gegen solche Versuche einlegte. Es ist dies ein Einfluss, der 
von der centralen Reichsgewalt, vom Reiche selbst, ausging, und 
der das Heranbilden fester Verhältnisse in der Zusammensetzung des 
Fürstenrathes wesentlich befordern musste. 

Ziehen wir schliesslich noch die geistliche Fürstenbank in 
Betracht, so finden wir auch hier Erscheinungen, welche in erster 
Reihe nichts anderes bedeuten können, als jenes Bestreben, das 



1594 für Georg Friedrich von Baden; 

1603 und 1613 für die Söhne Friedrich Wilhelms von Sachsen- Altenburg; 

1603 Maria von Lothringen für ihre Tochter; 

1613 für die Söhne Johanns von Sachsen- Weimar. 

') Eleonore Maria von Meklenburg für Gxistav Adolf. 

*) Maria Anna von Baiern: 1) für ihren Sohn, den Kurfürsten und Herzog, 
2) für ihren zweiten Sohn, Maximilian von Leuchtenberg ; Adolf Friedrich von 
Meklenburg für Gustav Adolf; Anna Maria von Eggenberg-Gradisca für ihren 
Sohn. 
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einzelne Gebiet in lebendige Beziehung zum Reiche zu bringen. 
Es prägt sich das in dem Umstände aus, dass geistliche Fürsten, 
die mehrere Stifter in ihrer Hand vereinigen, doch für sie alle ihre 
Unterschrift geben, es tritt dieses formal noch schärfer zu Tage, 
wenn wir sie in vorgeschrittener Zeit diese Unterschriften sogar 
einzeln abgeben sehen — zugleich auch ein Zeichen für die sorg- 
faltige Beobachtung der Rangordnung — , und endlich finden wir 
ein Analogen zu jenen Erscheinungen auf der weltlichen Fürsten- 
bank, dass die Stimmen erloschener Häuser weitergeführt werden, 
hier schon in früher Zeit darin, wenn eine Unterschrift nur „von 
wegen eines Stiftes", oder „sede vacante", oder in der Form „von 
wegen Dechant und Capitel des Stiftes N." gegeben wird. Wir 
lassen hier, ebenfalls periodenweise geordnet, eine Übersicht über 
die Zahl der geistlichen Doppelstimmen folgen, wie sie in den Sub- 
scriptionen der Beichsabschiede erscheinen, und heben dabei 
namentlich diejenigen Fälle hervor, in denen sie in besonderen Unter- 
schriften gegeben werden. 

Wir finden von 1500 — 1530, bei 12 Reichstagen, 14 Doppel- 
stimmen: 

Magdeburg- Halberstadt 7 mal, 

Osnabrück-Münster 1 „ 

Verden-Bremen 2 „ 

Osnabrück-Paderborn 1 „ 

Hildesheim-üonstanz 1 „ 

Naumburg-Freising 1 „ 

Worms-Utrecht . . 1 „ 

Dazu 1500 und 1505 Paderborn bei Cöln; Bremen 1500 ein- 
mal unter den weltlichen Fürsten angeführt, da es durch 
einen solchen vertreten war ; man sieht, wie die Formen noch 
schwankend sind; noch erscheint keine besondere Unter- 
schrift eines geistlichen Fürsten für ein zweites Stift. 

Von 1532 — 1542 (Speier), bei 4 Reichstagen, erscheinen 11 
Doppelstimmen und 2 dreifache: 

Magdeburg-Halberstadt 3 mal, 

Verden-Bremen 3 „ 

Naumburg-Freising 1 „ 

Worms-Speier 1 „ 

Worms-EUwangen 2 „ 

Worms-Ellwangen-Freising Imal i. J. 1542 

Minden-Münster-Osnabrück 1 „ i. J. 1542 

Wien-Constanz Imal 

hier erscheinen im Jahre 1532 die ersten getrennten Unter- 
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Schriften für Wien und Constanz ; der Bischof von Wien ist dabei 

eine ganz singulare Erscheinung unter den Beichsfürsten ; 
von 1542 (Nürnberg) — 1576, bei 13 Reichstagen, 32 Doppelstimmen 
und 14 dreifache: 

Magdeburg-Halberstadt 5mal, 

Bremen- Verden 5 „ 

Brixen-Trient . 7 „ 

Oesel-Curland 3 „ 

Ratzeburg-Lebus 3 „ 

Verden-Lübeck 2 „ 

Augsburg-Ellwangen 2 „ 

Ratzeburg-Lübek 1 „ 

Bremen-Osnabrück 1 „ 

Prüm-Stablo 1 „ 

Hildesheim -Freising 1 „ 

Metz-Verdun 1 „ 

besondere Unterschriften haben: 1542 und 1543 Halberstadt 
und Magdeburg; 1544 und 1576 Paderborn, welches in 
Händen des Erzbischofs von Cöln ist; 1559 Brixen; 1555 
und 1557 Ellwangen neben Augsburg; 

Worms-Preising-EU Wangen 6 mal, 

Minden-Münster-Osnabrück 5 „ 

Bremen- Verden-Minden 1 „ 

Osnabrück-Paderborn-Münster 1 „ 

Metz-Toul-Verdun 1 „ 

von diesen sind getrennt die Unterschriften von Osnabrück, 
Paderborn und Münster im Jahre 1570; 

Dazu lässt Trier für Prüm im Jahre 1576 eine besondere 
Stimme geben; ferner erscheint Paderborn 4 mal bei Cöln; 
1570 und 1576 noch Speier- Weissenburg, nachdem letzteres 
i. J. 1544 unter einem eigenen Probst den Fürsten bei- 
gezählt worden war; 

von 1582 — 1613, bei 5 Reichstagen, 8 Doppelstimmen, 3 drei- 
fache, 1 vierfache, 4 fünffache: 

a) Verden-Lübeck Imal, 

Hochmeister-Fulda 2 „ 

Halberstadt-Minden 1 ,, 

Metz-Toul l „ 

Regensburg-Ellwangen 2 ,. 

Strassburg-Passau 1 ,, 

b) Paderboni-Osnabrück-ßremen 1 ,, 

Constanz-Brixen-Murbach 2 „ 



c) Hildesheim-Freising-Lüttich-Stablo • 1 mal, 

im Jahre 1582. 

d) Münster-Hildesheim-Freising-Lüttich-Stablo . . . 3 „ 
Münster -Hilde 8 heim -Lüttich-Stablo-Berch- | 
tesgaden (hierzu noch Paderborn, das aber keine 

von Cöln getrennte Unterschrift hat) 1 „ 

4 mal ist Prüm bei Trier; besondere Unterschriften haben: 
1582 Metz und Toul; 1594, 98, 1603 die unter d) erste Reihe, für 
welche der Erzbischof von Cöln jedesmal besonders unterzeichnet; 

1594 und 1598 die unter b) zweite Reihe; 

1594, 98 und 1613 Prüm, welches nur 1603 nicht von der 
Unterschrift Triers getrennt ist; 

1613 die unter d) zweite Reihe; 

1598 Fulda und der Hochmeister- Administrator; 
1641 und 1654 erscheinen 2 Doppelstimmen, 2 dreifache, 3 vier- 
fache : 

a) Bamberg- Würzburg 3 mal, 

Regensburg-Osnabrück 

b) Osnabrück- Verden-Minden 

Hildesheim-Lüttich-ßerchtesgaden . . . 

c) Strassburg- Passau -Murb ach -Hersfeld 

Hildesheim-Paderborn-Münster-Lüttich . . 
Hochmeister-Strassburg-Passau-Murbach . 

Dazu heisst 1654 Trier der perpetuns administrator von Prüm; 
ferner erscheinen in diesem Jahre in besonderen Unter- 
schriften: Constanz und Reichenau, Speier und Weis- 
sen bürg. Die gesperrt gedruckten Bisthümer erscheinen 
alle in besonderen Unterschriften; Bamberg — Würzburg und 
Osnabrück — Minden — Verden — konnten zusammen- 
gefasst werden, da sie in der Rangordnung auf einanderfolgen. 
Die Fälle, in denen eine Unterschrift nur für ein Stift als solches 
gegeben wird, mögen hier chronologisch angeführt werden: 
1526 „V. w. des Erzstifils, Salzburg" ; 
1541 „Stifll Freising« ; 
„Stifll Chur" ; 
„Stifft Passau" 1); 
1555 „Dechant und Capitel von Minden"; 
1559 „Probst, Dechant und Oapitel des Thumstifils Preising 
sede vacante"; 
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') doch herrscht bei Fassau eine Unklarheit, indem es an anderer Stelle, 
unter den persönlich anwesenden, geistlichen Fürsten i einen eigenen Admini- 
strator hat. 
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1576 „Stifft Halberstadt sede vacantc"; 
„Abtei Stabel"; 
„Stiffi Verden"; 
1594 „JDechant und Capitel von Verdun"; 

„Fürstl. Bair. Bäthe und Maximilian von Oestreich für 
Fulda als kaiserliche Commission" ^) ; 
1641 „Brixen, nach Ableben des Bischofs: Domdechant und 

Capitel, nachmals Bischof Johann" ; 
1654 „Faradis von Salzburg, dann das Capitel, nachmals 
Bischof Guidobald"; 
„Bischof Melchior von Bamberg, dann Dechant, Senior 

und Capitel, dann Bischof Valentin"; 
„Dechant und Capitular von Worms"; 
„EUwangen^ nach dem Tode des Frohstes Johann Jaeob 
Dechant und das Capitel daselbst, nachmals Johann 
Rudolf". 
Ziehen wir diese Daten in Betracht, sehen wir, wie auf der 
geistlichen Bank das Frincip, mehrere Stimmen in einer Hand ver- 
vereinigt doch als solche anzuerkennen, schon in frühen Zeiten 
unserer Feriode anerkannt war, wie schon 1526 für ein Stift eine 
Stimme geführt wird, deren Träger nicht die Ferson eines Beichsfürsten 
ist, so kann es nicht Wunder nehmen, wenn dasselbe sich auch bei 
den weltlichen Fürsten geltend machte, zumal die ganzen Ver- 
hältnisse der Zeit, die tiefe Erregung der Gemüther durch die 
Religionsspaltung noch ein besonderes Motiv dafür gaben, dass die 
weltlichen den Grrundsatz der geistlichen, für jedes Fürstenthum 
eine Stimme festzuhalten, auch für sich in Anspruch nahmen. 
Erinnern wir uns des Antagonismus, der zwischen den beiden Fürsten- 
bänken geherrscht haben muss^), zumal im ersten Jahrzehnt der 
Reformation, wo fast alle weltlichen Fürsten zu den Frotestanten 
hielten, so ist es wohl erklärlich, dass hieraus sich auch ein Einfluss 
auf die Gestaltung der Stimmverhältnisse des Fürstenrathes ergeben 
musste. Auf dem Reichstage war ja das Schlachtfeld gegeben, wo 
in politischen Dingen diese Gegensätze ihre Kräfte gegen einander 
messen mussten; die Folge musste also sein, dass jeder Theil die 
seinigen möglichst zu erhalten suchte, während eine willkürliche 



') die Unterschriften sind nur im Auszuge angeführt.. 

*) s. Kanke „Reformations-Gesch." Buch III, cap. 2, im 2 Bande, p. 42: 
„Bei dem Artikel über die Verpflichtungen z. B. wollten die Geistlichen das 
Wort „evangelisch" nicht aufnehmen. Hierüber fielen von der weltlichen 
Seite so anzügliche Reden etc."; und ebendort p. 43 im ersten Absatz. 
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Vergrösserung der Stimmenzahl stets den Widerspruch der anderen 
Seite hervorrufen musste. 

Man möchte an den Zahlen verfolgen, wie die Phasen der Ge- 
schichte in dieser Hinsicht sich in der Stiramenzahl des Fürsten- 
rathes ausdrücken. Als man 1555 im Religionsfrieden einen modus 
vivendi geschaffen hatte, da suchte man ängstlich alle Vorbedingungen, 
auf denen derselbe basirte, zu erhalten; und merkwürdiger Weise 
finden wir auch, wie die Stimmenzahl der weltlichen Fürstenbank 
in dieser Zeit keinen wesentlichen Schwankungen unterworfen ist; 
weder macht sich ein Steigen noch ein Sinken derselben bemerkbar, 
sondern sie erhält sich im Durchschnitt auf der Höhe von 31 und 
32. Erst mit dem Jahre 1566 beginnen einzelne Veränderungen; 
Sachsen giebt in demselben zum ersten Male zwei Stimmen ab, 
aber noch auf dem folgenden Reichstage wieder nur eine. Mit 
1570 aber, als auch im politischen Leben die Gegensätze sich wieder 
zu regen beginnen, fangen die Veränderungen an, Pfalz führt wieder 
4, ebenso Hessen jetzt 4 Stimmen; Sachsen übt zwar auch hier 
nur noch eine Stimme aus, steigert dann aber fortwährend die 
Zahl derselben, es hält auch die Hennebergische, wie Kurpfalz in 
der folgenden Zeit die Stimmen von Lautem und Simmern, aufrecht, 
und nun errichtet die Pfälzische Kurlinie im Jahre 1576 in Lautem 
ein neues Fürstenthum mit der bewusst ausgesprochenen Intention, 
für dasselbe eine Stimme im Fürstenrathe, und zwar gerade aus 
Rücksicht auf den Gegensatz zu den geistlichen Fürsten, zu be- 
anspruchen ^). 

Wenn wir hier diesen Antagonismus so lebendig finden, aber 
auch so bewusst die Wege eingeschlagen sehen, auf denen man 
sich in demselben behaupten konnte, so ist es um so mehr erklärlich, 



') Diese Motive finden sich im Testament des theilenden Kurfürsten, 
Friedrichs III., welches derselbe im Jahre 1576 errichtete. Moser Bd. 34, p. 
498, § 25, führt den Passus der Urkunde an: 

„Zum 29. haben Wir nicht umgehen können, Unsere jüngere Söhn, Hertzog 
Johann Casimim und Christophen, dessen auch zu erinnern und zu ermahnen: 
Nachdem nemlichen bekannt, was es für eine Gelegenheit auf den Reichs- und 
Versammlungs- Tagen mit den Geistlichen im Reichs -Eath hat, welche sich 
immer dessen befleissen, dass Ihr Bank mit vilen Personen besetzt sey, auf 
dass sie durch das Mehrer diejenigen, so auf der weltlichen Bank sitzen, über- 
stimmen und dasjenige, was sie wollen, hindurch bringen mögen: Damit nun 
die Stimmen auf der weltlichen Seiten dem heil. Reich zum Besten gestärkt 
und vermehrt; so erinnern und ermahnen Wir gedachte Unsere Söhne und dero 
Nachkommen, dass sie, als gebohrene Pfaltz-Grafen, Ihr Stimm und Session in 
Reichs-Versammlungen nicht begeben, sondern mit Besuch und Beschickung 
derselben sie behalten und einnehmen und demjenigen, was dem Reich Teutscher 
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wie man auch alle alten Stimmen von Seiten der weltlichen Fürsten 
zu erhalten suchte. 

Der Rechtsweg, der hierbei eingeschlagen werden konnte, war 
lange durch die verschiedensten Verhältnisse vorgezeichnet ; er endete 
schliesslich in dem Princip, das Fürstenthum, dessen Begriff mit 
einem Lande verknüpft war, als eine juristische Persönlichkeit auf- 
zufassen, die, mochte auch das Land unter mehrere Theilhaber ge- 
theilt werden, dennoch mit ihren Rechten in ihrer Einheit bestehen 
blieb. Ihren äusseren Ausdruck fand diese Persönlichkeit im Fürsten- 
rathe, wo sie je eine Stimme auszuüben hatte, welche nun unab- 
hängig von dem Weiterbestehen oder Erlöschen einer Fürstenlinie, 
unabhängig auch davon, ob das Land getheilt wurde oder in seiner 
Gesammtheit intakt blieb, immer weitergeführt wurde. Aber all- 
gemein anerkannt, in seinen Consequenzen durchgeführt ist dieses 
Princip erst um 1654, während bis dahin auch der andere Grund- 
satz von der Vermehrung der Fürsten stimmen durch Erbtheilungen 
unter mehrere Söhne fortwirkte. Es entspricht diesem Gang der 
Dinge, dass wir die stärkste und continuirlich fortschreitende Ver- 
mehrung der Stimmenzahl der weltlichen Fürsten gerade in diesem 
letzten Zeitraum der besprochenen Periode finden, wo nach Mosers 
Annahme bereits der jüngere Grundsatz als anerkanntes Princip 
seit 1582 wirken sollte. Diese gesamrate Bewegung fand ihren Ab- 
schluss erst in der Restitution des Reichskörpers von 1648 und 1654. 

Nation, ünserm gemeinen Vaterland, zu gutem reichen mag, nach ihrem besten 
Verstand rathen und das Böse abwenden helfFen; ist gantz unvonnöthen, sich 
desjs wegen mit einem besonderen Anschlag beschweren und besetzen zu lassen, 
sintemahlen, als obsteht, Ihr Angebührniss von ünsern Succesoren in der Chur 
ohne das erstattet". 



tllf 



Dmok von E. Qrahn in Warmbrunn. 



